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1. Einleitung 
 
Die digitale Katastermappe (DKM) des Bundesamtes für Eich- und Vermessungswesen (BEV) 
und der Ingenieurkonsulenten für Vermessungswesen bildet die Datenbasis für die Erstellung 
eines Digitalen Flächenwidmungsplans. 
 
Die Übernahme der digitalen Flächenwidmungspläne in das Kärntner Geographische 
Informationssystem – KAGIS ist aufgrund der Informationsvielfalt für viele Abteilungen des 
Amtes der Kärntner Landesregierung und für die breite Öffentlichkeit von Interesse und bilden 
einen wesentlichen Bestandteil des Kärntner Raumordnungskatasters (ROKAT) (§ 4 Kärntner 
Raumordnungsgesetz 2021 (K-ROG 2021)). 
 
Die bereits erwähnte Datenvielfalt verlangt komplexe Datenstrukturen, die sowohl die 
Übernahme der Daten von Seiten der Datenersteller als auch die Visualisierung im eigenen 
Wirkungsbereich ermöglichen. 
 
Es wurde versucht die Daten so zu strukturieren, dass eine Synthese bestimmter Datenebenen 
zu einem späteren Zeitpunkt rasch und problemlos möglich ist. Damit erfolgt der Übergang 
von einer örtlichen Betrachtungsweise (= Flächenwidmungsplan in einer Gemeinde) zur 
überörtlichen Sicht der Daten für das ganze Bundesland. 
 
Die vorliegende Fassung der „Beschreibenden Datenschnittstelle für die Erstellung von 
digitalen Flächenwidmungsplänen im Bundesland Kärnten und dem Datenaustausch mit dem 
Kärntner Geografischen Informationssystem – KAGIS“ löst die bis dato gültige 
„Beschreibenden Datenschnittstelle für digitale Flächenwidmungspläne im Bundesland 
Kärnten“ mit Stand März 2006 ab und ist die letztendlich gültige Version für die digitale 
Bearbeitung von Flächenwidmungsplänen nach dem Kärntner Raumordnungsgesetz 2021 (K-
ROG 2021) und der zeichnerischen Vorgaben durch die Kärntner 
Flächenwidmungspläneverodnung LGBl Nr. 103/2022. 
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2. Grundlage – Digitale Katastermappe (DKM) 
 
Die Datenbasis für die Erstellung eines digitalen Flächenwidmungsplans bildet die digitale 
Katastermappe (DKM) die entweder vom Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen (BEV) 
oder einem Ingenieurkonsulent für Vermessungswesen in Zusammenarbeit mit dem 
zuständigen Vermessungsamt erstellt wird. 
 
Als Basis für die Erarbeitung des Digitalen Flächenwidmungsplans ist die zur Auftragsvergabe 
der Gemeinde an den jeweiligen Planer aktuell erhältliche DKM zu verwenden! 
 
 
 

3. Die Datenstruktur des Digitalen Flächenwidmungsplans 
 

3.1 Projektionssystem – Das österreichische Bundesmeldenetz (BMN) 

 
Das Bundesmeldenetz des österreichischen Bundesamtes für Eich- und Vermessungswesen 
(BEV) ist ein metrisch, ebenes und rechtwinkliges Projektionssystem welches auf dem Gauß-
Krüger-System basiert. Dabei werden Meridianstreifen von 3 Grad Breite auf einem quer zur 
Erdachse liegendem Zylindermantel abgebildet. Als Referenzsystem wird das Referenzsystem 
der österreichischen Landesvermessung – MGI (Militär-Geographisches Institut) mit dem 
Besselschen Ellipsoid von 1841 als Rotationsellipsoid verwendet, jedoch mit dem Zentralpunkt 
Wien, das sogenannte Hermannskogel Datum (Austrian Datum). 
Drei Meridianstreifen decken die Fläche von Österreich ab. Diese werden als M28, M31 und 
M34 bezeichnet. Als Bezugsmeridiane werden 28°E, 31°E und 34°E verwendet, diese beziehen 
sich jedoch nicht auf Greenwich sondern auf den Meridian von Ferro. 
Der erste Wert der Koordinate ist der Rechtswert R. Er bezeichnet den Ost- Westabstand der 
Position vom Bezugsmeridian. 
Zur Vermeidung von negativen Rechtswerten, wie sie im Gauß-Krüger System vorkommen 
können (abhängig davon, auf welcher „Seite“ des Bezugsmeridians der Punkt zu liegen kommt) 
werden beim BMN die Meridianstreifen mit einem „Offsetwert“ versehen. 
Demnach gilt für eine Umrechnung Gauß-Krüger-Projektion auf BMN: 

- M28: Rechtswert + 150.000m 
- M31: Rechtswert + 450.000m 
- M34: Rechtswert + 750.000m 

Der zweite Koordinatenwert ist der Hochwert H. Er beschreibt den nördlichen Abstand der 
Position zum Äquator (korrigiert um –5000 km). 
Für Kärnten ist der Meridianstreifen M31 relevant. Das für die Erstellung der einzelnen 
Objektebenen des digitalen Flächenwidmungsplans zu definierende Projektionssystem ist 
demnach Bundesmeldenetz mit dem Bezugsmeridian M31 (BMN M31; EPSG Code: 31258). 
 
 

3.2 Die Strukturtabelle 

 
Die Strukturtabelle im Anhang gliedert sich in mehrere Datenspalten und beinhaltet alle 
relevanten Informationen zur Strukturierung und Generierung der einzelnen Ebenen des 
digitalen Flächenwidmungsplans: 
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Kategorie Widmung GIS-
Layer 

Topologie WIDCODE Zusätzliche 
Festlegung 

Beschreibung LABEL 

 
Die Spalten im Einzelnen erklärt: 
 
Kategorie A Bauland, B Grünland, C Verkehrsfläche, 

D, E, F, G Ersichtlichmachung 
 
Widmung Die Bezeichnung der Widmung 

 
GIS-Layer 
(Objektebene aktuell) 

Die anzulegenden Objektebenen (Shapefiles) 
bzw. die Benennung derselben 

 
Topologie Zu generierende Topologie (Point-, Polyline- 

od. Polygon-Feature) 
 
WIDCODE Der Code für die Zuordnung der 

entsprechenden Widmung bzw. 
Ersichtlichmachung (= Schlüsselfeld da 
einmalig vorkommend und somit eindeutig!) 

 
Zusätzliche Festlegung Erläuternder Text und beschreibende 

Information 
 
 
Beschreibung Erläuternder Text und beschreibende 

Information 
 
LABEL Zu verwendendende 

Widmungskurzbezeichnung (siehe Pkt. 3.4: 

Signaturen (Symbole und 

Widmungskurzbezeichnungen)) 
 
 

3.3 Der Einsatz in der Praxis 

 
Die unter 3.2 beschriebene Strukturtabelle legt – technisch gesehen - fest: 
 

• Die anzulegenden Objektebenen (Shapefiles) 
• Die Benennung der Objektebenen (Shapefiles) 
• Welche WIDCODES zu welchen Objektebenen (Shapefiles) zusammengefasst werden. 
• Die zu wählende Topologie der Objektebenen. Hiernach ist entsprechend der Angabe 

in der Strukturtabelle entweder ein Point-, Polyline- od. Polygonfeature anzulegen und 
entsprechend der Angaben in der Strukturtabelle zu benennen. 

 
 

3.3.1 Akzeptiertes Austauschformat der Objektebenen – Shapefile 

 
Sämtliche Objektebenen sind im Format ESRI Shape anzulegen. 
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Die Spalte “GIS-Layer“ in der Strukturtabelle gibt an in welcher Objektebene (= Shapefile) das 
entsprechende Objekt des entsprechenden WIDCODES digitalisiert wird. Die Spalte 
„Topologie“ gibt die dabei zu wählende Topologie vor. 
 
 
Beispiel 1 – Angabe in der Strukturtabelle wie folgt: 
 

Kategorie Widmung GIS-Layer Topologie WIDCODE Zusätzliche 
Festlegung 

Beschreibung LABEL 

Bauland Sondergebiet WIDG Polygon A13000  Schießstätte  

 
Laut Angaben in der Strukturtabelle sind Objekte mit dem WIDCODE A13000 (Widmung 
„Bauland – Sondergebiet - Schießstätte“) in der Objektebene „WIDG.shp“ als Polygon Feature 
zu digitalisieren. 
 
 
Beispiel 2 – Sonderfall Landesstraße, Straßenrand schmale/breite Signatur: 
Angabe in der Strukturtabelle wie folgt: 
 

Kategorie Widmung GIS-Layer Topologie WIDCODE Zusätzliche 
Festlegung 

Beschreibung LABEL 

Ersichtlichmachung Landesstraße D301/WIDG Polyline/Polygon D301  Bestand – 
schmale Signatur 

 

Ersichtlichmachung Landesstraße D302 Polyline D302  Bestand – breite 
Signatur 

 

 
Laut Angaben sind Objekte mit dem WIDCODE D301 und D302 (bestehende Landestraßen, 
Straßenrand schmale bzw. breite Signatur) wie folgt zu digitalisieren: 
 

• Objekte mit dem WIDCODE D301 sind: 
1. In der Objektebene „D301.shp“ mit der Topologie „Polyline“ zu erfassen (= 

Straßenrand schmale Signatur) 
2. Zusätzlich in der Objektebene „WIDG.shp“ als Polygonfeature (= 

Landesstraßenfläche) 
• Objekte mit dem WIDCODE D302 sind in der Objektebene „D302.shp“ mit der 

Topologie „Polyline“ zu erfassen (= Straßenrand breite Signatur) 
 
 
Beispiel 3 – Sonderfall Hauptbahn in Planung: 
Angabe in der Strukturtabelle wie folgt: 
 

Kategorie Widmung GIS-Layer Topologie WIDCODE Zusätzliche 
Festlegung 

Beschreibung LABEL 

Ersichtlichmachung Haupt-, 
Nebenbahn, 

Anschlussbahn, 
Materilabahn 

D402/WIPL Polyline/Polygon D402  Hauptbahn in 
Planung 

 

 
Objekte mit dem WIDCODE D402 werden: 

1. In der Objektebene „D402.shp“ mit der Topologie „Polyline“ und 
2. In der Objektebene „WIPL.shp“ als Polygonfeature erfasst 
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3.3.2 Die Struktur der Attributtabellen 

 
Die Attributtabelle der Objektebenen des digitalen Flächenwidmungsplans ist wie folgt zu 
strukturieren: 
 

• GIS-Layer WIDG: 
 

 
WIDCODE des entsprechenden Features 
(korrekter Code ist der Strukturtabelle im 
Anhang zu entnehmen) 

 

 
Aktenzahl des Amtes der Kärntner 
Landesregierung des der Widmung 
zugrundliegenden Bescheides/Verordnung 

 

 
Bei digitaler Ersterfassung Eintrag: neuer 

Flächenwidmungsplan 

Bei Widmungsänderungen Eintrag des 
jeweiligen Änderungspunktes: z.B.: 9/2020, 

10/2019 etc. laut Bescheid/Verordnung 
 

 

 
Name des digitalen Datenerstellers (z.B. 
Name des verantwortlichen Planers): DI 

Mustermann 

 

 
Datum des Inkrafttretens des 
Flächenwidmungsplans od. der 
Widmungsänderung (Datum 1 Tag nach 

Veröffentlichung auf amtstafel.at). 

 

 
Standardeintrag: 31.12.2099 
Nur bei Bebauungsfrist (§35 K-ROG 2021): 
Datum Ablauf der Bebauungsfrist 

 

 
Feld bleibt bei digitaler Neuerstellung leer – 
bei digitaler Nachführung Eintrag des 
Änderungsdatums z.B. 17.01.2021 

 

 
Feld bleibt bei digitaler Neuerstellung leer – 
bei digitaler Nachführung Eintrag einer 
fortlaufenden Nummerierung der 
Flächenwidmungsplan Änderungen pro 
Gemeinde 
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Eintrag der Gemeindekennziffer, z.B. für 
Krumpendorf am Wörthersee: 20415 

 

 
Datum des DKM Standes auf Basis dessen die 
Features erfasst wurden 

 
 

• Die Objektebenen AUGB, VORB, IFB und BBF müssen dieselbe Tabellenstruktur wie 
der Layer WIDG aufweisen. 

• Für alle übrigen Objektebenen müssen mindestens die Felder „WIDCODE“, 
„DATENERST“ und „GEMNR“ in der oben beschriebenen Struktur angelegt werden. 

 
 

3.4 Signaturen (Symbole und Widmungskurzbezeichnungen) 

 
Unter Symbol wird beispielsweise die Darstellung eines Zeltes für „Campingplatz“ (Widcode 
B7) verstanden. 
 
Ein Beispiel für eine Widmungskurzbezeichnung ist die Buchstabenkombination WGR, die die 
Widmung „Reines Wohngebiet“ (Widcode A6) kennzeichnet. 
 
Für Einsetzpunkte der Signaturen, die für flächenhafte Darstellungen verwendet werden, sind 
folgende Point Features im Format ESRI Shape anzulegen: 
 
 

• WIDGP.shp: 
 
Einsetzpunkte der Signaturen der Objektebene WIDG.shp 
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Attributtabellenstruktur wie folgt: 
 

 

 

WIDCODE des entsprechenden 
Features auf das sich der Einsetzpunkt 
bezieht (korrekter Code ist der 
Strukturtabelle im Anhang zu 
entnehmen) 

 

 
Aktenzahl des Amtes der Kärntner 
Landesregierung des der Widmung 
zugrundliegenden 
Bescheides/Verordnung 

 

 
Bei digitaler Ersterfassung Eintrag: 
neuer Flächenwidmungsplan 

Bei Widmungsänderungen Eintrag des 
jeweiligen Änderungspunktes: z.B.: 
9/2020, 10/2019 etc. laut 
Bescheid7Verordnung 
 

 

 
Name des digitalen Datenerstellers (z.B. 
Name des verantwortlichen Planers): DI 

Mustermann 

 

 
Datum des Inkrafttretens des 
Flächenwidmungsplans od. der 
Widmungsänderung (Datum 1 Tag 

nach Veröffentlichung auf 

amtstafel.at). 

 

Standardeintrag: 31.12.2099 
Nur bei Bebauungsfrist (§35 K-ROG 
2021): Datum Ablauf der Bebauungsfrist 

 

 
Feld bleibt bei digitaler Neuerstellung 
leer – bei digitaler Nachführung Eintrag 
des Änderungsdatums z.B. 17.01.2021 

 

 
Feld bleibt bei digitaler Neuerstellung 
leer – bei digitaler Nachführung Eintrag 
einer fortlaufenden Nummerierung der 
Flächenwidmungsplan Änderungen pro 
Gemeinde 
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Eintrag der Gemeindekennziffer, z.B. 
für Krumpendorf am Wörthersee: 20415 

 

 
Datum des DKM Standes auf Basis 
dessen die Features erfasst wurden 

 

 
Angabe des Rotationswinkels, nachdem 
die Signaturen ausgerichtet werden (siehe 

auch Pkt. 3.4.1: Anmerkungen zu den 

Signaturen) 

 
 

• VORBP.shp 
 
Einsetzpunkte der Signaturen der Objektebene VORB.shp 
 
Attributtabellenstruktur wie folgt: 
 

 

 

WIDCODE des entsprechenden 
Features auf das sich der Einsetzpunkt 
bezieht (korrekter Code ist der 
Strukturtabelle im Anhang zu 
entnehmen) 

 

 
Aktenzahl des Amtes der Kärntner 
Landesregierung des der Widmung 
zugrundliegenden 
Bescheides/Verordnung 

 

 
Bei digitaler Ersterfassung Eintrag: 
neuer Flächenwidmungsplan 

Bei Widmungsänderungen Eintrag des 
jeweiligen Änderungspunktes: z.B.: 
9/2020, 10/2019 etc. laut 
Bescheid/Verordnung 
 

 

 
Name des digitalen Datenerstellers (z.B. 
Name des verantwortlichen Planers): DI 

Mustermann 

 

 
Datum des Inkrafttretens des 
Flächenwidmungsplans od. der 
Widmungsänderung (Datum 1 Tag 
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nach Veröffentlichung auf 

amtstafel.at). 
 
Standardeintrag: 31.12.2099 

 

 
Feld bleibt bei digitaler Neuerstellung 
leer – bei digitaler Nachführung Eintrag 
des Änderungsdatums z.B. 17.01.2021 

 

 
Feld bleibt bei digitaler Neuerstellung 
leer – bei digitaler Nachführung Eintrag 
einer fortlaufenden Nummerierung der 
Flächenwidmungsplan Änderungen pro 
Gemeinde 

 

 
Eintrag der Gemeindenummer, z.B. für 
Krumpendorf am Wörthersee: 20415 

 

 
Datum des DKM Standes auf Basis derer 
die Features erfasst wurden 

 

 
Angabe des Rotationswinkels, nachdem 
die Signaturen ausgerichtet werden (siehe 

auch Pkt. 3.4.1: Anmerkungen zu den 

Signaturen) 

 
• ERSI.shp 

 
Einsetzpunkte der Signaturen aller Objektebenen D (Ersichtlichmachungen) 
 
Attributtabellenstruktur wie folgt: 
 

 

 

WIDCODE des entsprechenden 
Features auf das sich der Einsetzpunkt 
bezieht (korrekter Code ist der 
Strukturtabelle im Anhang zu 
entnehmen) 

 

 
Name des digitalen Datenerstellers (z.B. 
Name des verantwortlichen Planers): DI 

Mustermann 
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Eintrag der Gemeindenummer, z.B. für 
Krumpendorf am Wörthersee: 20415 

 

 
Angabe des Rotationswinkels, nachdem 
die Signaturen ausgerichtet werden (siehe 

auch Pkt. 3.4.1: Anmerkungen zu den 

Signaturen) 

 
 

3.4.1 Anmerkungen zu den Signaturen 

 
• Auf Freistellung der Signaturen muss bei der Punktsetzung unbedingt geachtet werden! 

Überschneidungen von Signaturen bzw. Signaturen und DKM-Beschriftungen in der 
Druckausgabe sind nicht erlaubt! 

 
• Ausrichtungswinkel von Signaturen: 

Die Signaturen müssen nicht unbedingt generell nach Norden ausgerichtet werden – zu 
achten ist auf die Ausrichtung entsprechend den umgebenden Grundstücks- od. 
Widmungsgrenzen! Entsprechend der gewünschten Ausrichtung ist in der 
Attributtabelle in der Spalte „Winkel“ der entsprechende Rotationswinkel anzugeben! 
 
 

 
 
 

• Einfach- und Mehrfachsignaturen 
Signaturen können in Einfach- und Mehrfachsignaturen unterschieden werden. 
Einfachsignatur bedeutet, dass zur Kennzeichnung eines Features nur eine Signatur 
(dementsprechend ein Einsetzpunkt) notwendig ist. Hingegen wird von einer 
Mehrfachsignatur (Zusatzsignatur, ZUS) gesprochen, wenn zur Kennzeichnung ein und 
desselben Features mehr als eine Signatur notwendig ist. Dementsprechend sind für 
dieses Feature mehrere Einsetzpunkte zu setzen – diese weiteren Einsetzpunkte (nur ein 
Punkt pro Feature in den Objektebenen WIDGP, VORBP bzw. ERSI) sind jedoch nicht 
in die Objektebenen WIDGP, VORBP bzw. ERSI aufzunehmen, sondern in die unter 
Pkt. 3.5 (Beschriftungen) beschriebene Objektebene „text“. In der Attributtabelle sind 
diese Mehrfachsignaturen in der Spalte „Typ“ als „ZUS“ zu bezeichnen. 
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Folgende Beispiele zeigen die Notwendigkeit von Mehrfachsignaturen: 
 

- Durch Blattschnitt notwendig gewordene Mehrfachsignaturen: 
 
Signaturen von Widmungen, die sich in der Druckausgabe über mehrere 
Blattschnitte erstrecken, müssen auf jedem der Blätter dargestellt werden: 
 
 

 
 
 

- Durch Überschneidung notwendig gewordene Mehrfachsignaturen: 
 

Im nachfolgendem Beispiel wird durch die räumliche Zerteilung einer Gelben 
Gefahrenzone durch zwei rote Gefahrenzone eine Zusatzsignatur notwendig, um 
die Darstellung richtig interpretieren zu können: 
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3.5 Beschriftungen – TEXT.shp 

 
Als Beschriftung gilt jeder Text, der nicht an eine Widmung gebunden ist (ausgenommen 
Mehrfachsignaturen (siehe Pkt. 3.4.1 Anmerkungen zu den Signaturen). Ähnlich wie auch schon unter 
Pkt. 3.4 Signaturen (Symbole und Widmungskurzbezeichnungen) beschrieben, ist auch diese 
Textbeschriftung an Einsetzpunkte eines anzulegenden Point Features „TEXT“ im Format 
ESRI Shape gebunden. 
 
Bei der Digitalisierung der Einsetzpunkte ist unbedingt darauf zu achten, dass keine 
Überlagerungen von Zusatztexten mit Flächenwidmungstexten und Beschriftungen der DKM 
vorliegen! 
 
Attributtabellenstruktur wie folgt: 
 

 

 
„Texttyp“: 

- RAND: Beschriftung für angrenzende KGs od. 
Gemeinden 

- KG: Katastralgemeindenamen 
- ORT: Ortschaften 
- RIED: Riednamen 
- SONST: Sonstiger Text (z.B. 220 KV etc.) 
- ZUS: weitere Einsetzpunkte für 

Mehrfachsignaturen (siehe  

    Pkt. 3.4.1: Anmerkungen zu den Signaturen!) 

 

 
Angabe des Rotationswinkels, nach dem die Signaturen 
ausgerichtet werden 

 

 
Textinhalt, z. B. KG Gössnitz 

 
 
Die Darstellung des Textes differiert nach dem „Texttyp“ (Feld „Typ“ der Attributtabelle): 
 

TYP Textfarbe Schriftart Schriftgröße 
RAND schwarz Arial 10 
KG blau Arial 10 
ORT schwarz Arial 9 
RIED blau Arial 8 
SONST schwarz Arial 8 

 
Mehrfachsignaturen (ZUS) sind mit dem jeweils entsprechenden *.lyr file (abc_p od. d_p) nach 
dem Feld „TEXTSTRING“ darzustellen. Um eine korrekte Darstellung zu erreichen, muss die 
Feature Class „Text“ unter Umständen mehrfach in ein GIS-Projekt geladen werden. 
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4.  Digitale Gestaltung und Ausgabe des Flächenwidmungsplans 
 

4.1 Allgemeines 

 

Die vorliegende Datenschnittstelle bezieht sich auf die rechtlichen Vorgaben des Kärntner 
Raumordnungsgesetzes 2021 (K-ROG 2021) und die Vorgaben der Kärntner 
Flächenwidmungspläneverodnung LGBl Nr. 103/2022. 
 
Für die graphische Umsetzung des Flächenwidmungsplans und die Ausgabe gilt die gültige 
Planzeichenverordnung: 
Dabei muss der rechtliche Inhalt eindeutig lesbar und inhaltlich klar nachvollziehbar sein. 
Insbesondere ist auf eine eindeutige Differenzierung der Baulandwidmungen Wert zu legen. 
 
 

4.2 Elemente der Darstellung – digitale Gestaltung 

 
Ein bestimmtes Feature kann im Flächenwidmungsplan durch Farbflächen, Linien (in 
verschiedenen Farben, Strichstärken und Arten), Marker und Labeltext oder durch eine 
Kombination dieser Elemente dargestellt werden. 
Die Festlegung wie ein Feature des digitalen Flächenwidmungsplans dargestellt wird, ist in 
Layer files für ArcGIS (*.lyr files) definiert. 
 
 

4.3 ArcGIS Layer files für die Objektebenen des digitalen Flächenwidmungsplans 

(*.lyr files) 

 

KAGIS stellt für eine korrekte Visualisierung und Ploterstellung des digitalen 
Flächenwidmungsplans laut gültiger Planzeichenverordnung ArcGIS Layer files (*.lyr) zur 
Verfügung. Für die Darstellung sämtlicher Ebenen des digitalen Flächenwidmungsplans sind 5 
Layer files (*.lyr files) vonnöten: 
 
 
 
 

Schriftfarbe Spalte „GIS-Layer“ in 
Strukturtabelle 

Zu verwendender *.lyr file 

Schriftfarbe „orange“ abc_pl.lyr 
Schriftfarbe „magenta“ abc_p.lyr 
Schriftfarbe „blau“ d_pl.lyr 
Schriftfarbe „grün“ d_l.lyr 
Schriftfarbe „schwarz“ d_p.lyr 

 
 

Kurzbeschreibung der Layer files: 
 

- abc_pl.lyr:  Layer file für sämtliche Widmungskategorien A, B und C mit 
Polygontopologie laut Strukturtabelle im Anhang (Schriftfarbe 
Spalte „GIS-Layer“ = orange) 

- abc_p.lyr:  Layer file für die Signaturen (Symbole und 



Digitaler Flächenwidmungsplan – Datenschnittstelle                                                                                                                                            

  
 
 

 
 

Seite 15 

Widmungskurzbezeichnungen) der Widmungskategorien A, B 
und C (Schriftfarbe Spalte „GIS-Layer“ = magenta) (Signaturen 

(Symbole und Widmungskurzbezeichnungen) siehe auch Pkt. 3.4) 
- d_pl.lyr: Layer file für alle Ersichtlichmachungen D mit 

Polygontopologie laut Strukturtabelle im Anhang (Schriftfarbe 
Spalte „GIS-Layer“ = blau) 

- d_l.lyr: Layer file für alle Ersichtlichmachungen D und der Objektebene  
C21 (Weg nach Luftbild, Achse) mit der Topologie 
Polyline laut Strukturtabelle im Anhang (Schriftfarbe Spalte 
„GIS-Layer = grün) 

-  d_p.lyr:  Layer file für alle Ersichtlichmachungen D mit Point Topologie 
bzw. Signaturen, die sich auf Ersichtlichmachungen D beziehen 
(Schriftfarbe Spalte GIS-Layer in Strukturtabelle = schwarz) 

 
 
Die beschriebenen Layer files werden von KAGIS laufend aktualisiert und werden auf Anfrage 
weitergegeben! 
 

4.4 Reihenfolge der Objektebenen für die Ausgabe 

 
Entscheidend für eine sinnvolle bzw. gut lesbare Ausgabe des Flächenwidmungsplans ist die 
Reihenfolge in der die einzelnen Objektebenen übereinandergelegt werden. Bei einer falschen 
Kombination der Objektebenen werden verschiedene Themenebenen abgedeckt bzw. 
überdruckt. Daher werden zuerst die Farbflächen und Grenzlinien der sich nicht überlagernden 
Objektebenen (z.B. WIDG) dargestellt, gefolgt von jenen Features die sich überschneiden 
können. Hernach folgen die durch Linien dargestellten Infrastrukturelemente, wie z.B. 
Leitungen, Seilbahnen, Lifte und schließlich die Signaturen (Symbole und 
Widmungskurzbezeichnungen) und Beschriftungen. Als oberste Ebene kommt der 
Katasterplan zu liegen. 
 
 
 

5.  Datenaustausch – digitaler Flächenwidmungsplan Datenersteller – 

KAGIS  
 
Als räumliche Austauscheinheit wird die politische Gemeinde festgelegt. Ist ein 
Flächenwidmungsplan nach den unter Pkt. 3.3.1 (Akzeptiertes Austauschformat der Objektebenen – 

Shapefile) festgelegten Kriterien fertiggestellt, so sind sämtliche Objektebenen desselben, mit 
jenem Aktualitätsstand mit dem auch die Ausgabe des letztlich rechtskräftigen 
Flächenwidmungsplans erfolgte bei KAGIS abzugeben. KAGIS führt in weiterer Folge eine – 
vor allem nach technischen Gesichtspunkten ausgerichtete – Prüfung der einzelnen 
Objektebenen durch. Erst nach erfolgter digitaler Abnahme erfolgt eine allfällige Auszahlung 
einer Förderung an die entsprechende Gemeinde. 
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6. Sonstige Bemerkungen 
 

6.1 Ansuchen neuer WIDCODES 

 
Neue WIDCODES werden nur in Ausnahmefällen angelegt. Die Widmung ist vorab mit der 
UAbt. Fachliche Raumordnung fachlich abzustimmen. Hernach ist KAGIS zwecks Anlage 
eines neuen WIDCODES zu kontaktieren. Keinesfalls kann ein WIDCODE selbstständig 
ergänzt werden. 

 
 

6.2 Aufschließungsgebiete 

 
Der Layer AUGB ist notwendig, um den Sonderfall Aufschließungsgebiet mit 
Sonderwidmung oder Aufschließungsgebiet mit Vorbehaltsfläche berücksichtigen zu können. 
Dies wird so gehandhabt, dass die Widmung gemäß der Tabelle mit Ax oder A13xx, A16#xx 
oder A15#xx bezeichnet werden und darüber in einem eigenen Layer AUGB dasselbe 
Polygon mit dem WIDCODE A120 gezeichnet werden muss. 
 
 

6.3 Katastralgemeindegrenzen nicht mehr geschlossene Polygone 

 
Die Darstellung der Katastralgemeindegrenzen als geschlossene Polygone ist nicht mehr 
möglich, daher werden die KG-Grenzen als offene Linien innerhalb der Gemeindegrenzen auf 
dem Layer D3502 abgebildet. 

 
 

 
 

 

KG-Grenzen

Gemeindegrenze
als Polygon (GMGR)



Digitaler Flächenwidmungsplan – Datenschnittstelle                                                                                                                                            

  
 
 

 
 

Seite 17 

 
 
 

6.4  Weg nach Luftbild 
 

Bei dem Weg nach Luftbild gibt es die beiden Unterscheidungen: 
 

a) „verkehrsrelevanter“ Weg nach Luftbild: die Abgrenzung auf WIDG 
muß mit dem WIDCODE C2 versehen sein (d.h. der Weg wird gelb) 
zusätzlich zu der Abgrenzung auf WIDG muß die Mittelachse des Weges 
auf einem Linienlayer C21 liegen. 
 

b) Weg nach Luftbild ohne „Verkehrsrelevanz“: die Abgrenzung in WIDG 
entfällt, der Weg wird nur durch die Mittelachse auf dem Linienlayer 
C21 dargestellt 

 
 

6.5 Wald 

 
Wald ist eine Ersichtlichmachung und keine Widmung. Unter dieser Ersichtlichmachung ist 
die Widmung „Grünland allgemein (Für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte Flächen; 
Ödland)“ mit dem WIDCODE B1 auf dem Layer WIDG einzutragen. 
Inselflächen im Wald sind nicht zu erfassen, sondern bei der Digitalisierung auszunehmen! 

 
 

6.6 Gefahrenzonen 

 
Bei der Digitalisierung der Gefahrenzonen sind nunmehr folgende Richtlinien zu beachten: 
 

a) Da die Gefahrenzonen als Flächen erfasst werden, müssen sie als geschlossene 
Polygone digitalisiert werden.  
 
b) Überlagerung von Gefahrenzonen: 
Werden eine oder mehrere Rote Gefahrenzonen von einer Gelben Gefahrenzone 
umgeben, so liegt 'unter' der Roten GZ immer auch die Gelbe GZ. Die Fläche der 
Roten GZ wird nicht von der Fläche der Gelben GZ subtrahiert. 

 

KG-Grenzen
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c) Überlappen sich zwei oder mehrere Gefahrenzonen einer Ebene (z.B. Rote 
Gefahrenzonen, Gelbe Gefahrenzonen usf.), müssen die Gefahrenzonen ohne das 
Überlappungsgebiet digitalisiert werden. Das Überlappungsgebiet erhält einen 
eigenen WIDCODE, eine eigene Darstellung und muss extra digitalisiert werden. 
(Die Darstellung des Überlappungsgebietes in dem unten angeführten Beispiel ist 
nur eine Symboldarstellung.) 

 
 

 
 
 
 
 

7. Kontakt 
 

Für Fragen und Auskünfte steht Ihnen das 
 
Amt der Kärntner Landesregierung 
Abteilung 3 – Gemeinden, Raumordnung und Katastrophenschutz 
Kärntner Geographisches Informationssystem (KAGIS) 
Mießtaler Straße 1 
9020 Klagenfurt 
0463/536 – 13138 
mathias.moser@ktn.gv.at 
 
gerne zur Verfügung. 
 
 

WG

WR

WG

Zusatzsignatur

Überschneidungsbereich
(eigener Widcode)

WR

Grenze des 
raumrelevanten Bereiches

Fäche 1

3

Fäche 3

Fäche 4

Fäche 2
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8.  Anhänge 
 

8.1 Strukturtabelle – Die aktuell nachgeführte Strukturtabelle kann laufend bei 

KAGIS angefragt werden. 

8.2 Kärntner Raumordnungsgesetz 2021 (K-ROG 2021) 

8.3 LGBl Nr. 103/2022 – Kärntner Flächenwidmungspläneverordnung 

 

 

 
 
KAGIS – Mag. Mathias Moser, Dezember 2022 

 

 



Kategorie Widmung GIS-Layer Topologie WIDCODE zusätzliche Festlegung Beschreibung LABEL
A - BAULAND
Bauland 1. Dorfgebiet WIDG polygon A1
Bauland 2.1. Wohngebiet WIDG polygon A2
Bauland 2.2. Reines Wohngebiet WIDG polygon A6 WGR
Bauland 3.1. Kurgebiet WIDG polygon A3
Bauland 3.2. Reines Kurgebiet WIDG polygon A7 KGR
Bauland 4.1. Gewerbegebiet WIDG polygon A8
Bauland 4.2. Gemischtes Baugebiet WIDG polygon A4 GB
Bauland 5. Geschäftsgebiet WIDG polygon A5
Bauland 6. Industriegebiet WIDG polygon A9

Bauland 7. Sondergebiet A13xxx
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13000 Schießstätte
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13001 Krankenanstalt KA
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13002 Kaserne KS
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13003 Sprengstofflager SPL
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13004 Sprengstoff-und-Pulverfabrik SPF
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13005 Abfallbehandlungsanlage AB
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13006 Kläranlage ARA
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13007 Messegelände MG
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13008 Schiffahrtsanlage SANL
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13009 Baggerhafen BGH
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13010 Umspannwerk UW
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13011 Autobahn- Raststätte ARST
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13012 Kraftwerk KW
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13013 Burg - Burgruine RU
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13014 Schloßanlage SCHA
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13015 Kirche KI
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13016 Erlebniswelt ELW
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13017 Bioheizwerk BHW
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13018 Soziale Einrichtung, Lebenshilfe SEL
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13019 Bergbaumuseum BBM
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13020 Schotterentnahme,Transportbeton SCHB
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13021 Energiegewinnung,Nahwärmeversorgung EVA
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13022 Behindertenwerkstätte BWS
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13023 Fernheizwerk FHW
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13024 Stift STI
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13025 Tongewinnung u. Tonverarbeitung TON
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13026 Burganlage BU
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13027 Erholungsheim ERH
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13028 Landwirtschaftliche Fachhochschule LFH
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13029 (Vieh-)Versteigerungshalle VSTH
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13030 Justizanstalt JUA
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13031 Zollabfertigung ZA
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13032 Postgarage PG
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13033 Pumpstation PST
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13034 Gaslager GLA
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13035 Tanklager TLA
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13036 Historischer Hochofen HH
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13037 Kuranstalt KUA
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Kategorie Widmung GIS-Layer Topologie WIDCODE zusätzliche Festlegung Beschreibung LABEL
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13038 Kalksteinbetrieb KSB
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13039 Betriebsfläche - Abzweigestation BAS
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13040 Altenheim ALH
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13041 Burgarena BA
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13042 Bergstation BST
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13043 Biogasanlage BGA
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13044 Autobahnmeisterei ABM
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13045 Festspielanlage FSA
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13046 Sicherheitszentrum SIZ
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13047 Absetzbecken ASB
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13048 Gasthof und Käserei GK
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13049 Garagen-und Werkstättengebäude GW
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13050 Verdichter-und Energiegewinnungsstation EGST
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13051 Schwarzmisch- und Kiesaufbereitungsanlage SKA
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13052 Tierkörperentsorgung TKE
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13053 Indoor-Go-Kart-Anlage IGK
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13054 Pyrotechnische Fabrik PYF
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13055 Fahrtechnikzentrum FTZ
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13056 Seniorenwohnheim SW
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13057 Buddhistisches Meditationszentrum BMZ
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13058 Mehrzweckgebäude MZG
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13059 Sportpark SPP
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13060 Bootslager- und Wartungshalle BWH
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13061 Werkstoffsammelzentrum u. Gemeindebedarf WSZ
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13062 Tankstelle T
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13063 Kapelle KAP
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13064 Privatklinik PK
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13065 Autobahntankstelle AT
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13066 umweltgefährdender Industriebetrieb UI
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13067 Grenzstation GST
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13068 Talstation TST
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13069 Mittelstation MST
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13070 Betriebstankstelle BT
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13071 Pflegeheim PFLH
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13072 Ausflugsgasthaus AGH
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13073 Umweltgefährdender Chemiebetrieb nach Seveso II UCB
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13074 Heizwerk HW
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13075 Sport- und Bewegungskindergarten SBK
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13076 Naturpark-Info-Zentrale/Dreiländermarkt NPI
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13077 Freizeitpark FZP
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13078 Lagerhalle LAH
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13079 Schwefelbad S-Bad
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13080 Sozialtherapeutische Wohn- und Werkstätten SWW
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13081 Jugendherberge JHB
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13082 Freizeitinfrastruktur Tierpark FIT
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13083 Umspannwerk-Pipelinebetriebsstation UPS
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13084 Feuerwehr FEW
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13085 Garagen GAR
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13086 Parkgarage, Restaurant und Souvenirshop PRS
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13087 Aussichtswarte , Restaurant AR
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Kategorie Widmung GIS-Layer Topologie WIDCODE zusätzliche Festlegung Beschreibung LABEL
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13088 Straßenwartungsgebäude SWG
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13089 Schulanlage SCHU
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13090 Autowaschanlage mit Imbissbetrieb AWI
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13091 Dorfgemeinschafts- u. Feuerwehrrüsthaus DF
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13092 Observatorium OB
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13093 Museumsquartier MQ
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13094 Bergstation und Restaurant BST-R
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13095 Mittelstation und Restaurant MST-R
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13096 gewerbliche Emissionsschutzbauten GW EM
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13097 Bootsbau und Marina BMA
Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13098 Altenwohnheim - Sozialzentrum ASZ

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13099 Technologiepark TP

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13100 Asphaltmischanlage AMA

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13101 Betonmischanlage BMAL

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13102 Repeaterstation RPS

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13103 Schieberstation SST

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13104 Mauthaus MH

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13105 Bauhof BAH

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13106 Burganlage mit Gastronomie und Greifvogelw BAGG

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13107 Halbleiterfertigung (Seveso II Betrieb) HLF

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13108
Putz- und Mörtelproduktion, Mischanlage 
und Sandaufbereitung

PMMS

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13009 Baggerhafen BGH

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13110 Heilklimastollen HKS

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13111 Propangaslager nach Seveso II PGL

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13112 Propangasabfüllung PGA

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13113 Tourismusinfozentrale TZ

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13114 Betriebseinrichtung -TAG - Messstation TAG

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13115 Kur- und Sonderkrankenanstalt KSKA

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13116 Softwarecenter SWC

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13117 Champignonzucht CHZ

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13118 Werbeanlage WERB

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13119 Freigängerhaus FRH

Bauland Sondergebiet WIDG polygon nicht verwenden Hoteldorf (A13120) HD

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13121 Gasdampfkraftwerk GDK

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13122 psychiatrisches Betreuungsheim PBH

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13123 Sicherheits-und Ärztezentrum SÄZ

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13124 Brauerei BRAU

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13125 Ausgrabungsstätte AUS

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13126 Gerontopsychiatrie GPSY

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13127 Infrastruktureinrichtung ISTE

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13128 Beherbergungsbetrieb BEB

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13129 Wohnheim WHM

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13130 Kinderbetreuungseinrichtung KBE

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13131 Bauhof und Altstoffsammelzentrum BAZ
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Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13132 Bordell BD

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13133 Fischerdorf FID

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13134 Seveso Betrieb SB

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13135 Sport-, Bewegungskindergarten u. Volksschul SBKV

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13136 Bootsvermietung und Gastronomie BG

Bauland Sondergebiet WIDG polygon A13137 Hotel-/Gesundheitsresort HGR

Bauland 8. Sonderwidmung
Bauland # = 1,2,3,5 WIDG polygon A16#01 Sonderwidmung Appartementhaus AP
Bauland # = 1,2,3,5 WIDG polygon A16#02 Sonderwidmung Freizeitwohnsitz FZW
Bauland # = 1,2,3,5 WIDG polygon nicht verwenden Sonderwidmung Einkaufszentrum-der-Kategorie-I (A16#03) EKZ1

Bauland # = 1,2,3,5 WIDG polygon nicht verwenden Sonderwidmung
Einkaufszentrum-der-Kategorie-II 
(A16#04)

EKZ2

Bauland # = 1,3,5,7,8 WIDG polygon nicht verwenden Sonderwidmung Veranstaltungszentrum (A16#05) VAZ

Bauland # = 1,3,5,7,8 WIDG polygon nicht verwenden Sonderwidmung
Veranstaltungszentrum/Multifunktionales 
Stadion mit Zusatzeinrichtungen 
(A16#06)

VAZ/MSTZ

Bauland # = 1,2,3,5 WIDG polygon nicht verwenden Sonderwidmung
Einkaufszentrum-der-Kategorie-I 
(Großhandel) (A16#07)

EKZG1

Bauland # = 1,2,3,5 WIDG polygon nicht verwenden Sonderwidmung
Einkaufszentrum-der-Kategorie-II 
(Großhandel) (A16#08)

EKZG2

Bauland WIDG polygon nicht verwenden Sonderwidmung Tankstelle (A 16#09) T

Bauland WIDG polygon nicht verwenden Sonderwidmung Feriendorf  (A16#10) FD

Bauland WIDG polygon A16#11 Sonderwidmung Hoteldorf HD

Bauland # = 1,3,5,7,8 WIDG polygon nicht verwenden Sonderwidmung
Veranstaltungszentrum - multifunktionale 
Einrichtung / Großkino (A16#12)

VAZ-ME-GK

Bauland # = 1,3,5,7,8 WIDG polygon nicht verwenden Sonderwidmung
Veranstaltungszentrum / Entertainment 
(A16#13)

VAZ-ET

Bauland 9. Vorbehaltsfläche
Bauland # WIDG polygon A15#01 Vorbehaltsfläche Volksschule VS
Bauland # WIDG polygon A15#02 Vorbehaltsfläche Sozialer Wohnbau SWB
Bauland # WIDG polygon A15#03 Vorbehaltsfläche Kindergarten KG
Bauland # WIDG polygon A15#04 Vorbehaltsfläche Altersheim A
Bauland # WIDG polygon A15#05 Vorbehaltsfläche Krankenanstalt KA
Bauland # WIDG polygon A15#06 Vorbehaltsfläche Gemeindeamt G
Bauland # WIDG polygon A15#07 Vorbehaltsfläche Feuerwehrrüsthaus F
Bauland # WIDG polygon A15#08 Vorbehaltsfläche Freilichtmuseum FM
Bauland # WIDG polygon A15#09 Vorbehaltsfläche Fachhochschule FHS
Bauland # WIDG polygon A15#10 Vorbehaltsfläche Soziale Einrichtung, Lebenshilfe SEL
Bauland # WIDG polygon A15#11 Vorbehaltsfläche Hauptschule HS
Bauland # WIDG polygon A15#12 Vorbehaltsfläche Berufsschule BS
Bauland # WIDG polygon A15#13 Vorbehaltsfläche Mittelschule MS
Bauland # WIDG polygon A15#14 Vorbehaltsfläche Universität UNI
Bauland # WIDG polygon A15#15 Vorbehaltsfläche UNI-Folgeeinrichtung UNIF
Bauland # WIDG polygon A15#16 Vorbehaltsfläche Schulzentrum SCHZ
Bauland # WIDG polygon A15#17 Vorbehaltsfläche Kirche KI
Bauland # WIDG polygon A15#18 Vorbehaltsfläche Zentrumsbild.,Einr f.Kultur,soz.Zwecke KSWZ

A15#xx (#=1-9 lt. A1-A9, xx=01,02..)

A16#xx (#=1-9 lt. A1-A9, xx=01,02..)
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Bauland # WIDG polygon A15#19 Vorbehaltsfläche Zollamt ZA
Bauland # WIDG polygon A15#20 Vorbehaltsfläche Landesfeuerwehrschule FS
Bauland # WIDG polygon A15#21 Vorbehaltsfläche Bauhof BAH
Bauland # WIDG polygon A15#22 Vorbehaltsfläche Volksschule mit  Kindergarten VS-KG
Bauland # WIDG polygon A15#23 Vorbehaltsfläche Umspannwerk UW
Bauland # WIDG polygon A15#24 Vorbehaltsfläche Heizwerk HW
Bauland # WIDG polygon A15#25 Vorbehaltsfläche Volks-, Hauptschule VSHS
Bauland # WIDG polygon A15#26 Vorbehaltsfläche Rotes Kreuz und Rettungsdienst RD
Bauland # WIDG polygon A15#27 Vorbehaltsfläche Parkhaus PH
Bauland # WIDG polygon A15#28 Vorbehaltsfläche Sanitäranlage SAN
Bauland # WIDG polygon A15#29 Vorbehaltsfläche Landwirtschaftliche Fachschule LFS
Bauland # WIDG polygon A15#30 Vorbehaltsfläche Gemeindezentrum GZ
Bauland # WIDG polygon A15#31 Vorbehaltsfläche Post P
Bauland # WIDG polygon A15#32 Vorbehaltsfläche (Lehrlings-Schüler-) Heim HE
Bauland # WIDG polygon A15#33 Vorbehaltsfläche Bundessportheim BSH
Bauland # WIDG polygon A15#34 Vorbehaltsfläche Rathaus RH
Bauland # WIDG polygon A15#35 Vorbehaltsfläche Kulturhaus KH
Bauland # WIDG polygon A15#36 Vorbehaltsfläche Kinderheim KIH
Bauland # WIDG polygon A15#37 Vorbehaltsfläche Erholungsheim ERH
Bauland # WIDG polygon A15#38 Vorbehaltsfläche Verwaltungsgebäude VWG
Bauland # WIDG polygon A15#39 Vorbehaltsfläche Veranstaltungszentrum VAZ
Bauland # WIDG polygon A15#40 Vorbehaltsfläche Hofladen und Imbissstube HFL-IMB
Bauland # WIDG polygon A15#41 Vorbehaltsfläche Gemeinbedarf GBD

Bauland # WIDG polygon A15#42 Vorbehaltsfläche soz. Wohnbau - betreutes Wohnen SWBW

Bauland # WIDG polygon A15#43 Vorbehaltsfläche Aufbahrungshalle ABH

Bauland # WIDG polygon A15#44 Vorbehaltsfläche nicht für UVP-Vorhaben gemäß K-UPG K-UPG

Bauland # WIDG polygon A15#45 Vorbehaltsfläche Heimanlage HAL

Bauland # WIDG polygon A15#46 Vorbehaltsfläche Biomasseheizwerk BHW

Bauland # WIDG polygon A15#47 Vorbehaltsfläche Pflegeheim PFLH

Bauland 10. Aufschließungsgebiet AUGB polygon A120 Aufschließungsgebiet

Bauland 11. Mehrgeschoßige Widmung
# WIDG polygon A14#01 Mehrgeschoßige Widmung

Bauland
Sondergebiet mit mehrgeschoßiger 
Widmung

A1114xxx

Bauland Sondergebiet mit mehrgeschoßiger Widmung WIDG polygon A1114001 Parkhaus unterirdisch 1-PHU

Bauland Sondergebiet mit Vorbehalt A1115xxx

Bauland Sondergebiet mit Vorbehalt WIDG polygon A1115001
Ausbildungszentrum - Vorbehalt: nicht für 
UVP-Vorhaben gemäß K-UPG

AZ-KUPG

Bauland Sondergebiet mit Vorbehalt WIDG polygon A1115002
gewerbliche Emissionsschutzbauten - 
Vorbehalt: nicht für UVP-Vorhaben gemäß K-
UPG

GW EM-KUPG

Bauland Sondergebiet mit Sonderwidmung A1116xxx

A14#xx (#=1-9 lt. A1-A9, xx=01,02..)
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Bauland Sondergebiet mit Sonderwidmung WIDG polygon A1116001
Sondergebiet: Sportpark - Sonderwidmung: 
Veranstaltungszentrum / Multifunktinales 
Stadion mit Zusatzeinrichtungen

VAZ/MSTZ

Bauland Sondergebiet mit Sonderwidmung WIDG polygon A1116002
Sondergebiet: Mehrzweckgebäude - 
Sonderwidmung: Veranstaltungszentrum

MZG/VAZ

Bauland
Sondergebiet mit 
Sonderwidmung/Vorbehalt

A1120xxx

Bauland
Sondergebiet mit 
Sonderwidmung/mehrgesch. Widm.

A1121xxx

Bauland
Sondergebiet mit mehrgesch. Widm. / 
Vorbehalt

A1122xxx

Bauland
Sondergebiet mit Sonderwidm./ mehrgesch. 
Widm. / Vorbehalt

A1123xxx

Bauland Sonderwidmung/Vorbehalt A20##xxx

Bauland # WIDG polygon A2003001 Sonderwidmung/Vorbehalt
Freizeitwohnsitz(Kurgebiet) - Vorbehalt: nicht 
für UVP-Vorhaben gemäß K-UPG

FZW-KUPG

Bauland WIDG polygon A2003002 Sonderwidmung/Vorbehalt
Appartementhaus(Kurgebiet) - Vorbehalt: 
nicht für UVP-Vorhaben gemäß K-UPG

AP-KUPG

Bauland Sonderwidmung/Vorbehalt WIDG polygon A2005003 Sonderwidmung/Vorbehalt
EKZ1(Geschäftsgebiet) - Vorbehalt: nicht für 
UVP-Vorhaben gemäß K-UPG EKZ1-KUPG

Bauland Sonderwidmung/Vorbehalt WIDG polygon A2005004 Sonderwidmung/Vorbehalt
EKZ2(Geschäftsgebiet) - Vorbehalt: nicht für 
UVP-Vorhaben gemäß K-UPG EKZ2-KUPG

Bauland Sonderwidmung/mehrgesch. Widm. A21##xxx ## = 01 - 09
Bauland mehrgesch. Widm /Vorbehalt A22##xxx ## = 01 - 09

Bauland Sonderwidm./mehrgesch. Widm./ Vorbehalt A23##xxx ## = 01 - 09

B - GRÜNLAND

Grünland
1. Grünland allgemein (Für die Land- u. 
Forstwirtschaft bestimmte Fläche; Ödland)

Grünland
Grünland allgemein (Für die Land- u. 
Forstwirtschaft bestimmte Fläche; Ödland)

WIDG polygon B1

Grünland 2. Hofstelle

Grünland
Für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte 
Flächen

WIDG polygon B2
Hofstelle eines land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebes

H

Grünland
Für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte 
Flächen

WIDG polygon B21
Hofstelle eines land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebes

Zuhube H-Z

Grünland
Für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte 
Flächen

WIDG polygon B22
Hofstelle eines land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebes

Auszugshaus H-A

Grünland

3. Fläche für landwirtschaftliche 
Betriebsstätte mit 
Umweltverträglichkeitsprüfung; Fläche für 
landwirtschaftliche Produktionsstätte 
industrieller Prägung

B3xx
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Grünland
Für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte 
Flächen

WIDG polygon nicht verwenden
Fläche für 
landwirtschaftlichen Betrieb

Landwirtschaftlicher Betrieb mit 
Intensivtierhaltung (B301)

IT

Grünland
Für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte 
Flächen

WIDG polygon B302
Fläche für landwirtschaftlichen 
Betrieb

Landwirtschaftliche Produktionsstätte 
industrieller Prägung

LPI

Grünland
Für die Land- und Forstwirtschaft bestimmte 
Flächen

WIDG polygon B303
Fläche für landwirtschaftlichen 
Betrieb

Landwirtschaftliche Betriebsstätte mit 
Umweltverträglichkeitsprüfung

LBU

Grünland
4. Erholungsfläche mit oder ohne Beifügen 
einer spezifischen Erholungsnutzung

B5xx

Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B500 Erholungsfläche
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B501 Bad Bad
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B502 Liegewiese LW
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B503 Kabinenbau KB
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B504 Park PA
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B505 Kinderspielplatz KSP
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B506 öffentlich zugänglicher Garten ÖGA
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B507 Spielpark SPA
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B508 (Ferien-)Lager LAG
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B509 Botanischer Garten BG
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B510 Garten GA
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon nicht verwenden Badeplatz (B511) BP
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B512 Bad-Ruderverein B-RUD
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B513 Bad-Segelbootshafen B-SEG
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B514 Bootshaus BH
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B515 Wildpark Wpa
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B516 Tierpark Tpa
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B517 Tiergarten,(Streichel-) Zoo Zoo
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B518 Liegewiese und Kabinenbau LWKB
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B519 Sport und Bad SPB
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B520 Erlebnispark EPA
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B521 nicht allg. zugängl. Parkanlage (Privatpark) PP
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B522 Bootsvermietung BV
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B523 Kirchenanlage KIA
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon nicht verwenden Badehütte (B524) B

Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B525
Erholung ohne bauliche Anlagen mit 
Ausnahme von Seeeinbauten

SEB

Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon nicht verwenden nicht öffentliche Badeanlage (B526) NÖB
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B527 Freizeitanlagen EFZ
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B528 Bad-Buffet BAB
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B529 Skulpturenpark S-PA
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B530 Gartenlabyrinth GAL
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B531 Terrasse TER

Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B532
Liegewiese - ohne bauliche Anlagen mit 
Ausnahme von Seeeinbauten

LW-OA

Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B533 Park / Immissionsschutz PAI
Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B534 Pflanzenschaugarten PSG

Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B535 Alpengarten APG

Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B536 Kurpark KPA

Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B537 Vogelpark VOG
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Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B538 Boots- Badehaus BBH

Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B539 Bad/Parkplatz Bad/P

Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B540 Themengarten TG

Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B541 Kneippanlage KN

Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B542 Freizeiteinrichtung Erlebnisweg EW

Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B543
Freizeiteinrichtung Almwassererlebnisplatz 
Papsttratten

AWP

Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B544 Walderlebnispark WP

Grünland Erholungsfläche ...... WIDG polygon B545 Bad / Wellness-Anlage B-WA

Grünland
5. Sportanlage, Vergnügungs- und 
Veranstaltungsstätte

B6xx

Grünland Sportanlage... B600 Grünlandfarbe für Kombinationen
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B601 Sportanlage allgemein SP
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B602 Tennisplatz TE
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B603 Golfplatz GO
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B604 Lifttrasse LT
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B605 Schiabfahrt, Schipiste SA
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B606 Reitsport-, Pferdesportanlage RS
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B607 Vergnügungsstätte, Vergnügungspark VG
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B608 Veranstaltungsstätte VA
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B609 Bogenschießstätte BPL
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B610 Hundeabrichteplatz HPL
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B611 Paragleiterstart-,landeplatz PPL
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B612 Liftstation LST
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B613 Minigolf MGO
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B614 Eishockey EH
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B615 Freizeiteinrichtungen FZE
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B616 Festwiese FW
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B617 (Eis)- Stocksport/bahn ESB
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B618 Modellflugplatz MO-FPL
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B619 Sommerrodelbahn SR
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B620 Sport - Freizeitanlage SPFA
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B621 Motorsport MO
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B622 Eissportzentrum ESZ
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B623 Modellsportplatz MOP
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B624 Surfschule SURF
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B625 Eislaufplatz ELP
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B626 Cricket CR
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B627 Hundeabrichteplatz (mit Hochbauten) HPLH
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B628 Sport- u. Veranstaltungsgelände SPVA
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B629 Bad- Freizeit- Sport BFS
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B630 Freizeit- Sport- Tennis FSTE
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B631 Sport-Tennis-Beachvolleyball-Asphaltbahn STBA
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B632 Tennis Minigolfplatz TEMGO
Grünland Sportanlage... WIDG polygon nicht verwenden Freizeit- Bad (B633) BF
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B634 Langlaufloipenvereinshaus LLV
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B635 Rodelbahn RO
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B636 Bad und Marina BM
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Grünland Sportanlage... WIDG polygon B637 Reit- u. Turnierplatz RT
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B638 Motocross MOC
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B639 Freizeit- und Veranstaltungsgelände FVG
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B640 Reit(sport)halle RSH

Grünland Sportanlage... WIDG polygon B641
Sportanlage, Vergnügungs-, und 
Veranstaltungsstätte

SVV

Grünland Sportanlage... WIDG polygon B642 Freiluft-Sportanlage FSP

Grünland Sportanlage... WIDG polygon B643
Markt-und Veranstaltungsgebäude, 
Sportanlage

MVS

Grünland Sportanlage... WIDG polygon B644 Sport, Langlaufzentrum und Schitrasse LLZ
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B645 Reitstall RES
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B646 Schwimmbecken SCHW
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B647 Schiabfahrt und Lifttrasse SALT
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B648 Schisprunganlage SSP
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B649 Schischule SSCH
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B650 Zielarena ZIA
Grünland Sportanlage... WIDG polygon B651 Radlertreff RDT

Grünland Sportanlage... WIDG polygon B652 Schiabfahrt,Schipiste und Sommerrodelbahn SA-SR

Grünland Sportanlage... WIDG polygon B653 Wintersport WS

Grünland Sportanlage... WIDG polygon B654 Schiabfahrt/Speedstrecke S/S

Grünland Sportanlage... WIDG polygon B655 Motorsport Wintertestgelände WT

Grünland Sportanlage... WIDG polygon B656 Puttinggreen PUT

Grünland Sportanlage... WIDG polygon B657 Hochseilgarten HSG

Grünland Sportanlage... WIDG polygon B658 Golfclubhaus GCH

Grünland Sportanlage... WIDG polygon B659 Liegewiese-Marina LWM

Grünland Sportanlage... WIDG polygon B660 Sportanlage allgemein ohne Hochbauten SPOH

Grünland Sportanlage... WIDG polygon B661 Schiabfahrt/Speedstrecke u. Motorsport Winte S/S WT

Grünland 6. Campingplatz
Grünland Campingplatz WIDG polygon B7 Symbol
Grünland Campingplatz WIDG polygon nicht verwenden Sommercampingplatz (B71)

Grünland Campingplatz WIDG polygon nicht verwenden Campingplatz-Freizeitgelände (B72) FZ

Grünland Campingplatz WIDG polygon nicht verwenden Campingplatz Spiel- und Erholungsfläche ( SEF

Grünland Campingplatz WIDG polygon B701 Biwakplatz BIW
Grünland 7. Erwerbsgärtnerei u. ä. B8xx
Grünland Erwerbsgärtnerei u. ä. WIDG polygon B800 Grünlandfarbe für Kombinationen
Grünland Erwerbsgärtnerei u. ä. WIDG polygon B801 Gärtnerei GÄ
Grünland Erwerbsgärtnerei u. ä.  WIDG polygon B802 Schrebergarten SCHG
Grünland Erwerbsgärtnerei u. ä.  WIDG polygon B803 Baumschule BS
Grünland Erwerbsgärtnerei u. ä. WIDG polygon B804 Versuchsanstalt VEA
Grünland Erwerbsgärtnerei u. ä. WIDG polygon B805 Forstgarten FO

Grünland 8. Bienenhaus, Jagdhütte u. ä. B9xx
Grünland Bienenhaus, Jagdhütte u. ä. WIDG polygon B901 Jagdhütte JA
Grünland Bienenhaus, Jagdhütte u. ä. WIDG polygon B902 Fischzuchtanlage FI
Grünland Bienenhaus, Jagdhütte u. ä. WIDG polygon B903 Bienenhütte BHT
Grünland Bienenhaus, Jagdhütte u. ä. WIDG polygon B904 Forstarbeiterunterkunft FAU
Grünland Bienenhaus, Jagdhütte u. ä. WIDG polygon B905 Fischerhütte FH
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Grünland Bienenhaus, Jagdhütte u. ä. WIDG polygon nicht verwenden Kleintierzuchtanlage (906) KLT
Grünland Bienenhaus, Jagdhütte u. ä. WIDG polygon B907 Forsthaus FOH
Grünland Bienenhaus, Jagdhütte u. ä. WIDG polygon nicht verwenden Maistrocknungsanlage (B908) MA
Grünland Bienenhaus, Jagdhütte u. ä. WIDG polygon B909 Schützenhaus SÜH
Grünland Bienenhaus, Jagdhütte u. ä. WIDG polygon nicht verwenden Obstgarten (B910) OG
Grünland Bienenhaus, Jagdhütte u. ä. WIDG polygon B911 Fischerei FIS
Grünland Bienenhaus, Jagdhütte u. ä. WIDG polygon nicht verwenden Zucht u Haltung heimischer Tiere (B912) ZHT
Grünland Bienenhaus, Jagdhütte u. ä. WIDG polygon B913 Imkerwerkstätte IW
Grünland Bienenhaus, Jagdhütte u. ä. WIDG polygon B914 Wildfütterung WF
Grünland Bienenhaus, Jagdhütte u. ä. WIDG polygon B915 Jagdhaus JH
Grünland Bienenhaus, Jagdhütte u. ä. WIDG polygon B916 Kleintierstreichelzoo KS

Grünland
9. Materialgewinnungsstätte und 
Materiallagerstätte

B10xx

Grünland Materialgewinnungsstätte ... WIDG polygon B1001 Schottergrube SG
Grünland Materialgewinnungsstätte ... WIDG polygon B1002 Steinbruch STB
Grünland Materialgewinnungsstätte ... WIDG polygon B1003 Lehmgrube LG
Grünland Materialgewinnungsstätte ... WIDG polygon B1004 Materiallagerstätte- Inertes Material MIM
Grünland Materialgewinnungsstätte ... WIDG polygon B1005 Moordeponie MD
Grünland Materialgewinnungsstätte ... WIDG polygon B1006 Schotterverarbeitung SCHV
Grünland Materialgewinnungsstätte ... WIDG polygon B1007 Schotterlagerplatz-Bahnverladung SLP-BV
Grünland
Grünland 10. Friedhof
Grünland Friedhof WIDG polygon B11 SYMBOL
Grünland Friedhof WIDG polygon B1101 Friedhof - Sonderbestattungsanlage SBA
Grünland Friedhof WIDG polygon B1102 Aufbahrungshalle ABH
Grünland Friedhof WIDG polygon B1103 Naturbestattungsanlage NBA

Grünland
11. Abfallbehandlungsanlage,
Abfallagerstätte

B16xx

Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1601 Abfallbehandlungsanlage AB
Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1602 Abfallagerstätte AL

Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1603
Bauschuttdeponie - 
Bauschuttaufbereitung,Asphaltbrechanlage

BDEP

Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1604 Abfalllagerstätte-Inertes Material AIM
Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1605 Kompostieranlage KP
Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1606 Schotterabbau - Inertstoffdeponie SG-ID

Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1607
Schotterverarbeitung, 
Bauschuttaufbereitung,Betonerzeugung

SBB

Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1608
Schottergewinnung, Schotterverarbeitung, 
Bauschuttverarbeitung

SGBV

Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1609 Materiallager u. Materialablagerungsplatz MAL

Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1610
Schottergewinnung, Schotterverarbeitung, 
Bauschuttaufbereitung und 
Betonmischanlage

SGBA

Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1611
Kiesabbau, Kompostierung, Lagerung und 
Aufbereitung von Bauschutt

KKL

Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1612
Deponie für Bodenaushub- und 
Tunnelaushubmaterial

DBT

Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1613 Sand- Schottergrube- Inertstoffdeponie SSG-ID
Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1614 Reststoffdeponie RSD
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Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1615 Materiallagerplatz Schwemmgut MLS
Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1616 Abwasserreinigungsanlage ARA
Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1617 Kompostieranlage-Recyclinghof KPRE

Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1618 Abfalllagerstätte-Aschendeponie ALAD

Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1619 Bauschuttdeponie BADP

Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1620 Kiesumschlagplatz, Kiesaufbereitungsanlage KUKA

Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1621 Bauschuttaufbereitung und Wiederbefüllung BAW

Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1622
Minerallagerstätte und Aufbereitung von 
reinen min.Baurestmassen und 
Asphaltaufbruch

MBA

Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1623
Bauschuttaufbereitung und 
Bauschuttzwischendeponie

BBZ

Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1624 Schrottlagerplatz SLPL

Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1625
Behandlung und Deponierung von 
Bodenaushub- und Tunnelausbruchmaterial

BDBT

Grünland Abfallbehandlungsanlage... WIDG polygon B1626
Schotterverarbeitung und 
Bauschuttaufbereitung

SVBA

Grünland 12. Sprengstofflager, Schießstätte B12xx
Grünland Sprengstofflager... WIDG polygon B1201 Sprengstofflager SPL
Grünland Sprengstofflager... WIDG polygon B1202 Schießstätte
Grünland Sprengstofflager... WIDG polygon B1203 Sprengstoff- und Pulverfabrik SPF
Grünland Sprengstofflager... WIDG polygon B1204 Pyrotechnische Anlage PYA
Grünland Sprengstofflager... WIDG polygon B1205 Einschießstand ES

Grünland 13.Schutzstreifen als Immissionsschutz
Grünland Schutzstreifen als Immissionsschutz WIDG polygon B13
Grünland Schutzstreifen als Immissionsschutz WIDG polygon B1301 an der Straße
Grünland Schutzstreifen als Immissionsschutz WIDG polygon B1302 am Gewässer
Grünland Schutzstreifen als Immissionsschutz WIDG polygon B1303 Lärmschutzwand LSW
Grünland Schutzstreifen als Immissionsschutz WIDG polygon B1304 Immissionsschutzwall ISW
Grünland Schutzstreifen als Immissionsschutz WIDG polygon B1305 Immissionsschutzbauten ISB
Grünland Schutzstreifen als Immissionsschutz WIDG polygon B1306 Waldschutzabstand WSA

Grünland 14. Vorbehaltsfläche B14xx

Grünland # VORB polygon B1404 Vorbehaltsfläche Friedhof
Grünland # VORB polygon B1403 Vorbehaltsfläche Kinderspielplatz KSP
Grünland # VORB polygon B1401 Vorbehaltsfläche öffentlich zugänglicher Garten ÖGA
Grünland # VORB polygon B1402 Vorbehaltsfläche Park PA
Grünland # VORB polygon B1405 Vorbehaltsfläche Erholungsfläche Gemeinschaftseinrichtung GE
Grünland # VORB polygon B1406 Vorbehaltsfläche nicht für UVP-Vorhaben gemäß K-UPG K-UPG

Grünland 15. Freihalteflächen
Grünland Freihalteflächen WIDG polygon B1700 FHF

Grünland
16. Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer 
Energie

Grünland Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie WIDG polygon B1801 Photovoltaikanlage PVA
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Grünland Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie WIDG polygon B1802 Solaranlage SOA
Grünland Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie WIDG polygon B1803 Biogasanlage BGA
Grünland Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie WIDG polygon B1804 Windkraftanlage WA
Grünland Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie WIDG polygon B1805 Bioheizanlage BHA

Grünland 17. Sonstige B156xx; B158xx: (6 = Erholungsgrünland, 8 = Erwerbsgrünland)
Grünland Sonstige WIDG polygon nicht verwenden Altstoffsammelstelle (B15817) AST
Grünland Sonstige WIDG polygon nicht verwenden Sägewerksbetrieb HQ 100 (B15#83) SWHQ
Grünland Sonstige WIDG polygon nicht verwenden Aufbahrungshalle (B15#74) ABH
Grünland Sonstige WIDG polygon B15602 Schutzhütte SH
Grünland Sonstige WIDG polygon B15605 Almhütte AH
Grünland Sonstige WIDG polygon B15607 Raststätte RST
Grünland Sonstige WIDG polygon B15616 Jausenstation JST
Grünland Sonstige WIDG polygon B15623 Jugendherberge JHB
Grünland Sonstige WIDG polygon B15624 landw. Ferienhütte LWFH
Grünland Sonstige WIDG polygon B15630 Schauhöhle SCHH
Grünland Sonstige WIDG polygon B15635 Bärengehege BÄR
Grünland Sonstige WIDG polygon B15636 Zeltarena ZEA
Grünland Sonstige WIDG polygon B15638 Kriegerdenkmal KD
Grünland Sonstige WIDG polygon B15641 Freilichtmuseum FM
Grünland Sonstige WIDG polygon B15642 Museum M
Grünland Sonstige WIDG polygon B15643 Flugplatz FPL
Grünland Sonstige WIDG polygon B15644 Festspielanlage FSA
Grünland Sonstige WIDG polygon B15645 Hundezucht HZ
Grünland Sonstige WIDG polygon B15646 Bildstock BIS
Grünland Sonstige WIDG polygon B15647 Schausäge SSG
Grünland Sonstige WIDG polygon B15654 Gedenkstätte GS
Grünland Sonstige WIDG polygon B15655 Vogelvoliere und Hundezwinger VHZ
Grünland Sonstige WIDG polygon B15656 Gewässer
Grünland Sonstige WIDG polygon B15657 Garten-,und Gerätehütte GGH
Grünland Sonstige WIDG polygon B15659 Mühle MÜ
Grünland Sonstige WIDG polygon B15661 landwirtschaftliches Ferienhaus LFE
Grünland Sonstige WIDG polygon B15663 Ausgrabungsstätte AUS
Grünland Sonstige WIDG polygon B15664 Schloßgarten SCHLG
Grünland Sonstige WIDG polygon B15667 Grünland Parkplatz P
Grünland Sonstige WIDG polygon B15669 Falknerei FAL
Grünland Sonstige WIDG polygon B15670 Falknerei mit Betreuungswohnung FALB
Grünland Sonstige WIDG polygon B15671 Bootsanlegeplatz BAP
Grünland Sonstige WIDG polygon B15672 Kindergarten-Waldhütte KG-WH
Grünland Sonstige WIDG polygon B15673 Bewirtschaftungshütte BEH
Grünland Sonstige WIDG polygon B15675 Gastgarten GAG
Grünland Sonstige WIDG polygon B15677 Hafenanlage HAA
Grünland Sonstige WIDG polygon B15678 Kleingartenanlage KGA
Grünland Sonstige WIDG polygon B15679 Kleingartenanlage mit Tierhaltung KGAT
Grünland Sonstige WIDG polygon B15681 Aussichtsturm ATU
Grünland Sonstige WIDG polygon B15684 Schulverkehrsgarten SVG

Grünland Sonstige WIDG polygon B15685 Yachthafen YHA

Grünland Sonstige WIDG polygon B15687 Aussichtspavillon APV
Grünland Sonstige WIDG polygon B15688 Falknerei und Vogelvoliere FALV
Grünland Sonstige WIDG polygon B15689 Flößerei FL
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Grünland Sonstige WIDG polygon B15691 Grabkapelle GRK
Grünland Sonstige WIDG polygon B15692 Grüngürtelschutzzone GSZ
Grünland Sonstige WIDG polygon B15693 Dorfplatz DOP
Grünland Sonstige WIDG polygon B15801 Ausflugsgasthaus AGH
Grünland Sonstige WIDG polygon B15803 Versickerungsbecken VSB
Grünland Sonstige WIDG polygon B15804 Holzlager/Geräteschuppen HL
Grünland Sonstige WIDG polygon B15806 Zollwache ZW
Grünland Sonstige WIDG polygon B15808 Kapelle,Filialkirche KAP
Grünland Sonstige WIDG polygon B15809 Hubschrauberlandeplatz HUB
Grünland Sonstige WIDG polygon B15810 Tierasyl/Tierheim TAS
Grünland Sonstige WIDG polygon B15811 Lagerplatz LPL
Grünland Sonstige WIDG polygon B15812 Pumpstation PST
Grünland Sonstige WIDG polygon nicht verwenden Lärmschutzwand (B15813) LSW
Grünland Sonstige WIDG polygon B15814 Feuerwehrschule FF-SCHULE
Grünland Sonstige WIDG polygon B15815 Lagerhalle LH
Grünland Sonstige WIDG polygon B15818 Tierfriedhof TFH
Grünland Sonstige WIDG polygon B15819 Kiosk KIO
Grünland Sonstige WIDG polygon B15820 Kraftwerksanlage KW
Grünland Sonstige WIDG polygon B15821 Trinkwasserbehälter TWB
Grünland Sonstige WIDG polygon B15822 Siloturm SIL
Grünland Sonstige WIDG polygon B15825 Sportplatz u. Viehversteigerungsplatz SPVV
Grünland Sonstige WIDG polygon B15826 Ruine RU
Grünland Sonstige WIDG polygon B15827 Marktwiese MW
Grünland Sonstige WIDG polygon B15828 Infostand I
Grünland Sonstige WIDG polygon B15829 Umspannwerk USW
Grünland Sonstige WIDG polygon B15831 Schlackenteich SCHL
Grünland Sonstige WIDG polygon B15832 Altstoffsammelzentrum ASZ
Grünland Sonstige WIDG polygon B15833 Speicherteich SPT
Grünland Sonstige WIDG polygon B15834 Carport CA
Grünland Sonstige WIDG polygon nicht verwenden Windkraftanlage (B15837) WA
Grünland Sonstige WIDG polygon nicht verwenden Schrottlagerplatz (B15839) SLPL
Grünland Sonstige WIDG polygon nicht verwenden Bioheizanlage (B15840) BHA
Grünland Sonstige WIDG polygon nicht verwenden Photovoltaikanlage (B15848) PVA
Grünland Sonstige WIDG polygon B15849 Gerätehaus für Pistengeräte GPG
Grünland Sonstige WIDG polygon nicht verwenden Biogasanlage (B15850) BGA
Grünland Sonstige WIDG polygon B15851 Wehranlage WAL
Grünland Sonstige WIDG polygon B15852 Säge SÄ
Grünland Sonstige WIDG polygon B15853 Holzlagerplatz und LKW-Abstellplatz HL/LKW

Grünland Sonstige WIDG polygon B15858 Lagergebäude LGB

Grünland Sonstige WIDG polygon B15860 Grenzorganunterstandshütte GUH

Grünland Sonstige WIDG polygon B15862 Holzlagerplatz HLPL

Grünland Sonstige WIDG polygon B15865 Wasserbehälter WB

Grünland Sonstige WIDG polygon B15866 Bootslager- und Wartungshalle BWH
Grünland Sonstige WIDG polygon nicht verwenden Solaranlage (B15868) SOA
Grünland Sonstige WIDG polygon B15876 Bootsvermietung - Kiosk BVK

Grünland Sonstige WIDG polygon B15880 Beschneiungsteich BET

Grünland Sonstige WIDG polygon B15882 Intensivtierhaltung mit Photovoltaikanlage ITPV

Grünland Sonstige WIDG polygon B15886 Garage GAR

Grünland Sonstige WIDG polygon B15890 Kunstwerkstätte und Lagerhalle KW-LH
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Grünland Sonstige WIDG polygon B15894 Baumateriallagerplatz BMP

Grünland Sonstige WIDG polygon B15895 Kleintierzuchtanlage KLT

Grünland Sonstige WIDG polygon B15896 Maistrocknungsanlage MA

Grünland Sonstige WIDG polygon B15697 Obstgarten OG

Grünland Sonstige WIDG polygon B15898 Zucht u Haltung heimischer Tiere ZHT

Grünland Sonstige WIDG polygon B15699 Gestaltungszone GSTZ

Grünland Sonstige WIDG polygon B156100 Aussichtsplattform APF

Grünland Sonstige WIDG polygon B158101 Nebengebäude NG

Grünland Sonstige WIDG polygon B158102 Werbeanlage WERB

Grünland Sonstige WIDG polygon B158103 Abbindeplatz mit Musterhaus AMH

Grünland Sonstige WIDG polygon B158104 Holzmanipulationsplatz und Kompostierung HM-KO

Grünland Sonstige WIDG polygon B158105 Lager für pyrotechnische Artikel PYR

Grünland Sonstige WIDG polygon B158106 Ablagerungsplatz für Produktionsrückstände d LP-TIAG

Grünland Sonstige WIDG polygon B158107 Slipanlage SL

Grünland Sonstige WIDG polygon B158108 Sanitäranlage SAN

Grünland Sonstige WIDG polygon B158109 Grubenbahnmuseum GBM

Grünland Sonstige WIDG polygon B156110 Gartenlaube GL

Grünland Sonstige WIDG polygon B156111 Pferdestall PF

Grünland Sonstige WIDG polygon B156112 Musikpavillon MSP

Grünland Sonstige WIDG polygon B158113 Gerätehütte für landwirtschaftliche Geräte GHLW

Grünland Sonstige WIDG polygon B156114 Schiffsanlegestelle SAST

Grünland Sonstige WIDG polygon B158115 Wasserrettung WRT

Grünland Sonstige WIDG polygon B156116 Geographischer Mittelpunkt Kärnten GMK

Grünland Sonstige WIDG polygon B158117 Pfahlbaudorf PBD

C - VERKEHRSFLÄCHE
Verkehrsfläche Verkehrsfläche in der Gemeinde WIDG polygon C101 allgemeine Verkehrsfläche
Verkehrsfläche Verkehrsfläche in der Gemeinde WIDG polygon C102 Parkplatz P
Verkehrsfläche Verkehrsfläche in der Gemeinde WIDG polygon C103 Garagenanlage G
Verkehrsfläche Verkehrsfläche in der Gemeinde WIDG polygon C104 Parkhaus PH
Verkehrsfläche Verkehrsfläche in der Gemeinde WIDG polygon C105 Auffangparkplatz mit Betreuungseinrichtungen PB
Verkehrsfläche Verkehrsfläche in der Gemeinde WIDG polygon C2 Weg nach Luftbild (verkehrsrelevant)
Verkehrsfläche Verkehrsfläche in der Gemeinde C21 polyline C21 Weg nach Luftbild, Achse

D1xx

Ersichtlichmachungen 1. Autobahn (mit Schutzzone)
Ersichtlichmachungen Autobahn (mit Schutzzone) D101/WIDG polyline/polygon D101 Bestand
Ersichtlichmachungen Autobahn (mit Schutzzone) D102/WIPL polyline/polygon D102 in Planung
Ersichtlichmachungen Autobahn (mit Schutzzone) D103/ABPL polyline/polygon D103 Sicherheitszone f. D101 und D102

2. Bundesstraße D2xx

Ersichtlichmachungen Bundesstraße D201/WIDG polyline/polygon D201 Bestand

D - Darstellung von Gebieten und Einrichtungen, deren 
Gestaltung dem Gemeinderat nicht obliegt
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Ersichtlichmachungen Bundesstraße D202/WIPL polyline/polygon D202 in Planung

3. Landesstraße D3xx
Ersichtlichmachungen Landesstraße D301/WIDG polyline/polygon D301 Bestand - schmale Signatur
Ersichtlichmachungen Landesstraße D302 polyline D302 Bestand - breite Signatur
Ersichtlichmachungen Landesstraße D303/WIPL polyline/polygon D303 Planung - schmale Signatur
Ersichtlichmachungen Landesstraße D304 polyline D304 Planung - breite Signatur

Ersichtlichmachungen
4. Haupt-, Nebenbahn, Anschlußbahn, 
Materialbahn

D4xx

Ersichtlichmachungen Hauptbahn D401/WIDG polyline/polygon D401 Bestand HB
Ersichtlichmachungen Hauptbahn D402/WIPL polyline/polygon D402 in Planung
Ersichtlichmachungen Nebenbahn D403/WIDG polyline/polygon D403 Bestand NB
Ersichtlichmachungen Nebenbahn D404/WIPL polyline/polygon D404 in Planung
Ersichtlichmachungen Anschlußbahn D405/WIDG polyline/polygon D405 Bestand AB
Ersichtlichmachungen Anschlußbahn D406/WIPL polyline/polygon D406 in Planung
Ersichtlichmachungen Materialbahn D407/WIDG polyline/polygon D407 Bestand MB
Ersichtlichmachungen Materialbahn D408/WIPL polyline/polygon D408 in Planung

Ersichtlichmachungen
5. Hauptseilbahn, Kleinseilbahn, 
Materialseilbahn usw.

D5xx

Ersichtlichmachungen Seilbahn D501 polyline D501 Bestand
Ersichtlichmachungen Seilbahn D502 polyline D502 in Planung

Ersichtlichmachungen 6. Schlepplift D6xx
Ersichtlichmachungen Schlepplift D601 polyline D601 Bestand
Ersichtlichmachungen Schlepplift D602 polyline D602 in Planung
Ersichtlichmachungen
Ersichtlichmachungen 7. Flugplatz und Sicherheitszone D7xx
Ersichtlichmachungen Flugplatz WIDZ/WIDG polygon D701 Bestand
Ersichtlichmachungen Flugplatz WIPL polygon D702 in Planung
Ersichtlichmachungen Flugplatz WIDZ polygon D703 Sicherheitszone

Ersichtlichmachungen
8. Kraft-, Umspannwerk, Funk-, 
Sendestation mit allfälligem 
Baubeschränkungsbereich

D8xx

Ersichtlichmachungen Kraftwerk - Funkstation WIDZ polygon D801 Bestand
Ersichtlichmachungen WIPL polygon D802 in Planung
Ersichtlichmachungen WIDZ polygon D803 Baubeschränkungsbereich

Ersichtlichmachungen

9. Hochspannungsfreileitung ab 20 kV mit 
allfälligem Gefährdungsbereich (bei 
Leitungen ab 110 kV) oder 
Bahnstromleitung

D9xx

Ersichtlichmachungen Hochspannungsfreileitung D901 polyline D901 Bestand
kV Anzahl, 
Eigentümer

Ersichtlichmachungen Hochspannungsfreileitung D902 polyline D902 in Planung
Ersichtlichmachungen Hochspannungsfreileitung D903/GEBE polyline/polygon D903 Schutzbereich
Ersichtlichmachungen Bahnstromleitung D904 polyline D904 Bestand ÖBB
Ersichtlichmachungen Bahnstromleitung D905 polyline D905 in Planung
Ersichtlichmachungen Bahnstromleitung D906/GEBE polyline/polygon D906 Schutzbereich
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Ersichtlichmachungen
10. Erdöl-, Erdgasleitung, wichtige 
verkabelte Leitungen

D10xx

Ersichtlichmachungen Erdölleitung D1001 polyline D1001 Bestand EÖ
Ersichtlichmachungen Erdölleitung D1002 polyline D1002 in Planung
Ersichtlichmachungen Erdgasleitung D1003 polyline D1003 Bestand EG
Ersichtlichmachungen Erdgasleitung D1004 polyline D1004 in Planung

Ersichtlichmachungen wichtige verkabelte Leitung D1005 polyline D1005 Bestand
Angabe 

Eigentümer
Ersichtlichmachungen wichtige verkabelte Leitung D1006 polyline D1006 in Planung

Ersichtlichmachungen
11. Straßenbau-, planungsgebiet; Eisenbahn-
Hochleistungsstrecken-Baugebiet

Ersichtlichmachungen
Straßenbau-, planungsgebiet; Eisenbahn-
Hochleistungsstrecken-Baugebiet

PLGB polygon D32
Straßenbau-, planungsgebiet; Eisenbahn-
Hochleistungsstrecken-Baugebiet

Ersichtlichmachungen 12. Schutz-, Emissionsbereich D29xx
Ersichtlichmachungen Schutz-, Emissionsbereich EMBE polygon D2901 ÖBB ÖBB
Ersichtlichmachungen Schutz-, Emissionsbereich D2902 Militärische Tiefflugstrecke MTFS
Ersichtlichmachungen Schutz-, Emissionsbereich D2903 Truppenübungsplatz TÜPL
Ersichtlichmachungen Schutz-, Emissionsbereich D2904 Garnisionübungsplatz GÜPL

Ersichtlichmachungen 13. Kanalisationsbereich
Ersichtlichmachungen Kanalisationsbereich KNBE polygon D30

Ersichtlichmachungen 14. Versorgungsleitung in der Gemeinde D33xx
Ersichtlichmachungen Versorgungsleitung in der Gemeinde D3301 polyline D3301 Wasserleitung W
Ersichtlichmachungen Versorgungsleitung in der Gemeinde D3302 polyline D3302 Kanal K

Ersichtlichmachungen 15. Wald       (Widg-Layer B1)
Ersichtlichmachungen Wald WALD polygon D11
Ersichtlichmachungen Inselfläche im Wald WALD polygon 0 (null)

Ersichtlichmachungen 16. Schutzwald, Bannwald D12xx

Ersichtlichmachungen Schutzwald SUWA polygon D1201 S
Ersichtlichmachungen Bannwald BAWA polygon D1202 B

Ersichtlichmachungen
17. Nationalpark, Natur-, 
Landschaftsschutzgebiet, geschützter 
Grünbestand, Naturdenkmal

D13xx

Ersichtlichmachungen Naturschutzgebiet NLA1 polygon D1301 NS
Ersichtlichmachungen Landschaftsschutzgebiet NLA2 polygon D1302 LS
Ersichtlichmachungen Naturdenkmal NLA3 polygon D1303 ND
Ersichtlichmachungen Nationalpark-Außenzone NLA4 polygon D1304 NPA
Ersichtlichmachungen Nationalpark-Kernzone NLA5 polygon D1305 NPK
Ersichtlichmachungen Nationalpark-Sonderschutzgebiet NLA6 polygon D1306 NPSG
Ersichtlichmachungen geschützter Grünbestand NLA7 polygon D1307 GG
Ersichtlichmachungen Europaschutzgebiet NLA8 polygon D1308 ESG
Ersichtlichmachungen Naturpark NLA9 polygon D1309 NATP
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Ersichtlichmachungen 18. Naturhöhle
Ersichtlichmachungen Naturhöhle WIDP point D14

Ersichtlichmachungen 19. Gewässer, See    (Widg-Layer B1)
Ersichtlichmachungen Gewässer, See WIDG polygon D15

Ersichtlichmachungen 20. Fluß-, Bachregulierung
Ersichtlichmachungen Fluß-, Bachregulierung D16 polyline D16

Ersichtlichmachungen
21. Festgestelltes Hochwasserabflußgebiet, 
Überschwemmungsgebiet

D17xx

Ersichtlichmachungen Überschwemmungsgebiet (Hochwasseranschlag HWA1 polygon D1701 Ü
Ersichtlichmachungen Hochwasserabflußgebiet (Hochwasseranschlagl HWA2 polygon D1702 HA
Ersichtlichmachungen Hochwasseranschlaglinie HQ300 HWA3 polygon D1703 HQ300

Ersichtlichmachungen 22. Wasserschutzgebiet (engeres-weiteres) D19xx

Ersichtlichmachungen Wasserschutzgebiet WGB1 polygon D1901 weiteres Brunnenschutzgebiet BR
Ersichtlichmachungen Wasserschutzgebiet WGB2 polygon D1902 engeres Brunnenschutzgebiet BR
Ersichtlichmachungen Wasserschutzgebiet WGB3 polygon D1903 weiteres Quellschutzgebiet QU
Ersichtlichmachungen Wasserschutzgebiet WGB4 polygon D1904 engeres Quellschutzgebiet QU
Ersichtlichmachungen Wasserschutzgebiet WGB5 polygon D1905 weiteres Heilquellenschutzgebiet HQU
Ersichtlichmachungen Wasserschutzgebiet WGB6 polygon D1906 engeres Heilquellenschutzgebiet HQU
Ersichtlichmachungen Wasserschutzgebiet WGB7 polygon D1907 weiteres Heilmoorschutzgebiet HM
Ersichtlichmachungen Wasserschutzgebiet WGB8 polygon D1908 engeres Heilmoorschutzgebiet HM

Ersichtlichmachungen 23. Wasserschongebiet D20xx
Ersichtlichmachungen Wasserschongebiet WSKZ polygon D2001 Kernzone K
Ersichtlichmachungen Wasserschongebiet WSAZ polygon D2002 Außenzone A
Ersichtlichmachungen Wasserschongebiet WSKG polygon D2003 Karstgebiet KG

Ersichtlichmachungen 24. Verdachtsfläche, Altlast D31xx
Ersichtlichmachungen Verdachtsflächen VDFL/WIDP polygon/point D3101
Ersichtlichmachungen Altlast ALTL/WIDP polygon/point D3102
Ersichtlichmachungen Altablagerung/Altstandort ALTA/WIDP polygon/point D3100

Ersichtlichmachungen 25. Bergbaugebiet
Ersichtlichmachungen Bergbaugebiet BEGB polygon D21

Ersichtlichmachungen 26. Bruchgebiet
Ersichtlichmachungen Bruchgebiet WIDZ polygon D22 BG

Ersichtlichmachungen 27. Verscharrungsplatz
Ersichtlichmachungen Verscharrungsplatz WIDZ polygon D23 VP

Ersichtlichmachungen 28. Denkmalgeschützte bauliche Anlage
Ersichtlichmachungen Denkmalgeschützte bauliche Anlage WIDP point D26 Denkmalgeschützte bauliche Anlage
Ersichtlichmachungen Denkmalgeschützte bauliche Anlage WIDZ polygon D261 Schutzzone Denkmalschutz D
Ersichtlichmachungen Denkmalgeschützte bauliche Anlage WIDZ polygon D262 Ensembleschutzzone E
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Ersichtlichmachungen 29. Archäologisches Fundgebiet
Ersichtlichmachungen Archäologisches Fundgebiet WIDZ polygon D25 F

Ersichtlichmachungen

30. Weiterer und engerer 
Gefährdungsbereich von Schieß- und  
Sprengmittelanlagen und militärischen 
Munitionslagern

D24xx

Ersichtlichmachungen
Gefährdungsbereich von Schieß- und  
Sprengmittelanlagen und militärischen 
Munitionslagern

WIDZ polygon D2401 Erzeugungs- und Lagerfläche

Ersichtlichmachungen
Gefährdungsbereich von Schieß- und  
Sprengmittelanlagen und militärischen 
Munitionslagern

WIDZ polygon D2402 Engerer Gefährdungsbereich

Ersichtlichmachungen
Gefährdungsbereich von Schieß- und  
Sprengmittelanlagen und militärischen 
Munitionslagern

WIDZ polygon D2403 Weiterer Gefährdungsbereich

Ersichtlichmachungen
31. Militärische Übungsflächen und 
Sperrgebiete

D27xx

Ersichtlichmachungen Militärische Übungsflächen und Sperrgebiete MIRO polygon D2701 Truppenübungsplatz TÜPL
Ersichtlichmachungen Militärische Übungsflächen und Sperrgebiete MIRO polygon D2702 Garnisonsübungsplatz GÜPL
Ersichtlichmachungen Militärische Übungsflächen und Sperrgebiete MIRO polygon D2703 Wasserübungsplatz WÜPL
Ersichtlichmachungen Militärische Übungsflächen und Sperrgebiete MIRO polygon D2704 militärisches Sperrgebiet MSP
Ersichtlichmachungen Militärische Übungsflächen und Sperrgebiete MIRO polygon D2705 Gefahrenzone Truppenübungsplatz

Ersichtlichmachungen 32. Rote Gefahrenzone D28xx
Ersichtlichmachungen Rote Gefahrenzone GZ1 polygon D2801 Wildbach WR
Ersichtlichmachungen Rot-gelbe Gefahrenzone GZ1 polygon D28011 Wildbach WRG
Ersichtlichmachungen Rote Gefahrenzone GZ2 polygon D2802 Lawine LR
Ersichtlichmachungen Rot-gelbe Gefahrenzone GZ2 polygon D28021 Lawine LRG
Ersichtlichmachungen Rote Gefahrenzone GZ3 polygon D2803 Fluß FR
Ersichtlichmachungen Rot-gelbe Gefahrenzone GZ3 polygon D28031 Fluß FRG

Ersichtlichmachungen 33. Gelbe Gefahrenzone D28xx
Ersichtlichmachungen Gelbe Gefahrenzone GZ4 polygon D2804 Wildbach WG
Ersichtlichmachungen Gelbe Gefahrenzone GZ5 polygon D2805 Lawine LG
Ersichtlichmachungen Gelbe Gefahrenzone GZ6 polygon D2806 Fluß FG

Ersichtlichmachungen 34. Blauer Vorbehaltsbereich D28xx
Ersichtlichmachungen Blauer Vorbehaltsbereich GZ7 polygon D2807 Sicherstellung der Schutzfunktion SS
Ersichtlichmachungen Blauer Vorbehaltsbereich GZ8 polygon D2808 forstlich biologische Maßnahmen FM
Ersichtlichmachungen Blauer Vorbehaltsbereich GZ9 polygon D2809 technische Maßnahmen TM
Ersichtlichmachungen Blauer Vorbehaltsbereich GZ10 polygon D2810 Sicherstellung des Verbauungserfolges SV
Ersichtlichmachungen Blauer Vorbehaltsbereich GZ19 polygon D2819 besondere Waldbewirtschaftung BW
Ersichtlichmachungen Blauer Vorbehaltsbereich GZ20 polygon D2820 biologische Maßnahme BM
Ersichtlichmachungen Blauer Vorbehaltsbereich GZ22 polygon D2822 blaue Zone Fluß FB

Ersichtlichmachungen 35. Brauner Hinweisbereich D28xx
Ersichtlichmachungen Brauner Hinweisbereich GZ12 polygon D2812 Steinschlag ST
Ersichtlichmachungen Brauner Hinweisbereich GZ13 polygon D2813 Rutschung RU
Ersichtlichmachungen Brauner Hinweisbereich GZ14 polygon D2814 Vernässung VN
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Kategorie Widmung GIS-Layer Topologie WIDCODE zusätzliche Festlegung Beschreibung LABEL
Ersichtlichmachungen Brauner Hinweisbereich GZ15 polygon D2815 Steilhang STH
Ersichtlichmachungen Brauner Hinweisbereich GZ18 polygon D2818 Allgemeine Gefährdung GH

Ersichtlichmachungen 36. Violetter Hinweisbereich D28xx
Ersichtlichmachungen Violetter Hinweisbereich GZ16 polygon D2816 Beschaffenheit des Bodens BB
Ersichtlichmachungen Violetter Hinweisbereich GZ17 polygon D2817 Beschaffenheit des Geländes BG
Ersichtlichmachungen Violetter Hinweisbereich GZ21 polygon D2821 Geländeform GF

Ersichtlichmachungen 37. Sonstige D34xx
Ersichtlichmachungen Sonstige SOAB polygon D3401 Abfallbehandlungsanlage AB
Ersichtlichmachungen Sonstige SOAR polygon D3402 Abwasserreinigungsanlage (Zentralkläranlage ARA
Ersichtlichmachungen Sonstige SOHB polygon D3403 Hochbehälter HB
Ersichtlichmachungen Sonstige SOAB polygon D3404 Thermische Abfallbehandlungsanlage TAB

Ersichtlichmachungen 38. Grenzen D35xx
Ersichtlichmachungen Grenzen GMGR polygon D3501 Gemeindegrenze
Ersichtlichmachungen Grenzen D3502 polyline D3502 Katastralgemeindegrenze

E: Darstellung ersichtlich zu machender Einzelbewilligungen (§ 45 K-ROG 2021) E1xx
Ersichtlichmachungen Einzelbewilligung (§ 45 K-ROG 2021) WIDP point E101 erste Einzelbewilligung 1
Ersichtlichmachungen Einzelbewilligung (§ 45 K-ROG 2021) WIDP point E102 zweite Einzelbewilligung 2
Ersichtlichmachungen Einzelbewilligung (§ 45 K-ROG 2021) WIDP point E103 dritte Einzelbewilligung 3
Ersichtlichmachungen Einzelbewilligung (§ 45 K-ROG 2021) WIDP point E10n n-te Einzelbewilligung n

F: Ersichtlichmachung von Objekten im Grünland (§ 44 K-ROG 2021) F1xx
Ersichtlichmachungen Objekte im Grünland (§ 44 K-ROG 2021) WIDP point F101 erste Ersichtlichmachung 1
Ersichtlichmachungen Objekte im Grünland (§ 44 K-ROG 2021) WIDP point F102 zweite Ersichtlichmachung 2
Ersichtlichmachungen Objekte im Grünland (§ 44 K-ROG 2021) WIDP point F103 dritte Ersichtlichmachung 3
Ersichtlichmachungen Objekte im Grünland (§ 44 K-ROG 2021) WIDP point F10n n-te Ersichtlichmachung n

G: Ersichtlichtlichmachung in Gemeindezuständigkeit
Ersichtlichmachungen Ortskern bzw. Stadtkern OSK polygon G1 Ortskern bzw. Stadtkern

Ersichtlichmachungen
Angemessener Sicherheitsabstand zu Seveso 
Betrieb

SEV polygon G2 
Angemessener Sicherheitsabstand zu 
Seveso Betrieb

Ersichtlichmachungen
Ersichtlichmachung von Flächen, für die ein 
integrierter Flächenwidmungs- und 
Bebauungsplan erlassen wurde

IFB polygon G301 erste Ersichtlichmachung 1

Ersichtlichmachungen
Ersichtlichmachung von Flächen, für die ein 
integrierter Flächenwidmungs- und 
Bebauungsplan erlassen wurde

IFB polygon G302 zweite Ersichtlichmachung 2

Ersichtlichmachungen
Ersichtlichmachung von Flächen, für die ein 
integrierter Flächenwidmungs- und 
Bebauungsplan erlassen wurde

IFB polygon G30n n-te Ersichtlichmachung n

Ersichtlichmachungen Ersichtlichmachung Bebauungsfrist BBF polygon G401 erste Ersichtlichmachung 1
Ersichtlichmachungen Ersichtlichmachung Bebauungsfrist BBF polygon G402 zweite Ersichtlichmachung 2
Ersichtlichmachungen Ersichtlichmachung Bebauungsfrist BBF polygon G40n n-te Ersichtlichmachung n

39. Darstellung der ersichtlich zu machenden 
Festlegungen in Gemeindezuständigkeit
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Einsetzpunkte für 
Signaturen

ident zur 
Widmungskategorie auf 
der der jeweilige 
Einsetzpunkt zu liegen 
kommt

ident zur Widmung auf der der jeweilige 
Einsetzpunkt zu liegen kommt

WIDGP point ident zum 
WIDCODE auf 
dem der 
jeweilige 
Einsetzpunkt 
zu liegen 
kommt

ident der Beschreibung auf der der jeweilige 
Einsetzpunkt zu liegen kommt

ident zur 
Widmungskategorie auf 
der der jeweilige 
Einsetzpunkt zu liegen 
kommt

ident zur Widmung auf der der jeweilige 
Einsetzpunkt zu liegen kommt

VORBP point ident zum 
WIDCODE auf 
dem der 
jeweilige 
Einsetzpunkt 
zu liegen 
kommt

ident der Beschreibung auf der der jeweilige 
Einsetzpunkt zu liegen kommt

ident zur 
Ersichtlichmachung D 
auf die sich der jeweilige 
Einsetzpunkt bezieht

ident zur Ersichtlichmachung D auf die sich der 
jeweilige Einsetzpunkt bezieht

ERSI point ident zum 
WIDCODE auf 
den sich der 
jeweilige 
Einsetzpunkt 
bezieht

ident zur Beschreibung auf den sich der 
jeweilige Einsetzpunkt bezieht

text/text

Anmerkung: Feature Class „text“: Die Feature Class wird im Feature Dataset abc_p erstellt jedoch werden Features vom Typ „ZUS“ nicht nur mit *.lyr-file abc_p.lyr dargestellt. 
Einsetzpunkte für Mehrfachsignaturen (ZUS) die ebenfalls in dieser Feature Class zu liegen kommen da diese nicht in den Feature Classes WIDGP, VORBP und ERSI gesetzt 

werden dürfen, sind entweder mit dem *.lyr-file abc_p (Mehrfachsignaturen WIDGP bzw. VORBP) od. d_p (Mehrfachsignaturen ERSI) nach dem Feld „TEXTSTRING“ 
darzustellen. Um eine korrekte Darstellung zu erreichen, muss die Feature Class „Text“ unter Umständen mehrfach in ein GIS-Projekt geladen werden.
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1. Hauptstück 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt die überörtliche und örtliche Raumordnung. 

(2) Soweit durch dieses Gesetz der Zuständigkeitsbereich des Bundes berührt wird, ist es so 
auszulegen, dass sich keine über die Zuständigkeit des Landes hinausgehende Wirkung ergibt. 
Insbesondere gilt dieses Gesetz nicht für planende Maßnahmen 
 1. des Verkehrswesens bezüglich Bundesstraßen, Eisenbahnen, Seilbahnen, Luftfahrt oder 

Schifffahrt, 
 2. des Bergwesens, 
 3. des Wasserrechts, 
 4. des Forstwesens, 
 5. in militärischen Angelegenheiten. 

§ 2 
Ziele und Grundsätze der Raumordnung 

(1) Ziele der Raumordnung sind: 
 1. Die natürlichen Lebensgrundlagen sind möglichst zu schützen und pfleglich zu nutzen. 
 2. Die Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, die Vielfalt und die Eigenart der Kärntner 

Landschaft und die Identität der Regionen des Landes sind zu bewahren. Der freie Zugang zu 
Seen, öffentlichen Gewässern und sonstigen Naturschönheiten ist nach Möglichkeit zu sichern.   

 3. Für die einzelnen Regionen des Landes ist unter Bedachtnahme auf die jeweiligen räumlichen 
und strukturellen Gegebenheiten und ihre Entwicklungsmöglichkeiten eine bestmögliche 
Entwicklung der Wirtschafts- und Sozialstruktur anzustreben. Dabei ist für eine entsprechende 
Ausstattung mit Einrichtungen der Daseinsvorsorge in zumutbarer Entfernung Vorsorge zu 
treffen. 

 4. Die Bevölkerung ist vor Gefährdungen durch Naturgewalten sowie vor vermeidbaren 
Umweltbelastungen durch eine entsprechende Entwicklung der Siedlungs- und Freiraumstruktur 
und Standortplanung bei dauergenutzten Einrichtungen soweit als möglich zu schützen. 

 5. Die Grundversorgung der Bevölkerung mit häufig benötigten öffentlichen und privaten Gütern 
und Dienstleistungen in ausreichendem Umfang, in angemessener Qualität und in zumutbarer 
Entfernung ist sicherzustellen und weiterzuentwickeln. 

 6. Die Siedlungsstruktur ist unter Bedachtnahme auf die historisch gewachsene zentralörtliche 
Gliederung des Landes derart zu entwickeln, dass eine bestmögliche Abstimmung der 
Standortplanung für Wohnen, wirtschaftliche Unternehmen, Dienstleistungs- und 
Erholungseinrichtungen unter weitestgehender Vermeidung gegenseitiger Beeinträchtigungen 
erreicht wird. Dabei sind eine möglichst sparsame Verwendung von Grund und Boden sowie eine 
Begrenzung und räumliche Verdichtung der Bebauung anzustreben und eine Zersiedelung der 
Landschaft zu vermeiden. Der Schutz und die Pflege erhaltenswerter Siedlungsstrukturen sind 
durch Maßnahmen der Orts- und Regionalentwicklung zu unterstützen. 

 7. Die räumlichen Voraussetzungen für eine leistungsfähige Wirtschaft sind langfristig sowohl in 
zentralörtlichen wie in peripheren Bereichen unter Bedachtnahme auf die jeweils 
unterschiedlichen Gegebenheiten zu sichern und zu verbessern; dabei ist insbesondere auf die 
Standorterfordernisse für die Ansiedlung und Erweiterung von Betrieben der Industrie und des 
Gewerbes, von Dienstleistungsbetrieben und Betrieben und Anlagen der Energieversorgung, die 
künftige Verfügbarkeit von Roh- und Grundstoffen, die Arbeitsmarktsituation sowie auf die zu 
erwartenden Beeinträchtigungen benachbarter Siedlungsräume und der naturräumlichen Umwelt 
Bedacht zu nehmen. 

 8. Der Fortbestand einer existenzfähigen bäuerlichen Land- und Forstwirtschaft ist durch die 
Erhaltung und Verbesserung der dazu erforderlichen räumlichen Voraussetzungen 
sicherzustellen. Dabei ist insbesondere auf die Verbesserung der Agrarstruktur, den Schutz und 
die Pflege der Natur- und Kulturlandschaft und auf die Erhaltung ausreichender bewirtschaftbarer 
Nutzflächen Bedacht zu nehmen. 

 9. Die räumlichen Voraussetzungen für einen leistungsfähigen Tourismus sind unter Bedachtnahme 
auf die soziale Tragfähigkeit und die ökologische Belastbarkeit des Raumes sowie die 
Erfordernisse des Landschafts- und Naturschutzes zu erhalten und weiterzuentwickeln. 
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 10. Die Verkehrsbedürfnisse der Bevölkerung und der Wirtschaft sind unter Beachtung der 
bestehenden Strukturen und unter Berücksichtigung der Umwelt, der Gesundheit der 
Bevölkerung und des Landschaftsschutzes zu decken. 

 11. Im Hinblick auf bestehende und zu schaffende Versorgungsstrukturen ist für entsprechende 
Entsorgungsstrukturen ausreichend Vorsorge zu treffen. 

 12. Gebiete mit nutzbaren Wasser- und Rohstoffvorkommen sind von Nutzungen freizuhalten, die 
eine künftige Erschließung verhindern würden. 

 13. Im Sinne einer sparsamen Verwendung von Grund und Boden ist eine Wiederverwertung von 
Flächen, die ihre bisherige Funktion und Nutzung verloren haben, anzustreben 
(Flächenrecycling). 

 14. Gebiete und Flächen, die aufgrund ihrer Beschaffenheit in der Lage sind, ökologische Funktionen 
zu erfüllen und die Nutzung natürlicher Ressourcen zu ermöglichen (Ökosystemleistungen), sind 
zu sichern und nach Möglichkeit von Nutzungen freizuhalten, die ihre Funktionsfähigkeit nicht 
bloß geringfügig beeinträchtigen. Die Freiraumstruktur ist insbesondere unter Bedachtnahme auf 
langfristig von Bebauung freizuhaltende Freiräume sowie auf diese verbindende Elemente derart 
zu entwickeln, dass die Anordnung freiraumgebundener Nutzungen unter weitestgehender 
Vermeidung gegenseitiger Beeinträchtigungen erreicht und weitere Fragmentierungen 
zusammenhängender Gebiete möglichst vermieden werden. 

 15. Bei der Festlegung von Gebieten, die eine wesentliche Funktion für die Wirtschafts-, Siedlungs-, 
Erholungs- oder Versorgungsentwicklung einer Region aufweisen, ist auf die damit verbundenen 
voraussichtlichen Auswirkungen auf den Verkehr Bedacht zu nehmen; es ist insbesondere deren 
Erreichbarkeit mit Angeboten des öffentlichen Personennahverkehrs und des 
Personenregionalverkehrs anzustreben. 

 16. Zum Zweck der Verhütung schwerer Unfälle im Sinne des § 2 Z 12 K-SBG und zur Begrenzung 
ihrer Folgen für die menschliche Gesundheit und die Umwelt haben das Land und die 
Gemeinden die Ansiedelung von Seveso-Betrieben im Sinne von § 2 Z 1 K-SBG und die 
Änderung bestehender derartiger Betriebe zu überwachen sowie neue Entwicklungen in an 
derartige Betriebe angrenzenden Gebieten, einschließlich von Verkehrsflächen, öffentlich 
genutzten Örtlichkeiten und Siedlungsgebieten zu berücksichtigen, wenn diese Ansiedelungen, 
Änderungen oder Entwicklungen Ursache von schweren Unfällen sein können oder das Risiko 
im Sinne des § 2 Z 15 K-SBG eines schweren Unfalls vergrößern oder die Folgen eines solchen 
Unfalls verschlimmern können. 

 17. Die Integration und der Einsatz von erneuerbarer Energie ist zu berücksichtigen. Erneuerbare 
Energie im Sinne dieses Gesetzes ist Energie aus erneuerbaren, nichtfossilen Energiequellen, das 
heißt Wind, Sonne (Solarthermie und Photovoltaik), geothermische Energie, Umgebungsenergie, 
Gezeiten-, Wellen- und sonstige Meeresenergie, Wasserkraft, und Energie aus Biomasse, 
Deponiegas, Klärgas und Biogas.  

(2) Bei der Verfolgung der Ziele nach Abs. 1 sind folgende Grundsätze zu beachten: 
 1. Die Ordnung des Gesamtraumes hat die Gegebenheiten und Erfordernisse seiner Teilräume zu 

berücksichtigen. Ordnende Maßnahmen in den Teilräumen haben sich in die Ordnung des 
Gesamtraumes einzufügen. Auf ordnende Maßnahmen in benachbarten Teilräumen der 
angrenzenden Länder und des benachbarten Auslandes ist Bedacht zu nehmen. 

 2. Rechtswirksame raumbedeutsame Maßnahmen und Pläne von Gebietskörperschaften sind zu 
berücksichtigen, die örtliche Raumordnung hat der überörtlichen Raumordnung zu entsprechen; 
auf raumbedeutsame Maßnahmen und Pläne anderer Planungsträger, deren Planungen im 
öffentlichen Interesse liegen, ist Bedacht zu nehmen. 

 3. Bei allen raumbedeutsamen Planungen ist auf die Lebensbedingungen künftiger Generationen 
Rücksicht zu nehmen. Dabei ist ein Ausgleich zwischen den berechtigten Erfordernissen der 
wirtschaftlichen Entwicklung und der Ökologie anzustreben. 

 4. Die Siedlungsentwicklung hat sich an den bestehenden Siedlungsgrenzen und an den 
bestehenden oder mit vertretbarem Aufwand zu schaffenden Infrastruktureinrichtungen zu 
orientieren, wobei auf deren größtmögliche Wirtschaftlichkeit Bedacht zu nehmen ist. Bei der 
Siedlungsentwicklung sind vorrangig die Deckung des ganzjährig gegebenen Wohnbedarfes der 
Bevölkerung und die Schaffung der räumlichen Voraussetzungen für eine leistungsfähige 
Wirtschaft anzustreben. 

 5. Absehbare Konflikte zwischen unterschiedlichen Nutzungen des Raumes sind nach Möglichkeit 
zu vermeiden oder zumindest auf ein vertretbares Ausmaß zu verringern. 



 Landesrecht Kärnten 

www.ris.bka.gv.at Seite 5 von 39 

 6. Den Interessen des Gemeinwohles sowie den sonstigen öffentlichen Interessen kommt unter 
Wahrung der verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechte der Bürger der Vorrang gegenüber 
den Einzelinteressen zu. 

 7. Die Zersiedelung der Landschaft ist zu vermeiden; die Innenentwicklung der Siedlungsstruktur 
hat Vorrang vor deren Außenentwicklung. 

(3) Insoweit die Ziele nach Abs. 1 miteinander konkurrieren, ist bei der Abwägung, welche 
vorrangig zu verfolgen sind, von den Grundsätzen nach Abs. 2 auszugehen. 

§ 3 
Bestandsaufnahme und Raumforschung 

Die Landesregierung hat im Sinne einer Raumforschung die für die überörtliche Raumordnung 
bedeutsamen Gegebenheiten zu erheben (überörtliche Bestandsaufnahme). Die Gemeinden haben im 
Sinne einer Raumforschung die für die örtliche Raumplanung bedeutsamen Gegebenheiten zu erheben 
(örtliche Bestandsaufnahme). 

§ 4 
Raumordnungskataster 

(1) Die Landesregierung hat einen Raumordnungskataster einzurichten und zu führen. In den 
Raumordnungskataster sind die das Landesgebiet oder Teile des Landesgebietes betreffenden 
raumbedeutsamen Grundlagendaten, Maßnahmen und Pläne aufzunehmen. Die Gemeinden haben die zur 
Führung des Raumordnungskatasters notwendigen Daten an die Landesregierung zu übermitteln. 

(2) Jede Person darf in den Raumordnungskataster Einsicht nehmen und Abschriften erstellen, 
soweit dem gesetzliche Verschwiegenheitspflichten nicht entgegenstehen. 

§ 5 
Informationspflichten für Seveso-Betriebe 

Betriebsinhaber im Sinne des § 2 Z 20 K-SBG sowie Projektwerber von Seveso-Betrieben im Sinne 
des § 2 Z 1 K-SBG sind verpflichtet, der Landesregierung und den zuständigen Gemeinden auf deren 
Verlangen ausreichende Informationen über Art und Ausmaß der vom jeweiligen Betrieb ausgehenden 
Gefahren im Sinne des § 2 Z 14 K-SBG, über die Gefährdungsbereiche und über die zur Beurteilung des 
Gefährdungspotentials maßgeblichen Umstände zu erteilen, soweit dies zur Wahrnehmung deren 
Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich ist. 

§ 6 
Raumverträglichkeitsprüfung 

(1) Die Landesregierung darf über Veranlassung des Projektwerbers und in Zusammenarbeit mit 
diesem bei einem geplanten Vorhaben, von dem über das Gebiet einer Gemeinde hinausgehende 
erhebliche Auswirkungen auf die Raumstruktur zu erwarten sind, zur Erarbeitung von 
Entscheidungsgrundlagen die Durchführung einer Raumverträglichkeitsprüfung veranlassen, wenn der 
Betreiber die zur grundsätzlichen Beurteilung der raumbedeutsamen Auswirkungen des Vorhabens 
erforderlichen fachlichen Unterlagen zur Verfügung stellt. 

(2) Im Rahmen der Raumverträglichkeitsprüfung sind die abschätzbaren raumbedeutsamen 
Auswirkungen bei einer Verwirklichung des Vorhabens insbesondere auf die Siedlungs- und 
Verkehrsentwicklung, die regionale Wirtschaft, den Arbeitsmarkt und die Umwelt zu erheben und 
zusammenfassend darzustellen. 

(3) Auf der Grundlage der Darstellung gemäß Abs. 2 ist die Verträglichkeit des geplanten Vorhabens 
mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung, den überörtlichen Entwicklungsprogrammen und 
anderen bekannten Vorhaben und Planungsabsichten zu beurteilen. Gegebenenfalls dürfen auch aus 
raumordnungspolitischer Sicht sinnvolle Modifikationen des Vorhabens oder Alternativen zu dem 
Vorhaben dargestellt werden. 

(4) Die Darstellung gemäß Abs. 2 und die Beurteilung gemäß Abs. 3 bilden das 
Raumverträglichkeitsgutachten. 

(5) Mit der Erstellung des Raumverträglichkeitsgutachtens dürfen unter Verpflichtung zur Wahrung 
von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen auch geeignete Sachverständige, die nicht 
Amtssachverständige sind, oder facheinschlägige wissenschaftliche Institute des universitären oder 
außeruniversitären Bereiches beauftragt werden. 



 Landesrecht Kärnten 

www.ris.bka.gv.at Seite 6 von 39 

2. Hauptstück 
Überörtliche Raumordnung 

§ 7 
Überörtliche Entwicklungsprogramme 

(1) Die Landesregierung hat in Übereinstimmung mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung 
durch Verordnung überörtliche Entwicklungsprogramme zu beschließen, die die angestrebten Ziele für 
die Gestaltung und Entwicklung des jeweiligen Planungsraumes (Abs. 2) festzulegen und die zur 
Erreichung erforderlichen Maßnahmen aufzuzeigen haben. 

(2) Überörtliche Entwicklungsprogramme dürfen für das gesamte Landesgebiet oder für einzelne 
Landesteile (Landesentwicklungsprogramme) und für einzelne Sachbereiche (Sachgebietsprogramme) 
beschlossen werden. Sie haben aus einem Textteil und – soweit erforderlich – aus zeichnerischen 
Darstellungen samt Planzeichenerklärung zu bestehen. 

(3) Das Landesentwicklungsprogramm hat die Grundzüge der anzustrebenden räumlichen Ordnung 
und Entwicklung des Landesgebietes festzulegen. Im Landesentwicklungsprogramm sind insbesondere  
 1. die Ziele, Grundsätze und Maßnahmen der überörtlichen Raumordnung für das gesamte 

Landesgebiet im Hinblick auf die anzustrebende Entwicklung der räumlichen Strukturen zu 
konkretisieren,  

 2. die zentralen Orte und die von ihnen zu erfüllenden Funktionen innerhalb des Landesgebietes 
festzulegen und 

 3. die Zuordnung allgemeiner und überörtlicher Funktionen zu den Gemeinden 
zu treffen. 

(4) Die Sachgebietsprogramme haben aufbauend auf dem Landesentwicklungsprogramm für 
einzelne raumbezogene Sachgebiete überörtliche Vorgaben für die örtliche Raumordnung festzulegen. 
Soweit dies zur Erreichung einzelner überörtlicher Entwicklungsziele erforderlich ist, dürfen auch Richt- 
und Grenzwerte festgelegt werden. Die Sachgebietsprogramme dürfen grundsätzliche Aussagen 
insbesondere für folgende Bereiche enthalten: 
 1. die Zuordnung allgemeiner und überörtlicher Funktionen zu den Gemeinden; 
 2. die Ausweisung von Vorrangflächen für die Erweiterung oder Neuansiedlung von Betrieben mit 

besonderen Standortvoraussetzungen oder für zentrale Errichtungen von überörtlicher 
Bedeutung; 

 3. die Ausweisung von Vorrangflächen für die Errichtung von Verkehrswegen und Anlagen und 
Leitungen technischer Infrastrukturen von überörtlicher Bedeutung; 

 4. die Erklärung von Vorranggebieten für Freiraumnutzungen; 
 5. die Ausweisung von Gefährdungsbereichen und Retentionsräumen; 
 6. die Festlegung, dass in bestimmten Gemeinden oder Teilen von Gemeinden bestimmte 

Widmungen im Interesse des Schutzes des Siedlungsraumes vor nachteiligen Umwelteinflüssen, 
vor Naturgefahren oder vor Nutzungskonflikten unzulässig sind. 

(5) Zu den überörtlichen Entwicklungsprogrammen sind Erläuterungen zu verfassen, die eine 
Bestandsaufnahme und Bewertung des jeweiligen Planungsraumes und eine Beurteilung seiner 
Entwicklungsmöglichkeiten in wirtschaftlicher, sozialer, ökologischer und kultureller Hinsicht zu 
enthalten haben. Diese Erläuterungen sind im Internet auf der Homepage der Landesregierung 
bereitzustellen. 

(6) Entwicklungsprogramme sind zu ändern, wenn sich die maßgebliche Rechtslage oder die 
ursprünglichen Planungsvoraussetzungen geändert haben. 

§ 8 
Wirkung der überörtlichen Entwicklungsprogramme 

(1) Verordnungen und Bescheide auf Grundlage von Landesgesetzen dürfen nur im Einklang mit den 
überörtlichen Entwicklungsprogrammen erlassen werden. 

(2) Entgegen den Bestimmungen des Abs. 1 erlassene Bescheide sind mit Nichtigkeit bedroht. Die 
Aufhebung ist nur innerhalb von fünf Jahren ab deren Rechtskraft zulässig. Die Zeit eines Verfahrens vor 
dem Verfassungsgerichtshof oder vor dem Verwaltungsgerichtshof ist in diese Frist nicht einzurechnen. 
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3. Hauptstück 
Örtliche Raumordnung 

1. Abschnitt 
Örtliches Entwicklungskonzept 

§ 9 
Örtliches Entwicklungskonzept 

(1) Der Gemeinderat hat in Übereinstimmung mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung 
und den überörtlichen Entwicklungsprogrammen durch Verordnung ein örtliches Entwicklungskonzept zu 
beschließen, das die Grundlage für die planmäßige Gestaltung und Entwicklung des Gemeindegebietes, 
insbesondere für die Erlassung des Flächenwidmungsplanes, bildet. 

(2) Das örtliche Entwicklungskonzept hat aus einem Textteil und aus planlichen Darstellungen zu 
bestehen. Zum örtlichen Entwicklungskonzept sind Erläuterungen zu verfassen. Die Maßstäbe der plan-
lichen Darstellungen und die Verwendung bestimmter Planzeichen hat die Landesregierung durch 
Verordnung zu regeln.  

(3) Im örtlichen Entwicklungskonzept sind ausgehend von einer Erhebung der wirtschaftlichen, 
sozialen, ökologischen und kulturellen Gegebenheiten in der Gemeinde die Ziele der örtlichen 
Raumordnung für einen Planungszeitraum von zehn Jahren und die zu ihrer Erreichung erforderlichen 
Maßnahmen festzulegen. Dabei sind grundsätzliche Aussagen zu treffen insbesondere über: 
 1. die Stellung der Gemeinde in der Region und die Zuweisung von überörtlichen Funktionen; 
 2. die abschätzbare Bevölkerungsentwicklung und die angestrebte Siedlungs- und 

Wirtschaftsentwicklung; 
 3. den abschätzbaren Baulandbedarf unter Berücksichtigung der Bevölkerungs-, Siedlungs- und 

Wirtschaftsentwicklung; 
 4. die funktionale Gliederung des Gemeindegebietes unter Berücksichtigung der 

Versorgungsfunktion, die großräumige Anordnung des Baulandes und die zweckmäßigste 
räumliche und zeitliche Abfolge der Bebauung; 

 5. die Hauptversorgungs- und Hauptentsorgungseinrichtungen (Energie- und Wasserversorgung, 
Abwasser- und Abfallentsorgung uä.), einschließlich Integration und Einsatz von erneuerbarer 
Energie; 

 6. die erforderliche Ausstattung der Gemeinde mit Erholungs-, Sport- und sonstigen 
Freizeiteinrichtungen; 

 7. die Freihaltung von Gebieten, die zur Erhaltung der freien Landschaft, zur Erhaltung der 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, zur Erhaltung ausreichender bewirtschaftbarer 
Nutzflächen für die bäuerliche Landwirtschaft, zur Sicherung der künftigen Verfügbarkeit von 
Roh- und Grundstoffen von Bedeutung sind; 

 8. die für die Aufschließung des Gemeindegebietes erforderlichen öffentlichen Verkehrswege 
einschließlich der Radwege; 

 9. die Siedlungsschwerpunkte einschließlich deren Funktion; 
 10. die Stärkung von Orts- oder Stadtkernen; 
 11. die Baulandmobilisierung; 
 12. die angestrebte Baustruktur und die bauliche Entwicklung der Gemeinde; 
 13. von Naturgefahren gefährdete Bereiche und Schadenspotentiale; 
 14. die Festlegung von Gebieten oder Grundflächen, die als Hochwasserabflussbereiche oder 

Hochwasserrückhalteräume freizuhalten sind; 
 15. die Abrundung von Bauland. 

§ 10 
Festlegung von Siedlungsschwerpunkten 

(1) Bei einer Festlegung von Siedlungsschwerpunkten ist insbesondere darauf Bedacht zu nehmen, 
dass diese: 
 1. eine dichte, zusammenhängende Bebauung und eine typische innerörtliche Nutzungsvielfalt 

aufweisen; 
 2. mit Versorgungs- und Dienstleistungseinrichtungen (zentralörtlichen Einrichtungen) ausgestattet 

sind; 
 3. Schwerpunkte der Bevölkerungsentwicklung darstellen; 
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 4. innerhalb des Gemeindegebietes gut erreichbar sind; 
 5. innerörtliche Verdichtungspotentiale und Baulandreserven aufweisen und für eine 

Weiterentwicklung verfügbar sind. 

(2) In den planlichen Darstellungen des örtlichen Entwicklungskonzeptes darf innerhalb eines 
Siedlungsschwerpunktes eine parzellenscharfe Festlegung von vorrangigen Entwicklungsgebieten 
erfolgen. Eine solche Festlegung darf nur erfolgen, wenn  
 1. die Grundflächen, die für eine Bebauung bestimmt sind, für eine Bebauung geeignet sind, 
 2. die Grundflächen eine weitere (zukünftige) zusammenhängende Bebauung zulassen, 
 3. die Grundflächen über eine dem Stand der Technik entsprechende Erschließung mit 

Einrichtungen der Energie- und Wasserversorgung, der Abwasser- und der Abfallentsorgung und 
des Verkehrs verfügen oder eine solche Erschließung mit einem wirtschaftlich vertretbaren 
Aufwand unter Bedachtnahme auf die im örtlichen Entwicklungskonzept festgelegten Ziele der 
örtlichen Raumplanung in absehbarer Zeit möglich ist und 

 4. durch die Siedlungsschwerpunkte die typischen und gewachsenen innerörtlichen oder 
innerstädtischen Strukturen unter Berücksichtigung der Zentrenhierarchie innerhalb des 
Gemeindegebietes gestärkt werden. 

(3) Die parzellenscharfe Festlegung von vorrangigen Entwicklungsgebieten ist in den planlichen 
Darstellungen des örtlichen Entwicklungskonzeptes durch eine Umfassungslinie darzustellen. 

(4) Die Landesregierung darf mit Verordnung unter Bedachtnahme auf Abs. 1 bis 3 nähere 
Regelungen für die Festlegung von Siedlungsschwerpunkten und die parzellenscharfe Festlegung von 
vorrangigen Entwicklungsgebieten erlassen. 

§ 11 
Überprüfung des örtlichen Entwicklungskonzepts  

Der Gemeinderat hat das örtliche Entwicklungskonzept innerhalb eines Jahres nach Ablauf von 
zwölf Jahren nach seiner Kundmachung zu überprüfen und bei wesentlichen Änderungen der 
Planungsgrundlagen die Ziele der örtlichen Raumordnung zu ändern. Zu einem früheren Zeitpunkt darf 
das örtliche Entwicklungskonzept geändert werden, wenn öffentliche Interessen dies erfordern.  

§ 12 
Verfahren für den Beschluss über das örtliche Entwicklungskonzept 

(1) Vor der Beschlussfassung ist der Entwurf des örtlichen Entwicklungskonzepts einschließlich der 
Erläuterungen durch vier Wochen während der Amtsstunden im Gemeindeamt (Magistrat) zur 
öffentlichen Einsicht aufzulegen und im Internet auf der Homepage der Gemeinde bereitzustellen. Die 
Auflage zur öffentlichen Einsicht und die Bereitstellung im Internet sind nach den für die Kundmachung 
von Verordnungen der Gemeinde geltenden Bestimmungen kundzumachen. Jede Person ist berechtigt, 
innerhalb der Auflagefrist eine Stellungnahme zum Entwurf des örtlichen Entwicklungskonzepts zu 
erstatten. 

(2) Gleichzeitig mit der Auflage zur öffentlichen Einsicht ist der Entwurf des örtlichen 
Entwicklungskonzepts einschließlich der Erläuterungen der Landesregierung, den sonst berührten 
Landes- und Bundesdienststellen, den angrenzenden Gemeinden und den in Betracht kommenden 
gesetzlichen Interessenvertretungen unter Einräumung einer Frist von vier Wochen zur Stellungnahme zu 
übermitteln. 

(3) Nach Abschluss des Begutachtungsverfahrens gemäß Abs. 1 und 2 und vor der Beschlussfassung 
ist der überarbeitete Entwurf des örtlichen Entwicklungskonzepts einschließlich der Erläuterungen und 
der eingelangten Stellungnahmen der Landesregierung zu übermitteln. Die Landesregierung hat der 
Gemeinde binnen drei Monaten eine abschließende fachliche Stellungnahme zu übermitteln.  

(4) Wenn das beschlossene örtliche Entwicklungskonzept eine parzellenscharfe Festlegung von 
vorrangigen Entwicklungsgebieten innerhalb des Siedlungsschwerpunktes vorsieht, bedarf es zu seiner 
Rechtswirksamkeit der Genehmigung der Landesregierung. Die Gemeinde hat in diesen Fällen das 
örtliche Entwicklungskonzept einschließlich der Erläuterungen, der eingelangten Stellungnahmen und der 
Niederschrift über die Beschlussfassung des Gemeinderates der Landesregierung zur Genehmigung zu 
übermitteln. Werden die Erläuterungen, die eingelangten Stellungnahmen oder die Niederschrift über die 
Beschlussfassung des Gemeinderates nicht übermittelt, ist nach § 13 Abs. 3 AVG vorzugehen. 

(5) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn das örtliche Entwicklungskonzept  
 1. den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung widerspricht, 
 2. einem überörtlichen Entwicklungsprogramm widerspricht, 
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 3. in sonstiger Weise überörtliche Interessen verletzt oder  
 4. sonst gesetzwidrig ist. 
Die Landesregierung hat ohne unnötigen Aufschub, spätestens aber fünf Monate nach Einlangen des 
örtlichen Entwicklungskonzepts einschließlich der Erläuterungen, den Bescheid zu erlassen. Wird ein 
Bescheid nicht innerhalb der Entscheidungsfrist erlassen, so gilt die Genehmigung des örtlichen 
Entwicklungskonzepts als erteilt.   

(6) Die Landesregierung hat die Gemeinde über ihr Ersuchen in Fragen des Beschlusses über das 
örtliche Entwicklungskonzept unentgeltlich zu beraten. 

(7) Für die Änderung des örtlichen Entwicklungskonzeptes finden die Abs. 1 bis 6 sinngemäß 
Anwendung. 

2. Abschnitt 
Festlegungen im Flächenwidmungsplan 

§ 13 
Flächenwidmungsplan 

(1) Der Gemeinderat hat in Übereinstimmung mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung, 
den überörtlichen Entwicklungsprogrammen und dem örtlichen Entwicklungskonzept durch Verordnung 
einen Flächenwidmungsplan zu beschließen, durch den das Gemeindegebiet in Bauland, in Grünland und 
in Verkehrsflächen gegliedert wird. Bei dieser Gliederung sind die voraussehbaren wirtschaftlichen, 
sozialen, ökologischen und kulturellen Erfordernisse in der Gemeinde sowie die Auswirkungen auf das 
Landschaftsbild und das Ortsbild zu beachten. Für übereinanderliegende Ebenen desselben 
Planungsgebietes dürfen, wenn räumlich funktionelle Erfordernisse nicht entgegenstehen, verschiedene 
Widmungsarten festgelegt werden. 

(2) Der Flächenwidmungsplan hat aus einer planlichen Darstellung zu bestehen. Zum 
Flächenwidmungsplan sind Erläuterungen zu verfassen, aus denen insbesondere hervorgeht, inwieweit 
auf die wirtschaftlichen, sozialen, ökologischen und kulturellen Erfordernisse der Gemeinde Bedacht 
genommen wird.  

(3) Die Landesregierung hat die Form der Flächenwidmungspläne, insbesondere die Maßstäbe der 
zeichnerischen Darstellungen und die Verwendung bestimmter Planzeichen für die im 
Flächenwidmungsplan festzulegenden und ersichtlich zu machenden Flächen sowie für die 
Sonderwidmungen, durch Verordnung zu regeln. 

§ 14 
Ersichtlichmachungen im Flächenwidmungsplan 

(1) Bei Erstellung oder Änderung des Flächenwidmungsplanes sind, wenn die Daten den Gemeinden 
in einer Qualität und in einem Maßstab vorliegen oder übermittelt werden, die eine parzellenscharfe 
Darstellung ermöglichen, ersichtlich zu machen: 
 1. Flächen, die durch überörtliche Maßnahmen oder Planungen für eine besondere Nutzung 

bestimmt sind (wie Eisenbahnen, Flugplätze, Bundesstraßen, Landesstraßen, Ver- und 
Entsorgungsanlagen von überörtlicher Bedeutung); 

 2. Flächen, für die Nutzungsbeschränkungen bestehen (wie Nationalparkgebiete, 
Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, wasserrechtlich besonders geschützte Gebiete und 
sonstige wasserwirtschaftliche Planungsgebiete, Hochwasserabflussgebiete, Gefahrenzonen nach 
dem Forstgesetz 1975 und WRG 1959, Gefährdungsbereiche nach schieß- und 
sprengmittelrechtlichen Vorschriften, Standorte und angemessene Sicherheitsabstände von 
Seveso-Betrieben im Sinne des § 2 Z 1 K-SBG, Verdachtsflächen und Altlasten nach dem 
Altlastensanierungsgesetz, Bergbaugebiete und militärische Sperrgebiete); 

 3. Flächen, für die erteilte Einzelbewilligungen gemäß § 45 Abs. 5 in einer Anlage zu den 
Erläuterungen zum Flächenwidmungsplan anzuschließen sind, unter Verwendung eines 
Planzeichens und unter Beifügung der fortlaufenden Nummer im Verzeichnis nach § 45 Abs. 6; 

 4. Flächen, für die ein integrierter Flächenwidmungs- und Bebauungsplan erlassen wurde. 

(2) Andere Flächen als solche nach Abs. 1 Z 2, für die Nutzungsbeschränkungen bestehen, wie 
Bann- und Schutzwälder, Schutzbereiche entlang der Bundes- und Landesstraßen, in der Umgebung von 
Eisenbahnanlagen und um die Flugplätze, Sicherheitsstreifen entlang elektrischer Starkstromleitungen, 
Naturdenkmale und Objekte unter Denkmalschutz dürfen im Flächenwidmungsplan ersichtlich gemacht 
werden, insoweit dies unter Bedachtnahme auf die örtlichen Gegebenheiten erforderlich ist. 
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(3) Ersichtlichmachungen von Flächen nach Abs. 1 oder Abs. 2 im Flächenwidmungsplan kommt 
keine verbindliche Wirkung zu. 

§ 15 
Bauland 

(1) Als Bauland dürfen nur Grundflächen festgelegt werden, die für die Bebauung geeignet sind. 
Nicht als Bauland festgelegt werden dürfen insbesondere folgende Gebiete: 
 1. deren ungünstige örtliche Gegebenheiten (Bodenbeschaffenheit, Grundwasserstand, Hanglage, 

Kleinklima, Immissionsbelastung, Oberflächenwässer uä.) eine widmungsgemäße Bebauung 
ausschließen, wenn diese Hindernisse nicht mit objektiv wirtschaftlich vertretbaren 
Aufwendungen durch entsprechende Maßnahmen behoben werden können; 

 2. die für eine widmungsgemäße Bebauung nicht geeignet sind, weil sie  
 a) im Gefährdungsbereich von Hochwasser oder Wildbächen gelegen sind oder nach den 

raumbedeutsamen Planungen oder Maßnahmen der zuständigen Planungsträger für den 
Rückhalt und Abfluss von Hochwasser erforderlich sind oder eine wesentliche Funktion für 
den Hochwasserabfluss oder Hochwasserrückhalt aufweisen oder 

 b) im Gefährdungsbereich von Steinschlag, Lawinen, Rutschungen, Altlasten uä. gelegen sind; 
 3. deren Erschließung mit dem Stand der Technik entsprechenden Einrichtungen der Energie- und 

der Wasserversorgung, der Abwasser- und der Abfallentsorgung oder des Verkehrs 
unwirtschaftliche Aufwendungen erforderlich machen würden oder die unter Bedachtnahme auf 
die im örtlichen Entwicklungskonzept festgelegten Ziele der örtlichen Raumplanung nicht in 
absehbarer Zeit mit diesen Einrichtungen erschlossen werden können; 

 4. die aus Gründen der Erhaltung des Landschaftsbildes oder zum Schutz von Anlagen, die ihrer 
Umgebung eine charakteristische Prägung geben (§ 1 Abs. 2 K-OBG), von einer Bebauung 
freizuhalten sind; 

 5. die entsprechend einem überörtlichen Entwicklungsprogramm von einer Bebauung freizuhalten 
sind oder nicht als Bauland gewidmet werden dürfen. 

(2) Abweichend von Abs. 1 Z 2 dürfen Grundflächen dann als Bauland gewidmet werden, wenn 
 1. die Eignung dieser Grundflächen als Bauland durch Maßnahmen der Anordnung von baulichen 

Anlagen oder durch bauliche Maßnahmen, welche die Sicherheit der Benutzer gewährleisten, 
erreicht werden kann, 

 2. die Grundflächen innerhalb eines bebauten Gebietes oder unmittelbar im Anschluss daran 
gelegen sind, 

 3. keine Erweiterung des Baulandes in Gebiete mit erheblich höheren Gefährdungspotentialen 
erfolgt und 

 4. im Falle einer Gefährdung durch Hochwasser durch die Bebauung wesentliche 
Hochwasserabflussbereiche oder Hochwasserrückhalteräume nicht beeinträchtigt werden. 

Zur Beurteilung sind insbesondere die Gefahrenzonenpläne im Sinne des Forstgesetzes 1975 und die 
Gefahrenzonenplanungen im Sinne des WRG 1959 heranzuziehen.  

(3) Das Ausmaß des unbebauten Baulandes hat sich nach dem abschätzbaren Baulandbedarf in der 
Gemeinde unter Berücksichtigung der Bevölkerungs-, Siedlungs- und Wirtschaftsentwicklung innerhalb 
eines Planungszeitraumes von zehn Jahren zu richten. Bei der Ermittlung des Baulandbedarfes ist auf die 
prognostizierte Bevölkerungsentwicklung sowie auf eine flächensparende Bebauung Bedacht zu nehmen. 
Der Bürgermeister hat den Baulandbedarf jeweils getrennt für die einzelnen Baugebiete zu erheben, 
darzustellen und auf aktuellem Stand zu halten (Bauflächenbilanz). Die Bauflächenbilanz ist den 
Erläuterungen zum Flächenwidmungsplan anzuschließen. 

(4) Eine Neufestlegung von Grundflächen als Bauland darf nur erfolgen, wenn  
 1. unter Berücksichtigung der Bauflächenbilanz der Baulandbedarf nicht durch Baulandreserven 

gedeckt ist oder 
 2. zumindest im Ausmaß der beabsichtigten Neufestlegung Rückwidmungen von als Bauland 

festgelegten Grundflächen in Grünland erfolgen. 

(5) Übersteigen die Baulandreserven den abschätzbaren Baulandbedarf für die nächsten zehn Jahre, 
darf abweichend von Abs. 4 eine Neufestlegung von Bauland erfolgen, wenn 
 1. durch ein von der Gemeinde einzuholendes raumordnungsfachliches Gutachten nachgewiesen 

wird, dass der aufgetretene Baulandbedarf nach objektiven Maßstäben durch die vorhandenen 
Baulandreserven nicht gedeckt werden kann, 
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 2. die Grundflächen in einem festgelegten Siedlungsschwerpunkt gelegen sind und 
 3. sich der Grundeigentümer in einer privatwirtschaftlichen Vereinbarung mit der Gemeinde 

verpflichtet, für eine widmungsgemäße Bebauung der Grundflächen innerhalb von fünf Jahren 
nach deren Festlegung als Bauland zu sorgen. 

Bei der Ermittlung der Baulandreserven haben jene als Bauland festgelegten Grundflächen außer Betracht 
zu bleiben, die als Aufschließungsgebiete festgelegt sind. 

(6) Übersteigen die Baulandreserven den abschätzbaren Baulandbedarf für die nächsten zehn Jahre, 
darf abweichend von Abs. 4 eine Neufestlegung von Bauland zur Abrundung von Bauland erfolgen, wenn 
 1. die Grundflächen im Anschluss an bestehende Siedlungsstrukturen und innerhalb bestehender 

Siedlungsaußengrenzen gelegen sind und 
 2. die Grundflächen jeweils 800 m² nicht übersteigen.  
Bei der Ermittlung der Baulandreserven haben jene als Bauland festgelegten Grundflächen außer Betracht 
zu bleiben, die als Aufschließungsgebiete festgelegt sind. 

(7) Eine Neufestlegung von Grundflächen als Bauland darf dahingehend zeitlich befristet werden, 
dass nach Ablauf von zehn Jahren nach der Festlegung als Bauland eine neue Widmung festgelegt werden 
darf, wenn keine widmungsgemäße Bebauung begonnen wurde. Zeiten, während derer eine 
widmungsgemäße Bebauung wegen ihrer Festlegung als Aufschließungsgebiet oder als Vorbehaltsfläche 
oder wegen einer befristeten Bausperre nicht zulässig war, sind in die Frist nicht einzurechnen. Die 
Befristung ist im Flächenwidmungsplan ersichtlich zu machen. Der Beginn einer widmungsgemäßen 
Bebauung ist gegeben, wenn für ein Bauvorhaben die erforderlichen Bewilligungen rechtskräftig erteilt 
worden sind und mit dessen Ausführung tatsächlich begonnen worden ist. 

§ 16 
Baugebiete 

(1) Das Bauland ist entsprechend den örtlichen Erfordernissen in möglichst geschlossene und 
abgerundete Baugebiete zu gliedern. Als Baugebiete dürfen festgelegt werden:  
 1. Dorfgebiet;  
 2. Wohngebiet;  
 3. Kurgebiet;  
 4. Gewerbegebiet;  
 5. Geschäftsgebiet;  
 6. Industriegebiet; 
 7. gemischte Baugebiete;  
 8. Sondergebiete.  

(2) Die Lage der einzelnen Baugebiete im Bauland sowie die zulässigen Nutzungen innerhalb eines 
Baugebietes sind so aufeinander abzustimmen, dass unter Bedachtnahme auf die örtlichen Gegebenheiten 
und den Charakter der jeweiligen Art des Baulandes gegenseitige Beeinträchtigungen und örtlich 
unzumutbare Umweltbelastungen, insbesondere durch Lärm-, Staub- und Geruchsbelästigung, sonstige 
Luftverunreinigungen oder Erschütterungen möglichst vermieden werden. Zur Beurteilung der 
Lärmbelästigung sind die strategischen Lärmkarten gemäß § 68 K-StrG 2017, § 9a Abs. 2 lit. b K-IPPC-
AG und § 6 Bundes-LärmG heranzuziehen. 

(3) Sondergebiete für Seveso-Betriebe im Sinne des § 2 Z 1 K-SBG sind so festzulegen, dass 
zwischen diesen Sondergebieten und anderen Grundflächen im Bauland – mit Ausnahme von 
Sondergebieten für Seveso-Betriebe, Gewerbe- und Industriegebieten – sowie Verkehrsflächen und im 
Grünland gesondert festgelegten Gebieten, die jeweils erfahrungsgemäß häufig von Menschen 
frequentiert werden (insbesondere Hauptverkehrswege und Erholungsgebiete), und sonstigen im 
Grünland gesondert festgelegten Gebieten, für die aufgrund von Bundes- oder Landesgesetzen unter dem 
Gesichtspunkt des Umwelt- und Naturschutzes Nutzungsbeschränkungen bestehen (zB 
Nationalparkgebiete, Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, wasserrechtlich besonders 
geschützte Gebiete und sonstige wasserwirtschaftliche Planungsgebiete und dergleichen), ein 
angemessener Sicherheitsabstand zur Begrenzung der Folgen etwaiger schwerer Unfälle im Sinne des § 2 
Z 12 K-SBG gewahrt wird. Dies gilt sinngemäß auch für die Erweiterung eines Sondergebietes für 
Seveso-Betriebe. 

(4) Zur Sicherstellung eines wirksamen Umweltschutzes sowie der künftigen 
Entwicklungsmöglichkeiten von gewerblichen, industriellen und landwirtschaftlichen Betrieben dürfen 
zwischen verschiedenen Baugebieten Schutzstreifen als Immissionsschutz festgelegt werden. 
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§ 17 
Dorfgebiet 

(1) Als Dorfgebiete sind jene Grundflächen festzulegen, die vornehmlich für Gebäude samt 
dazugehörigen sonstigen baulichen Anlagen für land- und forstwirtschaftliche Betriebe bestimmt sind, im 
Übrigen 
 1. für Wohngebäude, die nach Lage, Größe, Ausgestaltung, Einrichtung uä. zur Deckung eines 

ganzjährig gegebenen Wohnbedarfes im Mittelpunkt der Lebensbeziehungen dienen, samt 
dazugehörigen sonstigen baulichen Anlagen (wie Garagen, Gartenhäuser, Gewächshäuser), 

 2. für Gebäude für gewerbliche Kleinbetriebe samt dazugehörigen sonstigen baulichen Anlagen, die 
keine örtlich unzumutbaren Umweltbelastungen verursachen, und 

 3. für bauliche Anlagen, die überwiegend den wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Bedürfnissen der Einwohner des Dorfgebietes oder dem Tourismus dienen, wie insbesondere 
Geschäftshäuser, Gemeinschaftshäuser, Kirchen, Rüsthäuser, Gebäude für Erziehungs- und 
Bildungseinrichtungen sowie für die öffentliche Verwaltung, 

und die unter Bedachtnahme auf die örtlichen Gegebenheiten und den Charakter als Dorfgebiet die 
Voraussetzungen nach § 16 Abs. 2 erfüllen.  

(2) Gebäude samt dazugehörigen sonstigen baulichen Anlagen für landwirtschaftliche 
Produktionsstätten industrieller Prägung (Maistrocknungsanlagen uä.) sind im Dorfgebiet nur zulässig, 
wenn sie keine örtlich unzumutbaren Umweltbelastungen verursachen. Gebäude samt dazugehörigen 
sonstigen baulichen Anlagen für landwirtschaftliche Betriebsstätten mit Umweltverträglichkeitsprüfung 
gemäß § 27 Abs. 3 sind im Dorfgebiet nicht zulässig.  

§ 18 
Wohngebiet 

(1) Als Wohngebiete sind jene Grundflächen festzulegen, die vornehmlich für Wohngebäude samt 
dazugehörige sonstige bauliche Anlagen nach § 17 Abs. 1 Z 1 bestimmt sind, im Übrigen 
 1. für Gebäude, die neben Wohnzwecken auch der Unterbringung von Büros, Kanzleien, 

Ordinationen uä. dienen und die üblicherweise in Wohngebäuden untergebracht werden, wie 
insbesondere Rechtsanwalts- oder Notariatskanzleien, Zivilingenieurbüros, Arztpraxen, und 

 2. für bauliche Anlagen, die überwiegend den wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Bedürfnissen der Einwohner des Wohngebietes dienen, wie insbesondere Geschäftshäuser, 
Sanatorien, Gasthäuser, Kirchen, Schulgebäude, Kindergärten und Sammelgaragen für 
Personenkraftwagen,  

und die unter Bedachtnahme auf die örtlichen Gegebenheiten und den Charakter als Wohngebiet die 
Voraussetzungen nach § 16 Abs. 2 erfüllen.  

(2) In Wohngebieten dürfen Flächen als reine Wohngebiete festgelegt werden, in denen neben 
Wohngebäuden samt dazugehörigen sonstigen baulichen Anlagen nach § 17 Abs. 1 Z 1 nur solche 
Gebäude samt dazugehörigen sonstigen baulichen Anlagen zulässig sind, die der Versorgung der 
Einwohner des reinen Wohngebietes mit häufig benötigten Gütern und Dienstleistungen dienen. 

§ 19 
Kurgebiet 

(1) Als Kurgebiete sind jene Grundflächen festzulegen, die vornehmlich für Gebäude von Gast- und 
Beherbergungsbetrieben samt dazugehörigen sonstigen baulichen Anlagen bestimmt sind, im Übrigen 
 1. für Wohngebäude samt dazugehörigen sonstigen baulichen Anlagen nach § 17 Abs. 1 Z 1, 
 2. für Gebäude samt dazugehörigen sonstigen baulichen Anlagen, die dem Tourismus oder der 

Freizeitgestaltung dienen, wie insbesondere Sport- und Erholungseinrichtungen, Vergnügungs- 
und Veranstaltungsstätten, und 

 3. für bauliche Anlagen, die überwiegend den wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Bedürfnissen der Einwohner des Kurgebietes oder dem Tourismus dienen,  

und die unter Bedachtnahme auf die örtlichen Gegebenheiten und den Charakter als Kurgebiet die 
Voraussetzungen nach § 16 Abs. 2 erfüllen.  

(2) In Kurgebieten dürfen Flächen als reine Kurgebiete festgelegt werden, in denen neben Gebäuden 
für Gast- und Beherbergungsbetriebe samt dazugehörigen sonstigen baulichen Anlagen nur solche bau-
liche Anlagen nach Abs. 1 Z 2 und 3 zulässig sind, die keine örtlich unzumutbaren Umweltbelastungen 
nach § 16 Abs. 2 mit sich bringen. 
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§ 20 
Gewerbegebiet 

(1) Als Gewerbegebiete sind jene Grundflächen festzulegen, die vornehmlich für Betriebsgebäude 
samt dazugehörigen sonstigen baulichen Anlagen für gewerbliche Klein- und Mittelbetriebe bestimmt 
sind, die keine örtlich unzumutbaren Umweltbelastungen verursachen, im Übrigen, 

1. für sonstige Betriebsgebäude samt dazugehörigen sonstigen baulichen Anlagen und  

2. Lagerplätze uä.,  
und die unter Bedachtnahme auf die örtlichen Gegebenheiten und den Charakter als Gewerbegebiet die 
Voraussetzungen nach § 16 Abs. 2 erfüllen.  

(2) Verkaufslokale des Einzelhandels – ausgenommen Kioske und Verkaufsstände zur Versorgung 
von Betriebsangehörigen – sind im Gewerbegebiet nur zulässig, wenn sie im räumlichen Zusammenhang 
mit einer Produktionsstätte stehen und in ihnen überwiegend die dort erzeugten Produkte angeboten 
werden. Wohngebäude und Wohnungen sind im Gewerbegebiet nicht zulässig. 

§ 21 
Geschäftsgebiet 

(1) Als Geschäftsgebiete sind jene Grundflächen festzulegen, die vornehmlich für Gebäude für 
Handels- und Dienstleistungsbetriebe, Geschäfts- und Verwaltungsgebäude sowie Versammlungs-, 
Vergnügungs- und Veranstaltungsstätten, jeweils samt dazugehörigen sonstigen baulichen Anlagen, 
bestimmt sind, im Übrigen 
 1. für sonstige Betriebsgebäude samt dazugehörigen sonstigen baulichen Anlagen, und 
 2. für Wohngebäude samt dazugehörigen sonstigen baulichen Anlagen nach § 17 Abs. 1 Z 1, 
und die unter Bedachtnahme auf die örtlichen Gegebenheiten und den Charakter als Geschäftsgebiet die 
Voraussetzungen nach § 16 Abs. 2 erfüllen.  

(2) Bauliche Anlagen, von denen erfahrungsgemäß erhebliche Umweltbelastungen für die 
Einwohner oder Besucher des Geschäftsgebietes ausgehen, sind im Geschäftsgebiet nicht zulässig. 

§ 22 
Industriegebiet 

(1) Als Industriegebiete sind jene Grundflächen festzulegen, die vornehmlich bestimmt sind,  
 1. für Betriebsgebäude samt dazugehörigen sonstigen baulichen Anlagen für nicht unter § 20 

fallende gewerbliche Klein- und Mittelbetriebe, für Großbetriebe und für Industriebetriebe, 
 2. für Verwaltungsgebäude, für Lagerplätze, für Maschinenhallen, für Werkshallen uä. und 
 3. für Gebäude samt dazugehörigen sonstigen baulichen Anlagen für landwirtschaftliche 

Betriebstätten mit Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß § 27 Abs. 3 oder für 
landwirtschaftliche Produktionsstätten mit industrieller Prägung (Maistrocknungsanlagen uä.). 

(2) Bauliche Anlagen für Betriebe nach Abs. 1 Z 1, die erfahrungsgemäß in hohem Maß 
Umweltgefährdungen insbesondere durch Strahlen oder Explosionen mit sich bringen, sind im 
Industriegebiet nicht zulässig.  

(3) Im Industriegebiet sind – ausgenommen Kioske und Verkaufsstände zur Versorgung von 
Betriebsangehörigen – Verkaufslokale des Einzelhandels nur zulässig, wenn sie im räumlichen 
Zusammenhang mit einer Produktionsstätte stehen und in ihnen überwiegend die dort erzeugten Produkte 
angeboten werden. Wohngebäude und Wohnungen sind im Industriegebiet nicht zulässig. 

§ 23 
Gemischte Baugebiete 

Als gemischte Baugebiete sind jene Grundflächen festzulegen, die  
 1. aufgrund ihrer typischen und gewachsenen Strukturen in keine der Widmungskategorien 

(Baugebiete) gemäß § 17 bis § 22 fallen und 
 2. vornehmlich für Gebäude für gewerbliche Klein- und Mittelbetriebe, für Wohngebäude sowie 

für sonstige Betriebsgebäude, jeweils samt dazugehörigen sonstigen baulichen Anlagen, 
bestimmt sind und unter Bedachtnahme auf die örtlichen Gegebenheiten und den Charakter als 
gemischtes Baugebiet die Voraussetzungen nach § 16 Abs. 2 erfüllen. 
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§ 24 
Sondergebiete 

Als Sondergebiete sind jene Grundflächen festzulegen, die für bauliche Anlagen bestimmt sind, die 
sich nach der Art oder den Umständen des jeweiligen Bauvorhabens oder im Hinblick auf die gewachsene 
Bebauungsstruktur nicht unter die §§ 17 bis 23 einordnen lassen oder die einer besonderen 
Standortsicherung bedürfen, wie umweltgefährdende Gewerbe- oder Industriebetriebe und Seveso-
Betriebe im Sinne des § 2 Z 1 K-SBG, Explosivstofflager, Schießstätten, Kasernen, Schwerpunkt- und 
Zentralkrankenanstalten, Abfallbehandlungsanlagen, Kirchen, Klöster, Burgen, Schlösser, 
Ausflugsgasthäuser, Schutzhütten uä.. Bei der Festlegung von Sondergebieten ist der jeweilige 
Verwendungszweck auszuweisen. 

§ 25 
Aufschließungsgebiete 

(1) Innerhalb des Baulandes hat der Gemeinderat durch Verordnung jene Grundflächen als 
Aufschließungsgebiete festzulegen, für deren widmungsgemäße Verwendung unter Berücksichtigung der 
Bauflächenbilanz und unter Bedachtnahme auf das örtliche Entwicklungskonzept wegen ausreichend 
vorhandener und verfügbarer Baulandreserven in siedlungspolitisch günstigeren Lagen kein allgemeiner 
unmittelbarer Bedarf besteht und deren widmungsgemäßer Verwendung sonstige öffentliche Rücksichten, 
insbesondere wegen ungünstiger natürlicher Verhältnisse (§ 15 Abs. 1 Z 1 und 2) oder wegen 
ungenügender Erschließung (§ 15 Abs. 1 Z 3), entgegenstehen. § 13 Abs. 1 gilt für die Festlegung von 
Aufschließungsgebieten sinngemäß. 

(2) Der Gemeinderat darf als Bauland festgelegte, unbebaute Grundflächen auch dann als 
Aufschließungsgebiete festlegen, wenn die Baulandreserven in der Gemeinde unter Berücksichtigung der 
Bauflächenbilanz den abschätzbaren Baulandbedarf nach den einzelnen Baugebieten innerhalb eines 
Planungszeitraumes von zehn Jahren übersteigen und unter Bedachtnahme auf das örtliche 
Entwicklungskonzept zu erwarten ist, dass die Gründe für die Festlegung als Aufschließungsgebiete 
innerhalb desselben Planungszeitraumes wegfallen werden. 

(3) Bei der Festlegung einer oder mehrerer zusammenhängender Grundflächen im Ausmaß von mehr 
als 10.000 m2 als Aufschließungsgebiet darf der Gemeinderat dieses in Aufschließungszonen unterteilen, 
wenn das im Interesse einer geordneten Siedlungsentwicklung oder zur Sicherstellung einer bestimmten 
zeitlichen Abfolge der Bebauung zweckmäßig ist. 

(4) Der Gemeinderat hat die Festlegung von Bauland als Aufschließungsgebiet 
(Aufschließungszone) aufzuheben, wenn  
 1. die Aufhebung den im örtlichen Entwicklungskonzept festgelegten Zielen der örtlichen 

Raumplanung nicht widerspricht, 
 2. das Aufschließungsgebiet (die Aufschließungszone) im Anschluss an eine bestehende Bebauung 

gelegen ist und 
 3. die Gründe für die Festlegung weggefallen sind.  

(5) Weisen als Aufschließungsgebiete (Aufschließungszonen) festgelegte Grundflächen sämtliche 
Voraussetzungen für die Bebauung auf und verpflichten sich die Eigentümer solcher Grundflächen mit 
Wirkung auch für ihre Rechtsnachfolger in einer privatwirtschaftlichen Vereinbarung mit der Gemeinde, 
für eine widmungsgemäße Bebauung der Grundflächen innerhalb von fünf Jahren nach der Freigabe zu 
sorgen, so hat der Gemeinderat die Festlegung als Aufschließungsgebiet (Aufschließungszone) ohne 
Bedachtnahme auf die vorhandenen und verfügbaren Baulandreserven in der Gemeinde aufzuheben. Als 
widmungsgemäß bebaut ist eine Grundfläche dann anzusehen, wenn die widmungsgemäße Ausführung 
des Bauvorhabens vollendet worden ist. 

(6) Stehen der Aufhebung des Aufschließungsgebietes Gründe nach § 15 Abs. 1 Z 3 entgegen, hat 
der Gemeinderat die Aufhebung des Aufschließungsgebietes bei Vorliegen der sonstigen 
Voraussetzungen dann vorzunehmen, wenn sich der betroffene Grundeigentümer in einer 
privatwirtschaftlichen Vereinbarung mit der Gemeinde verpflichtet, jene Aufwendungen zu ersetzen, die 
der Gemeinde durch die Schaffung der erforderlichen Erschließungsvoraussetzungen erwachsen und die 
nicht durch gesetzliche Gebühren und Beiträge abgegolten werden. 

(7) Umfasst ein Aufschließungsgebiet ein Ausmaß von mehr als 10.000 m2, darf die Freigabe des 
Aufschließungsgebietes zur Gänze oder auch nur teilweise zur Bebauung nur dann erfolgen, wenn ein 
Teilbebauungsplan besteht. 
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§ 26 
Verkehrsflächen 

Als Verkehrsflächen sind die für den fließenden und den ruhenden Verkehr bestimmten Flächen 
festzulegen, die für die örtliche Gemeinschaft von besonderer Verkehrsbedeutung sind. Dazu gehören 
neben den Bestandteilen öffentlicher Straßen (§ 5 K-StrG 2017) auch Parkplätze. Soweit sie mit der 
Zielsetzung der Widmung als Verkehrsfläche vereinbar sind, sind auch bauliche Anlagen im Sinne des § 
28 Abs. 6 auf Verkehrsflächen zulässig. 

§ 27 
Grünland 

(1) Nicht als Bauland oder als Verkehrsflächen festgelegte Flächen sind als Grünland festzulegen. 

(2) Im Grünland sind alle Flächen gesondert festzulegen, die – ausgenommen solche nach Z 1 und 2 
– nicht für die Land- und Forstwirtschaft bestimmt sind und die nicht zum Ödland gehören, wie 
insbesondere Flächen für: 
 1. Gebäude samt dazugehörigen sonstigen baulichen Anlagen für Hofstellen land- und 

forstwirtschaftlicher Betriebe mit zeitgemäßer herkömmlicher Produktions- und Erwerbsform; 
 2. Gebäude samt dazugehörigen sonstigen baulichen Anlagen für landwirtschaftliche 

Betriebsstätten mit Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß Abs. 3 oder landwirtschaftliche 
Produktionsstätten industrieller Prägung (Maistrocknungsanlagen uä.), wenn für solche Vorhaben 
nicht eine Festlegung als Industriegebiet nach § 22 Abs. 1 Z 3 erfolgt ist und eine unzumutbare 
Belästigung der Anrainer gemäß § 23 Abs. 2 lit. a K-BO 1996, insbesondere durch Lärm oder 
Geruch, nicht zu erwarten ist; 

 3. Erholungszwecke – mit oder ohne Beifügung einer spezifischen Erholungsnutzung – wie 
öffentlich zugängliche Gärten, Parkanlagen, Spielplätze, Freibäder uä.; 

 4. Sportanlagen wie Golfplätze, Tennisplätze, Reitsportanlagen, Schipisten, Vergnügungs- und 
Veranstaltungsstätten samt allenfalls zum Betrieb erforderlichen Parkplätzen; 

 5. Campingplätze; 
 6. Erwerbsgärtnereien; 
 7. Bienenhäuser, Jagdhütten uä.; 
 8. Materialgewinnungsstätten und Materiallagerstätten; 
 9. Friedhöfe; 
 10. Abfallbehandlungsanlagen und Abfalllagerstätten; 
 11. Sprengstofflager und Schießstätten, wenn für solche Vorhaben keine Festlegung als Sondergebiet 

nach § 24 erfolgt ist; 
 12. Schutzstreifen als Immissionsschutz sowie zur Begrenzung der Folgen etwaiger schwerer Unfälle 

im Sinne des § 2 Z 12 K-SBG angemessene Sicherheitsabstände zwischen Sondergebieten für 
Seveso-Betriebe im Sinne von § 2 Z 1 K-SBG  und anderen Grundflächen im Bauland – mit 
Ausnahme von Sondergebieten für Seveso-Betriebe im Sinne von § 2 Z 1 K-SBG, Gewerbe- und 
Industriegebieten – sowie Verkehrsflächen und im Grünland gesondert festgelegten Gebieten, die 
jeweils erfahrungsgemäß häufig von Menschen frequentiert werden, und sonstigen im Grünland 
gesondert festgelegten Gebieten, für die aufgrund von Bundes- oder Landesgesetzen unter dem 
Gesichtspunkt des Umwelt- und Naturschutzes Nutzungsbeschränkungen bestehen (zB 
Nationalparkgebiete, Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, wasserrechtlich besonders 
geschützte Gebiete und sonstige wasserwirtschaftliche Planungsgebiete und dergleichen); 

 13. Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie, ausgenommen  
 a) Photovoltaikanlagen, die in bauliche Anlagen baulich integriert oder an baulichen Anlagen 

angebracht sind, und 
 b) bauliche Anlagen zur Erzeugung elektrischer Energie aus Wasserkraft; 
 14. Freihalteflächen, die von einer Bebauung freizuhalten sind, wie Retentionsflächen. 

(3) Als landwirtschaftliche Betriebsstätten mit Umweltverträglichkeitsprüfung im Sinne dieses 
Gesetzes gelten Betriebsstätten ab einer Größe von 
 1. 40.000 Legehennen-, Junghennen-, Mastelterntier- oder Truthühnerplätze, 
 2. 42.500 Mastgeflügelplätze,  
 3. 1.400 Mastschweineplätze, 
 4. 450 Sauenplätze. 
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Bei gemischten Beständen werden die Prozentsätze der jeweils erreichten Platzzahlen addiert, ab einer 
Summe von 100 % liegt eine landwirtschaftliche Betriebsstätte mit Umweltverträglichkeitsprüfung vor. 

(4) Als Bienenhäuser gemäß Abs. 2 Z 7 gelten nur Gebäude, die zumindest mit einem Raum 
ausgestattet sind, der zum länger dauernden Aufenthalt von Menschen bestimmt ist. 

§ 28 
Bauliche Anlagen im Grünland 

(1) Im Grünland sind – unbeschadet der Regelungen des Abs. 6 – nur bauliche Anlagen zulässig, die 
nach Art, Größe und insbesondere auch im Hinblick auf ihre Situierung erforderlich und spezifisch sind, 
und zwar: 
 1. für eine Nutzung als Grünland, das für die Land- und Forstwirtschaft bestimmt ist, wobei die 

Prüfung der Erforderlichkeit in den Fällen des § 27 Abs. 2 Z 1 und 2 entfällt; 
 2. für eine der gemäß § 27 Abs. 2 – ausgenommen nach § 27 Abs. 2 Z 1 oder 2 – gesondert 

festgelegten Nutzungsarten. 

(2) Die Errichtung und die Änderung von baulichen Anlagen im Sinne des Abs. 1 Z 1, die 
Wohnzwecken dienen, ist im Grünland nur zulässig, wenn diese auf Grundflächen im Sinne des § 27 Abs. 
2 Z 1 oder 2 erfolgt. Dies gilt, wenn eine gesonderte Festlegung nach § 27 Abs. 2 nicht erfolgt, sinngemäß 
auch für bauliche Anlagen, die einem Nebengewerbe der Land- und Forstwirtschaft im Sinne des § 2 Abs. 
4 GewO 1994 dienen, sowie für bauliche Anlagen, die der Ausübung üblicher land- und 
forstwirtschaftlicher Nebenerwerbstätigkeiten, wie insbesondere der Beherbergung von Urlaubsgästen, 
dienen. 

(3) Die Änderung der Verwendung von Gebäuden oder Gebäudeteilen im Sinne des Abs. 1  
Z 1 ist bei Auflassung des land- und forstwirtschaftlichen Betriebes nur zulässig, wenn die 
Voraussetzungen des Abs. 2 erster Satz vorliegen, die Errichtung von neuen Gebäuden nicht erforderlich 
ist und der jeweilige Gebietscharakter nicht verändert wird. Ein landwirtschaftlicher Betrieb gilt in 
diesem Sinn als aufgelassen, wenn die Hofbewirtschaftung eingestellt worden ist und die zum Hof 
gehörenden landwirtschaftlich nutzbaren Grundflächen veräußert worden sind. Bauliche Anlagen, die 
Wohnzwecken dienen, dürfen, wenn keine Sonderwidmung gemäß § 30 erforderlich ist, weiterhin zu 
Wohnzwecken verwendet werden. Wirtschaftsgebäude dürfen zu Lager- und Einstellzwecken sowie für 
gewerbliche Kleinbetriebe verwendet werden.  

(4) Gebäude samt dazugehörigen sonstigen baulichen Anlagen für landwirtschaftliche Betriebstätten 
mit Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß § 27 Abs. 3 sind im Grünland nur auf Grundflächen im Sinne 
des § 27 Abs. 2 Z 2 zulässig. 

(5) In Flächen im Grünland, die aus Gründen nach § 15 Abs. 1 von einer Bebauung freizuhalten 
sind, und in Flächen für Erholungszwecke, für die keine spezifische Erholungsnutzung festgelegt wurde 
(§ 27 Abs. 2 Z 3), sind, soweit sich aus Abs. 6 nicht anderes ergibt, bauliche Anlagen nicht zulässig. 

(6) Im Grünland dürfen – ausgenommen auf Flächen gemäß § 27 Abs. 2 Z 14 – vorgesehen werden: 
 1. bauliche Anlagen, ausgenommen Gebäude, die keine funktionale Einheit bilden,  
 a) die Elektrizität, Gas, Erdöl, Fern-/Nahwärme oder Fern-/Nahkälte verteilen,  
 b) zur Erzeugung elektrischer Energie aus Wasserkraft,  
 c) für Wasserversorgungsanlagen oder 
 d) zur Sammlung, Ableitung, Reinigung, Behandlung oder Beseitigung von Abwässern 

(Abwasserbeseitigungsanlagen);  
 2. bauliche Anlagen der Kommunikationsinfrastruktur, Telefonzellen, Bildstöcke, Wartehäuschen, 

Kapellen, Gipfelkreuze, Schutz- und Stützmauern, öffentliche WC-Anlagen uä.; 
 3. die erforderlichen Aufschließungswege, wenn eine Erschließung über Bauland oder 

Verkehrsflächen nicht möglich oder unverhältnismäßig ist. 

§ 29 
Vorbehaltsflächen 

(1) Wenn wirtschaftliche, soziale, ökologische oder kulturelle Bedürfnisse in der Gemeinde es 
erfordern, dürfen im Flächenwidmungsplan als Bauland oder als Grünland festgelegte Grundflächen für 
besondere Verwendungszwecke vorbehalten werden. 

(2) Die Festlegung von Vorbehaltsflächen darf zur Sicherstellung der Verfügbarkeit geeigneter 
Grundflächen erfolgen, insbesondere für: 
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 1. die Errichtung und Erweiterung von Einrichtungen des Gemeinbedarfes wie Schulen, 
Kindergärten, Spielplätze, Sportplätze, Friedhöfe, Grün- und Parkanlagen, Wasserversorgungs- 
und Abwasserbeseitigungsanlagen uä.; 

 2. die Errichtung von nach dem III. Abschnitt des K-WBFG 2017 förderbaren Wohngebäuden, 
wenn in der Gemeinde eine erhebliche Nachfrage der ortsansässigen Bevölkerung nach 
Grundflächen für Wohnzwecke zur Deckung eines ganzjährig gegebenen Wohnbedarfes besteht, 
die trotz ausreichend vorhandener Baulandreserven nicht gedeckt werden kann. 

(3) Bei der Festlegung von Vorbehaltsflächen ist auf die Vermeidung unbilliger Härten für den 
betroffenen Grundeigentümer Bedacht zu nehmen. Werden Vorbehalte festgelegt, ist hinsichtlich der 
davon betroffenen Grundflächen durch Rechtsgeschäft mit dem Grundeigentümer der Eigentumserwerb 
zum ortsüblichen Verkehrswert oder die Erlangung der Nutzungsberechtigung sicherzustellen. 

(4) Nach Ablauf von vier Jahren kann der Eigentümer von Grundflächen, die als Vorbehaltsflächen 
festgelegt worden sind, von der Gemeinde die Einlösung der Grundstücke verlangen. Begehrt der 
Grundeigentümer die Einlösung, so hat die Gemeinde innerhalb eines Jahres die Grundstücke zum 
ortsüblichen Verkehrswert zu erwerben oder – wenn sie hiezu nicht bereit ist – den Vorbehalt 
aufzuheben. Wird innerhalb dieser Frist keine Einigung über die Höhe des ortsüblichen Verkehrswertes 
erzielt, so hat der Grundeigentümer nach Ablauf der Frist das Recht, bei der Bezirksverwaltungsbehörde 
einen Antrag auf Eigentumsübergang an die Gemeinde und auf Festsetzung der Höhe des ortsüblichen 
Verkehrswertes zu stellen. Dieser Antrag kann vom Grundeigentümer bis zur Erlassung der Entscheidung 
der Bezirksverwaltungsbehörde zurückgezogen werden. Der Grundeigentümer kann binnen drei Monaten 
nach Zustellung des Bescheides der Bezirksverwaltungsbehörde die Festsetzung der Höhe des 
ortsüblichen Verkehrswertes beim Landesgericht Klagenfurt beantragen. 

(5) Für das Verfahren gemäß Abs. 4 sind, wenn in diesem Gesetz nicht anderes bestimmt wird, die 
Bestimmungen der §§ 46 bis 49 K-GFPO sinngemäß anzuwenden.  

(6) Zieht der Grundeigentümer seinen Antrag bei der Bezirksverwaltungsbehörde (Abs. 4) zurück, 
ist frühestens vier Jahre nach diesem Zeitpunkt ein neuerliches Begehren auf Einlösung bei der Gemeinde 
zulässig. 

§ 30 
Sonderwidmungen Apartmenthäuser, sonstige Freizeitwohnsitze und Hoteldörfer 

(1) Flächen für Apartmenthäuser, sonstige Freizeitwohnsitze und Hoteldörfer müssen als 
Sonderwidmung festgelegt werden. 

(2) Ein Apartmenthaus ist ein Gebäude mit mehr als drei Wohneinheiten, von dem aufgrund seiner 
Lage, seiner Ausgestaltung und Einrichtung oder aufgrund der vorgesehenen Eigentums- oder 
Bestandsverhältnisse anzunehmen ist, dass es nicht der Deckung eines dauernden, mit dem Mittelpunkt 
der Lebensbeziehungen verbundenen, Wohnbedarfes dient, sondern überwiegend während des 
Wochenendes, der Ferien oder nur zeitweilig als Zweitwohnung benützt werden soll sowie nicht Teil 
eines Fremdenbeherbergungsbetriebes ist. Eine Benützung als Zweitwohnung ist dann anzunehmen, wenn 
Wohnungen oder Wohnräume dem Aufenthalt während des Urlaubs oder des Wochenendes oder sie 
sonstigen Freizeitzwecken dienen und diese Nutzung nicht im Rahmen des Tourismus (gewerbliche 
Beherbergung im Sinne der GewO 1994 oder Privatzimmervermietung) erfolgt. Verfügungsrechte über 
Wohnungen und Wohnräume, die über den typischen Beherbergungsvertrag hinausgehen, schließen die 
Annahme einer Nutzung im Zusammenhang mit dem Tourismus aus. 

(3) Ein sonstiger Freizeitwohnsitz ist ein Wohngebäude, eine Wohnung oder ein sonstiger Teil eines 
Gebäudes, das nicht der Deckung eines dauernden, mit dem Mittelpunkt der Lebensbeziehungen 
verbundenen, Wohnbedarfes dient, sondern überwiegend während des Wochenendes, des Urlaubes, der 
Ferien oder nur zeitweilig als Zweitwohnung benützt werden soll. Abs. 2 zweiter und dritter Satz gelten 
sinngemäß. 

(4) Ein Hoteldorf ist eine von einem Bauwerber nach einem Gesamtplan errichtete Anlage mit mehr 
als drei Gebäuden zur Unterbringung von Urlaubsgästen, von der aufgrund ihrer Lage, ihrer 
Ausgestaltung und Einrichtung sowie der räumlichen Naheverhältnisse der einzelnen Gebäude und 
aufgrund der vorgesehenen Eigentums- oder Bestandsverhältnisse anzunehmen ist, dass sie der 
gewerbsmäßigen Fremdenbeherbergung dient. Hoteldörfer müssen jedenfalls eine Verpflegung der Gäste 
anbieten und über ein Gebäude verfügen, in dem die zentralen Infrastruktureinrichtungen, wie Rezeption, 
Speisesäle, Restaurants, Cafés, Aufenthaltsräume und dergleichen, untergebracht sind. Abs. 2 zweiter und 
dritter Satz gelten sinngemäß.  

(5) Sonderwidmungen für Apartmenthäuser und sonstige Freizeitwohnsitze dürfen in Dorfgebieten, 
Wohngebieten, Geschäftsgebieten und in Kurgebieten, ausgenommen in reinen Kurgebieten, festgelegt 
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werden. Sonderwidmungen für Hoteldörfer dürfen in Dorfgebieten, Wohngebieten, Geschäftsgebieten 
und in Kurgebieten, einschließlich reinen Kurgebieten, festgelegt werden. 

(6) Die Gemeinde hat durch privatwirtschaftliche Vereinbarung gemäß § 53 sicherzustellen, dass die 
Nutzung und der Betrieb des Hoteldorfs ausschließlich im Rahmen der gewerbsmäßigen 
Fremdenbeherbergung erfolgt. 

§ 31 
Orts- und Stadtkerne 

(1) Gemeinden dürfen im Flächenwidmungsplan unter Bedachtnahme auf die Ziele und Grundsätze 
der Raumordnung sowie auf die Stärkung der typischen und gewachsenen innerörtlichen Strukturen unter 
Berücksichtigung der Zentrenhierachie innerhalb des Gemeindegebietes innerörtliche oder innerstädtische 
Gebiete als Orts- oder Stadtkerne festlegen. In einer Gemeinde darf nur ein innerörtliches oder 
innerstädtisches Gebiet als Orts- oder Stadtkern festgelegt werden. 

(2) Als Orts- oder Stadtkerne dürfen nur solche innerörtlichen oder innerstädtischen Gebiete 
festgelegt werden, die unter Bedachtnahme auf die jeweiligen örtlichen Gegebenheiten 
 1. eine überwiegend zusammenhängende Bebauung vornehmlich mit Wohngebäuden, Gebäuden 

für Handels- und Dienstleistungsbetriebe, Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäuden, 
Gebäuden für Gast- und Beherbergungsbetriebe, Versammlungs-, Vergnügungs- und 
Veranstaltungsstätten sowie sonstigen Gebäuden, die der Deckung örtlicher und überörtlicher 
wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Bedürfnisse der Bevölkerung dienen, und 

 2. gewachsene und typische innerörtliche oder innerstädtische Strukturen, insbesondere ein 
historisch gewachsenes Orts- oder Stadtbild, aufweisen. 

(3) Die Festlegung eines Orts- oder Stadtkernes ist im Flächenwidmungsplan durch eine 
Umfassungslinie darzustellen. 

(4) Die Landesregierung darf mit Verordnung unter Bedachtnahme auf Abs. 1 und Abs. 2 nähere 
Regelungen für die Festlegung von Orts- und Stadtkernen erlassen. 

§ 32 
Einkaufszentren 

(1) Einkaufszentren sind nur in Orts- oder Stadtkernen zulässig. In den Städten Klagenfurt am 
Wörthersee und Villach sind Einkaufszentren auch außerhalb der Stadtkerne zulässig, wenn 
 1. die wirtschaftlich zusammenhängende Verkaufsfläche 2.000 m² nicht übersteigt,  
 2. durch privatwirtschaftliche Vereinbarung mit der Gemeinde sichergestellt ist, dass zumindest im 

Ausmaß der beabsichtigten Verkaufsfläche rechtmäßig bewilligte und errichtete Verkaufsflächen 
von Einkaufzentren der gleichen Kategorie (EKZ I, EKZ II, EKZ II des Kraftfahrzeug- und 
Maschinenhandels, des Baustoffhandels, des Möbelhandels, des Brennstoffhandels sowie EKZ 
des Großhandels) außerhalb des Stadtkerns  

 a) abgebrochen werden oder  
 b) eine dauerhafte Auflassung mit einer alternativen widmungsgemäßen Nachnutzung erfolgt, 
 3. die Verkaufsfläche zur Versorgung überwiegend der örtlichen Bevölkerung dient und  
 4. der vorgesehene Standort unter Berücksichtigung des örtlichen Entwicklungskonzeptes und unter 

Bedachtnahme auf die Stärkung der typischen und gewachsenen innerörtlichen Strukturen unter 
Berücksichtigung der Zentrenhierarchie innerhalb des Stadtgebietes einschließlich des 
Umstandes der Sicherung der Nahversorgung, des Lärm- und Umweltschutzes, der Vermeidung 
unnötiger Verkehrsbelastung, der fußläufigen Erreichbarkeit sowie der Erreichbarkeit mit Linien 
des öffentlichen Personenverkehrs geeignet ist. 

(2) Betriebe des Handels gelten unter folgenden Bedingungen als Einkaufszentren im Sinne dieses 
Gesetzes: 
 1. Verkaufslokale des Einzelhandels und Großhandels wie Verbrauchermärkte, Warenhäuser, 

Supermärkte (Großgeschäfte), Shoppingcenters uä., in denen Güter mehrerer Warengruppen 
einschließlich Lebensmittel angeboten werden und bei denen die wirtschaftlich 
zusammenhängende Verkaufsfläche 600 m2 übersteigt (Einkaufszentrum der Kategorie I, im 
folgenden EKZ I genannt); 

 2. Verkaufslokale des Einzelhandels und Großhandels – ausgenommen Baumschulen und 
Gärtnereien sowie Verkaufslokale (Verkaufsflächen), in denen im räumlichen Zusammenhang 
mit einer Produktionsstätte ausschließlich die erzeugten Produkte angeboten werden – wie 
Verbrauchermärkte, Warenhäuser, Supermärkte, Shoppingcenters uä., die in ihrem 
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Warenangebot keine Lebensmittel führen und deren wirtschaftlich zusammenhängende 
Verkaufsfläche 600 m2 übersteigt (Einkaufszentrum der Kategorie II, im folgenden EKZ II 
genannt). Verkaufslokale des Kraftfahrzeug- und Maschinenhandels, des Baustoffhandels 
(ausgenommen Baumärkte) sowie des Möbelhandels und des Brennstoffhandels, von denen 
keines in seinem Warenangebot Lebensmittel führt, gelten erst ab einer wirtschaftlich 
zusammenhängenden Verkaufsfläche von 2.500 m2 als EKZ II. 

(3) Für Einkaufszentren nach Abs. 2 ist ein Teilbebauungsplan zu erlassen, in dem neben den 
Bebauungsbedingungen nach § 47 Abs. 6 und § 48 Abs. 5 Z 2, 3, 11 und 12 auch das Höchstausmaß der 
zulässigen wirtschaftlich zusammenhängenden Verkaufsfläche festzulegen sind. Hiebei ist im Einklang 
mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung, den überörtlichen Entwicklungsprogrammen und dem 
örtlichen Entwicklungskonzept vorzugehen. Es ist insbesondere Bedacht zu nehmen auf: 
 1. die Erhaltung und Sicherung der in Kärnten vorgegebenen Zentrenstrukturen und die Erhaltung 

infrastrukturell vielfältiger Orts- und Stadtkerne; 
 2. die zentral-örtlichen Funktionen in den Gemeinden aufgrund ihrer Ausstattung mit Diensten und 

Einrichtungen überörtlicher Bedeutung;  
 3. die Stärkung der typischen und gewachsenen innerörtlichen Strukturen unter Berücksichtigung 

der Zentrenhierarchie innerhalb des Gemeindegebietes; 
 4. die Sicherung der Nahversorgung, des Lärm- und Umweltschutzes, die Vermeidung unnötiger 

Verkehrsbelastung und die Erreichbarkeit mit Linien des öffentlichen Personenverkehrs. 

(4) Einkaufszentren sind unter Beachtung von Abs. 1 in Dorfgebieten, Wohngebieten, Kurgebieten 
und Geschäftsgebieten zulässig. 

(5) Zur Verkaufsfläche gemäß Abs. 1 und 2 gehören die Flächen aller Räume, die für Kunden 
allgemein zugänglich sind, ausgenommen Stiegenhäuser, Gänge, Hausflure und Räume für 
Sanitäranlagen sowie die Verkaufsflächen im Freien. 

(6) Bei der Ermittlung wirtschaftlich zusammenhängender Verkaufsflächen eines Einkaufszentrums 
sind die Verkaufsflächen mehrerer Betriebe des Handels zusammenzuzählen, wenn diese eine bauliche 
oder betriebsorganisatorische Einheit bilden. Eine betriebsorganisatorische Einheit ist – auch bei 
Verschiedenheit der Unternehmer oder der Verschiedenheit des in den einzelnen Unternehmen 
beschäftigten Personals – insbesondere dann anzunehmen, wenn den einzelnen Verkaufslokalen eine 
gemeinsame bauliche Planung zugrunde liegt, die Verkaufslokale über gemeinsame Einrichtungen, wie 
etwa gemeinsame Parkplätze oder Sanitäranlagen, verfügen oder eine gemeinsame Vermarktung der 
Verkaufslokale als einheitlicher Markt oder als einheitliches Shoppingcenter erfolgt. 

3. Abschnitt 
Änderungen im Flächenwidmungsplan 

§ 33 
Regelmäßige Überprüfung des Flächenwidmungsplanes 

(1) Der Bürgermeister hat innerhalb eines Jahres nach der Erlassung oder Änderung des örtlichen 
Entwicklungskonzeptes aufzufordern, allfällige Anregungen zur Abänderung des 
Flächenwidmungsplanes einzubringen. Die Aufforderung ist durch vier Wochen nach den für die 
Kundmachung von Verordnungen der Gemeinde geltenden Bestimmungen kundzumachen. Die 
Anregungen sind innerhalb der Kundmachungsfrist schriftlich beim Gemeindeamt (Magistrat) 
einzubringen. 

(2) Nach Ablauf der Kundmachungsfrist ist zu prüfen, ob die Voraussetzungen für die Änderung des 
Flächenwidmungsplanes, insbesondere auch hinsichtlich der Aufrechterhaltung von Sonderwidmungen, 
gegeben sind. Bejahendenfalls ist das Verfahren zur Änderung des Flächenwidmungsplanes einzuleiten. 

§ 34 
Änderung des Flächenwidmungsplanes 

(1) Der Flächenwidmungsplan darf nur aus wichtigen Gründen abgeändert werden. 

(2) Die Widmung von als Bauland und von gemäß § 27 Abs. 2 gesondert im Grünland festgelegten 
Grundflächen darf innerhalb von zehn Jahren nach ihrer Festlegung im Flächenwidmungsplan nur 
geändert werden, wenn zwingende öffentliche Interessen es erfordern oder durch die Änderung Interessen 
der Grundeigentümer sowie sonstiger betroffener Dritter nicht verletzt werden. Zeiten, während derer 
eine widmungsgemäße Bebauung von als Bauland festgelegten Grundflächen wegen ihrer Festlegung als 
Aufschließungsgebiet oder als Vorbehaltsfläche oder wegen einer befristeten Bausperre nicht zulässig 
war, sind in diese Frist nicht einzurechnen. 
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(3) Die Widmung von als Bauland festgelegten Grundflächen darf nach Ablauf der Fristen gemäß  
§ 15 Abs. 7 und § 35 geändert werden.  

(4) Der Flächenwidmungsplan ist zu ändern, wenn dies 
 1. durch die Erstellung oder Änderung eines überörtlichen Entwicklungsprogrammes erforderlich 

wird, 
 2. durch die Erstellung oder Änderung des örtlichen Entwicklungskonzeptes erforderlich wird oder 

sich die für die örtliche Raumplanung sonst maßgebenden wirtschaftlichen, sozialen, 
ökologischen oder kulturellen Verhältnisse wesentlich geändert haben oder 

 3. zur Vermeidung von Widersprüchen zu Gesetzen und Verordnungen des Bundes oder des Landes 
geboten ist. 

§ 35 
Bebauungsfrist 

(1) Bei der Änderung des Flächenwidmungsplanes darf für als Bauland festgelegte Grundflächen,  
 1. die seit mindestens zehn Jahren als Bauland festgelegt sind, 
 2. auf denen mit einer widmungsgemäßen Bebauung nicht begonnen worden ist, 
 3. für die keine privatwirtschaftliche Vereinbarung mit der Gemeinde abgeschlossen oder keine 

Vorbehaltsfläche festgelegt wurden und 
 4. die zusammenhängend mindestens 500 m² umfassen, 
eine Bebauungsfrist von mindestens zehn Jahren ab Rechtswirksamkeit der Änderung des 
Flächenwidmungsplanes festgelegt werden. 

(2) Nach Ablauf der Bebauungsfrist darf eine neue Widmung festgelegt werden, wenn keine 
widmungsgemäße Bebauung begonnen wurde. Zeiten, während derer eine widmungsgemäße Bebauung 
wegen ihrer Festlegung als Aufschließungsgebiet oder als Vorbehaltsfläche oder wegen einer befristeten 
Bausperre nicht zulässig war, sind in die Bebauungsfrist nicht einzurechnen. Die Bebauungsfrist ist im 
Flächenwidmungsplan ersichtlich zu machen. 

(3) Der Beginn einer widmungsgemäßen Bebauung ist gegeben, wenn für ein Bauvorhaben die 
erforderlichen Bewilligungen rechtskräftig erteilt worden sind und mit dessen Ausführung tatsächlich 
begonnen worden ist. 

§ 36 
Rückwidmungen 

(1) Als Bauland festgelegte Grundflächen, auf denen mit einer widmungsgemäßen Bebauung nicht 
begonnen worden ist, sind in Grünland rückzuwidmen, wenn  
 1. die Baulandreserven in der Gemeinde unter Berücksichtigung der Bauflächenbilanz den 

abschätzbaren Baulandbedarf nach den einzelnen Baugebieten innerhalb eines 
Planungszeitraumes von zehn Jahren übersteigen, 

 2. bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Abs. 7 die betreffenden Grundflächen für den Rückhalt 
und Abfluss von Hochwasser erforderlich sind oder eine wesentliche Funktion für den 
Hochwasserabfluss oder Hochwasserrückhalt aufweisen oder 

 3. die betreffenden Grundflächen an Sondergebiete für Seveso-Betriebe im Sinne des § 2 Z 1  
K-SBG oder an Schutzstreifen für den Immissionsschutz unmittelbar angrenzen und eine 
Rückwidmung in Grünland vom jeweiligen Grundeigentümer des Baulandes schriftlich angeregt 
wird.  

(2) Bei der Ermittlung der Baulandreserven in der Gemeinde nach Abs. 1 Z 1 haben jene als Bauland 
festgelegte Grundflächen außer Betracht zu bleiben, die als Aufschließungsgebiete festgelegt sind. Die 
Rückwidmung darf nur erfolgen, wenn seit ihrer erstmaligen Festlegung zumindest zwanzig Jahre 
verstrichen sind und mit einer widmungsgemäßen Bebauung seither nicht begonnen worden ist. Zeiten, 
während derer eine widmungsgemäße Bebauung von als Bauland festgelegten Grundflächen wegen ihrer 
Festlegung als Aufschließungsgebiet oder als Vorbehaltsfläche oder wegen einer befristeten Bausperre 
nicht zulässig war, sind in diese Frist nicht einzurechnen. 

(3) Als Bauland festgelegte zusammenhängende unbebaute Grundflächen, die im 
Gefährdungsbereich von Hochwasser, Wildbächen, Steinschlag, Lawinen, Rutschungen, Altlasten uä. 
gelegen sind, sind in Grünland rückzuwidmen, wenn mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht zu erwarten ist, 
dass diese Gefahren innerhalb eines Planungszeitraumes von zehn Jahren durch entsprechende 
Maßnahmen abgewendet werden. 
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(4) Die Auswahl der rückzuwidmenden Grundflächen aus den Baulandreserven in der Gemeinde hat 
im Einklang mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung und unter Bedachtnahme auf die im 
örtlichen Entwicklungskonzept festgelegten Ziele der örtlichen Raumplanung zu erfolgen. Dabei sind die 
Interessen der Raumordnung an der Rückwidmung den wirtschaftlichen Interessen der betroffenen 
Grundeigentümer, wenn deren vermögensrechtliche Nachteile durch die Rückwidmung nicht durch 
Entschädigungen nach § 37 auszugleichen sind, gegenüberzustellen und gegeneinander abzuwägen. Als 
Gewerbegebiete oder Industriegebiete festgelegte Grundflächen, die im unmittelbaren Nahebereich von 
bestehenden gewerblichen oder industriellen Betrieben gelegen sind und die zur Sicherstellung der 
künftigen Entwicklungsmöglichkeiten solcher Betriebe erforderlich und geeignet sind, dürfen zur 
Anpassung der Baulandreserven in der Gemeinde an den abschätzbaren Baulandbedarf nicht in Grünland 
rückgewidmet werden. 

(5) Unter Bedachtnahme auf die Kriterien nach Abs. 4 sind vorrangig folgende Grundflächen aus 
den Baulandreserven in der Gemeinde rückzuwidmen: 
 1. die größere zusammenhängende Gebiete bilden und mit deren widmungsgemäßer Bebauung 

bisher noch nicht begonnen worden ist; 
 2. deren widmungsgemäßer Verwendung wegen ungünstiger natürlicher Verhältnisse (§ 15 Abs. 1 

Z 1 und 2) oder wegen ungenügender Erschließung (§ 15 Abs. 1 Z 3) nicht oder nur mit 
unwirtschaftlichen Aufwendungen behebbare Hindernisse entgegenstehen; 

 3. deren lagemäßige Anordnung den im örtlichen Entwicklungskonzept festgelegten Zielen der 
örtlichen Raumplanung widerspricht; 

 4. auf denen trotz Ablauf der Fristen gemäß § 15 Abs. 7 und § 35 keine widmungsgemäßen 
Bebauung begonnen wurde. 

(6) Unbeschadet Abs. 1 bis 5 dürfen als Aufschließungsgebiete festgelegte unbebaute Grundflächen 
von der Gemeinde in Grünland rückgewidmet werden, wenn  
 1. seit ihrer erstmaligen Festlegung als Aufschließungsgebiete mehr als zwanzig Jahre verstrichen 

sind,  
 2. die Gründe für die Festlegung der Grundflächen als Aufschließungsgebiet nicht weggefallen sind 

und wegen ihrer Lage, ihrer ungenügenden Erschließung oder wegen ungünstiger natürlicher 
Verhältnisse mit hoher Wahrscheinlichkeit auch nicht zu erwarten ist, dass diese Umstände 
innerhalb der nächsten fünf Jahre wegfallen werden, und 

 3. es zu keiner privatwirtschaftlichen Vereinbarung zwischen dem betroffenen Grundeigentümer 
und der Gemeinde im Sinn des § 25 Abs. 5 in Verbindung mit § 53 gekommen ist. 

(7) Als Bauland festgelegte zusammenhängende unbebaute Grundflächen, die nach den 
raumbedeutsamen Planungen oder Maßnahmen der zuständigen Planungsträger für den Rückhalt und 
Abfluss von Hochwasser erforderlich sind oder eine wesentliche Funktion für den Hochwasserabfluss 
aufweisen, sind zunächst als Aufschließungsgebiete festzulegen oder auf schriftliche Anregung des 
Grundeigentümers in Grünland rückzuwidmen. Ist mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten, dass diese 
Grundflächen innerhalb eines Planungszeitraumes von zehn Jahren ab ihrer erstmaligen Festlegung als 
Aufschließungsgebiet ihre Erforderlichkeit für den Rückhalt und Abfluss von Hochwasser oder ihre 
wesentliche Funktion für den Hochwasserabfluss nicht verlieren oder ist in wasserwirtschaftlichen 
Regionalprogrammen oder in Hochwassermanagementplänen im Sinne der §§ 55g Abs. 1 Z 1 und 55l 
WRG 1959 eine Freihaltung der betreffenden Grundflächen von einer Bebauung vorgesehen, sind diese 
in Grünland rückzuwidmen. Zur Beurteilung der Wahrscheinlichkeit im Sinne des vorletzten Satzes sind 
insbesondere, soweit vorhanden, die aktuellen Gefahrenzonenplanungen im Sinne des WRG 1959 
heranzuziehen. 

(8) Als Bauland festgelegte unbebaute Grundflächen, die an Sondergebiete für Betriebe im Sinne des 
§ 2 Z 1 K-SBG oder an Schutzstreifen für den Immissionsschutz unmittelbar angrenzen, sind auf 
schriftliche Anregung des Grundeigentümers in Grünland rückzuwidmen, wenn zwischen dem 
betroffenen Grundeigentümer und dem Eigentümer des angrenzenden Betriebes eine Vereinbarung über 
die Leistung einer Entschädigung für die aufgrund der Rückwidmung zu erwartende Minderung des 
Verkehrswertes der Grundfläche abgeschlossen wird und die Rückwidmung im Einklang mit den Zielen 
und Grundsätzen der Raumordnung sowie den im örtlichen Entwicklungskonzept getroffenen 
Festlegungen steht. Die Vereinbarung ist der Gemeinde unverzüglich nach ihrem Abschluss zur Kenntnis 
zu bringen. 

(9) Der Bürgermeister hat die Grundeigentümer rückzuwidmender Grundflächen mindestens sechs 
Monate vor der beabsichtigten Rückwidmung von den Planungsabsichten der Gemeinde schriftlich zu 
verständigen. Eine Verlängerung der Frist von zwanzig Jahren nach Abs. 2 wird dadurch nicht bewirkt. 
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Die Verständigungspflicht entfällt, wenn die beabsichtigte Rückwidmung über Anregung des betroffenen 
Grundeigentümers erfolgt. 

(10) Der Beginn einer widmungsgemäßen Bebauung gemäß Abs. 1, 2 und 4 ist gegeben, wenn für 
ein Bauvorhaben die erforderlichen Bewilligungen rechtskräftig erteilt worden sind und mit dessen 
Ausführung tatsächlich begonnen worden ist. 

§ 37 
Entschädigungen 

(1) Wenn eine als Bauland festgelegte Grundfläche in Grünland rückgewidmet und dadurch ihre 
Bebauung unzulässig wird, hat die Gemeinde auf Antrag dem betroffenen Grundeigentümer für die 
Aufwendungen, die dieser oder mit seiner Zustimmung ein Dritter für die Baureifmachung dieser 
Grundfläche getätigt hat, eine angemessene Entschädigung zu leisten. 

(2) Die Gemeinde hat auf Antrag dem betroffenen Grundeigentümer eine angemessene 
Entschädigung auch für die Minderung des Verkehrswertes einer Grundfläche zu leisten, wenn diese 
innerhalb von fünfundzwanzig Jahren nach ihrer Festlegung als Bauland in Grünland rückgewidmet wird 
und die frühere Widmung als Bauland entweder 
 1. bei einem der Rückwidmung vorangegangenen entgeltlichen Erwerbsvorgang bestimmend für 

den Wert einer Gegenleistung (wie Kaufpreis, Tauschgrundstück uä.) war oder 
 2. einem vorangegangenen unentgeltlichen Erwerbsvorgang unter Lebenden oder von Todes wegen 

wertmäßig zugrunde gelegt worden ist. 

(3) Ein Anspruch des betroffenen Grundeigentümers auf Leistung einer angemessenen 
Entschädigung gegenüber der Gemeinde gemäß Abs. 1 und 2 besteht nicht, wenn  
 1. die Rückwidmung der als Bauland festgelegten unbebauten Grundfläche in Grünland vom 

Grundeigentümer selbst nachweislich angeregt wurde oder 
 2. die Rückwidmung als Bauland festgelegte unbebaute Grundflächen in Grünland betrifft,  
 a) die im Gefährdungsbereich von Hochwasser, Wildbächen, Steinschlag, Lawinen, 

Rutschungen, Altlasten uä. gelegen sind oder nach den raumbedeutsamen Planungen oder 
Maßnahmen der zuständigen Planungsträger für den Rückhalt und Abfluss von Hochwasser 
erforderlich sind oder eine wesentliche Funktion für den Hochwasserabfluss oder 
Hochwasserrückhalt aufweisen und deren Eignung als Bauland deshalb nicht oder nicht mehr 
vorliegt,  

 b) hinsichtlich derer mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht zu erwarten ist, dass diese Gefahren 
innerhalb von zehn Jahren durch entsprechende Maßnahmen abgewendet werden und 

 c) hinsichtlich derer keine nachweislichen Aufwendungen für die Baureifmachung dieser 
Grundflächen getätigt worden sind, oder 

 3. die Rückwidmung als Bauland festgelegte unbebaute Grundflächen in Grünland betrifft,  
 a) die vor mehr als zwanzig Jahren erstmals als Aufschließungsgebiet festgelegt worden sind,  
 b) die sich außerhalb der im örtlichen Entwicklungskonzept festgelegten Siedlungsschwerpunkte 

befinden,  
 c) die gemäß § 36 Abs. 6 in Grünland rückgewidmet worden sind und 
 d) hinsichtlich derer keine nachweislichen Aufwendungen für die Baureifmachung dieser 

Grundflächen getätigt worden sind oder 
 4. die Rückwidmung der als Bauland festgelegten unbebauten Grundfläche in Grünland nach 

Ablauf der Fristen gemäß § 15 Abs. 7 oder § 35 erfolgt. 

(4) Aufwendungen für die Baureifmachung und Erwerbsvorgänge, die nach einer Verständigung 
nach § 36 Abs. 9 getätigt worden sind, haben bei der Ermittlung der vermögensrechtlichen Nachteile nach 
Abs. 1 und Abs. 2 außer Betracht zu bleiben. Dies gilt nicht für solche Aufwendungen, die dazu geführt 
haben, dass danach sämtliche Voraussetzungen – ausgenommen die Abwasserentsorgung – für die 
Bebauung einer Grundfläche vorliegen. 

(5) Liegen die seinerzeitigen Aufwendungen für die Baureifmachung oder ein Erwerbsvorgang nach 
Abs. 2 länger als drei Jahre vor dem Wirksamwerden der Rückwidmung zurück, so ist der 
Entschädigungsbetrag entsprechend der Änderung des von der Statistik Austria verlautbarten 
Verbraucherpreisindex 2020 oder eines entsprechenden früheren Indexes aufzuwerten. 

(6) Der Antrag auf Entschädigung ist vom Grundeigentümer bei sonstigem Anspruchsverlust 
innerhalb eines Jahres nach dem Wirksamwerden der anspruchsbegründenden Rückwidmung unter 
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Nachweis der Höhe der getätigten Aufwendungen oder der Minderung des Verkehrswertes der 
Grundfläche bei der Gemeinde einzubringen. 

(7) Wird innerhalb eines Jahres nach der Einbringung des Antrages zwischen der Gemeinde und dem 
Grundeigentümer keine Einigung über die Höhe der zu leistenden Entschädigung erzielt, so hat der 
Grundeigentümer innerhalb von drei Monaten nach Ablauf dieser Frist das Recht, bei der 
Bezirksverwaltungsbehörde einen Antrag auf Festsetzung der Höhe der Entschädigung zu stellen. Der 
Grundeigentümer kann binnen drei Monaten nach Zustellung des Bescheides der 
Bezirksverwaltungsbehörde die Festsetzung der Höhe der Entschädigung beim Landesgericht Klagenfurt 
beantragen. 

(8) Für das Verfahren gemäß Abs. 7 sind, wenn in diesem Gesetz nicht anderes bestimmt wird, die 
Bestimmungen der §§ 46 bis 49 K-GFPO sinngemäß anzuwenden. Abweichend von § 47 Abs. 3 lit. a           
K-GFPO ist der Entschädigungsbetrag stets aufgrund der Schätzung beeideter Sachverständiger 
festzusetzen und zugleich eine angemessene Leistungsfrist zu bestimmen. 

(9) Vor der Auszahlung von Entschädigungen anlässlich der Rückwidmung von als Bauland 
festgelegten Grundflächen, die hypothekarisch belastet sind, ist der Hypothekargläubiger davon zu 
verständigen. 

(10) Die Entschädigung ist vom jeweiligen Eigentümer der Grundfläche an die Gemeinde 
zurückzuzahlen, wenn innerhalb eines Zeitraumes von zehn Jahren nach ihrer Auszahlung durch eine 
Änderung des Flächenwidmungsplanes die von der seinerzeitigen Rückwidmung betroffene Grundfläche 
neuerlich als Bauland gewidmet und dadurch ihre Bebauung wieder möglich wird. Abs. 5 gilt in diesem 
Fall sinngemäß. 

(11) Die Entschädigung ist der Gemeinde vom Land zurückzuerstatten, wenn die Gemeinde die 
Rückwidmung aufgrund einer Verpflichtung durch ein überörtliches Entwicklungsprogramm oder eine 
sonstige überörtliche Planungsmaßnahme des Landes vorgenommen hat. Eine zurückgezahlte 
Entschädigung nach Abs. 10 ist in diesem Fall an das Land abzuführen. 

4. Abschnitt 
Verfahren 

§ 38 
Verfahren für den Beschluss über den Flächenwidmungsplan 

(1) Vor der Beschlussfassung ist der Entwurf des Flächenwidmungsplanes einschließlich der 
Erläuterungen durch vier Wochen während der Amtsstunden im Gemeindeamt (Magistrat) zur 
öffentlichen Einsicht aufzulegen und im Internet auf der Homepage der Gemeinde bereitzustellen. Die 
Auflage zur öffentlichen Einsicht und die Bereitstellung im Internet sind nach den für die Kundmachung 
von Verordnungen der Gemeinde geltenden Bestimmungen kundzumachen. Jede Person ist berechtigt, 
innerhalb der Auflagefrist eine Stellungnahme zum Entwurf des Flächenwidmungsplanes zu erstatten. 

(2) Gleichzeitig mit der Auflage zur öffentlichen Einsicht ist der Entwurf des 
Flächenwidmungsplanes einschließlich der Erläuterungen der Landesregierung, den sonst berührten 
Landes- und Bundesdienststellen, den angrenzenden Gemeinden und den in Betracht kommenden 
gesetzlichen Interessenvertretungen unter Einräumung einer Frist von vier Wochen zur Stellungnahme zu 
übermitteln. 

(3) Der Bürgermeister hat die Grundeigentümer jener Grundflächen, an deren Flächenwidmung sich 
Änderungen ergeben, gleichzeitig mit der Auflage zur öffentlichen Einsicht des Entwurfes davon 
schriftlich zu verständigen. 

(4) Die während der Auflagefrist beim Gemeindeamt (Magistrat) gegen den Entwurf schriftlich 
eingebrachten und begründeten Einwendungen sind vom Gemeinderat bei der Beratung über den 
Flächenwidmungsplan in Erwägung zu ziehen. 

(5) Der Gemeinderat darf nur Widmungen beschließen, die im Entwurf des Flächenwidmungsplanes 
gemäß Abs. 1 zur öffentlichen Einsicht aufgelegt und im Internet auf der Homepage der Gemeinde 
bereitgestellt wurden. Weicht eine beabsichtigte Widmung nicht bloß unwesentlich davon ab, ist 
hinsichtlich einer solchen geänderten Festlegung das Verfahren nach Abs. 1 bis 3 zu wiederholen. 

(6) Der Flächenwidmungsplan bedarf – ausgenommen in den Fällen des § 40 – zu seiner 
Rechtswirksamkeit der Genehmigung der Landesregierung. Der Bürgermeister hat den vom Gemeinderat 
beschlossenen Flächenwidmungsplan einschließlich der Erläuterungen, der eingelangten Stellungnahmen 
und der Niederschrift über die Beschlussfassung des Gemeinderates der Landesregierung zu übermitteln. 
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Werden die Erläuterungen, die eingelangten Stellungnahmen oder die Niederschrift über die 
Beschlussfassung des Gemeinderates nicht übermittelt, ist nach § 13 Abs. 3 AVG vorzugehen. 

(7) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn der Flächenwidmungsplan  
 1. den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung, einem überörtlichen Entwicklungsprogramm 

oder sonstigen raumbedeutsamen Maßnahmen und Planungen des Landes widerspricht, 
 2. die wirtschaftlichen, sozialen, ökologischen und kulturellen Erfordernisse der Gemeinde nicht 

beachtet oder auf die im örtlichen Entwicklungskonzept festgelegten Ziele der örtlichen 
Raumplanung nicht Bedacht nimmt, 

 3. auf die wirtschaftlichen, sozialen, ökologischen und kulturellen Erfordernisse der angrenzenden 
Gemeinden nicht Bedacht nimmt, 

 4. raumbedeutsame Maßnahmen und Planungen des Bundes sowie Planungen anderer 
Planungsträger, deren Planungen im öffentlichen Interesse liegen, nicht berücksichtigt oder 

 5. sonst gesetzwidrig ist. 

(8) Die Landesregierung hat ohne unnötigen Aufschub, spätestens aber fünf Monate nach Einlangen 
des Flächenwidmungsplanes einschließlich der Erläuterungen, der eingelangten Stellungnahmen und der 
Niederschrift über die Beschlussfassung des Gemeinderates den Bescheid zu erlassen. Wird ein Bescheid 
nicht innerhalb der Entscheidungsfrist erlassen, so gilt die Genehmigung des Flächenwidmungsplanes als 
erteilt. 

(9) Die Landesregierung hat die Gemeinde auf ihr Ersuchen in Angelegenheiten des 
Flächenwidmungsplanes unentgeltlich zu beraten. 

§ 39 
Verfahren zur Änderung des Flächenwidmungsplanes 

(1) Für das Verfahren bei der Änderung des Flächenwidmungsplanes gilt § 38 mit der Maßgabe, 
dass 
 1. Änderungen des Flächenwidmungsplanes – ausgenommen im Rahmen des vereinfachten 

Verfahrens gemäß § 40 – dürfen nach Tunlichkeit nur einmal jährlich erfolgen, wenn nicht 
zwingende öffentliche Interessen vorliegen, und 

 2. die Genehmigung auch zu versagen ist, wenn die Voraussetzungen nach § 34 nicht gegeben sind. 

(2) Vor der Einleitung des Verfahrens zur Änderung des Flächenwidmungsplanes hat die Gemeinde 
in einem Vorprüfungsverfahren entweder eine Stellungnahme der Landesregierung einzuholen, ob der 
beabsichtigten Änderung des Flächenwidmungsplanes fachliche Gründe der Raumordnung 
entgegenstehen, oder der Landesregierung ein raumordnungsfachliches Gutachten eines Sachverständigen 
vorzulegen, welches bescheinigt, dass der beabsichtigten Änderung des Flächenwidmungsplanes keine 
raumordnungsfachlichen Gründe entgegenstehen.  

(3) Das raumordnungsfachliche Gutachten gemäß Abs. 2 hat insbesondere zu enthalten: 
 1. die von der Änderung des Flächenwidmungsplanes betroffenen Grundflächen, ihr 

Flächenausmaß, ihre gegenwärtige und die in Aussicht genommene künftige Widmung; 
 2. eine planliche Darstellung des Entwurfs des Flächenwidmungsplanes; 
 3. eine Bescheinigung dass,  
 a) die Änderung des Flächenwidmungsplanes mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung 

übereinstimmt und 
 b) für die Änderung des Flächenwidmungsplanes Gründe gemäß § 34 vorliegen. 

(4) Der Landesregierung sind zur Abgabe der Stellungnahme gemäß Abs. 2 zu übermitteln:  
 1. die von der beabsichtigten Änderung des Flächenwidmungsplanes betroffenen Grundflächen, ihr 

Flächenausmaß, ihre gegenwärtige und die in Aussicht genommene künftige Widmung; 
 2. Informationen über die bestehende Verbauung auf den betroffenen und angrenzenden 

Grundflächen; 
 3. eine planliche Darstellung, in der die lagemäßige Anordnung der betroffenen Grundflächen und 

die Widmung der angrenzenden Grundflächen ersichtlich sind.  

(5) Die Landesregierung hat der Gemeinde innerhalb von drei Monaten nach der Übermittlung der 
vollständigen Unterlagen nach Abs. 4 in einer Stellungnahme mitzuteilen, ob und gegebenenfalls welche 
fachlichen Gründe der Raumordnung der beabsichtigten Änderung des Flächenwidmungsplanes 
entgegenstehen. Stehen der Änderung des Flächenwidmungsplanes keine fachlichen Gründe entgegen, 
hat die Landesregierung in ihrer Stellungnahme an die Gemeinde zusätzlich bekannt zu geben, ob die 
Voraussetzungen für die Änderung des Flächenwidmungsplanes im vereinfachten Verfahren vorliegen. 
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(6) Das raumordnungsfachliche Gutachten ist von der Gemeinde der Landesregierung zur 
Stellungnahme zu übermitteln. Die Landesregierung hat die beabsichtigte Änderung des 
Flächenwidmungsplanes aufgrund des raumordnungsfachlichen Gutachtens auf das Vorliegen 
offenkundiger Widersprüche zu den Voraussetzungen nach § 38 Abs. 7 und auf die Vollständigkeit der 
übermittelten Unterlagen hin zu prüfen. Es ist insbesondere auf die Schlüssigkeit des Fachgutachtens 
Bedacht zu nehmen. Das Ergebnis der Überprüfung ist der Gemeinde unverzüglich, jedenfalls aber 
innerhalb von zwei Monaten nach Übermittlung der vollständigen Unterlagen, mitzuteilen. Die 
Landesregierung hat in ihrer Stellungnahme an die Gemeinde zusätzlich bekannt zu geben, ob die 
Voraussetzungen für die Änderung des Flächenwidmungsplanes im vereinfachten Verfahren vorliegen. 

(7) Wird die Änderung des Flächenwidmungsplanes nach Abschluss des Vorprüfungsverfahrens 
nicht bloß unwesentlich abgeändert, ist das Vorprüfungsverfahren zu wiederholen. 

§ 40 
Vereinfachtes Verfahren 

Eine Änderung des Flächenwidmungsplanes bedarf zu ihrer Rechtswirksamkeit nicht der 
Genehmigung der Landesregierung, wenn:  
 1. die Festlegung von Grundflächen als Bauland innerhalb parzellenscharfer Festlegungen von 

vorrangigen Entwicklungsgebieten gemäß § 10 Abs. 2 und 3 erfolgt; 
 2. die Landesregierung in ihrer Stellungnahme im Vorprüfungsverfahren der Gemeinde mitteilt, 

dass die Änderung des Flächenwidmungsplanes unwesentlich ist.  

§ 41 
Verfahren zur Festlegung und zur Freigabe von 

Aufschließungsgebieten 

(1) Für das Verfahren zur Festlegung und zur Freigabe von Aufschließungsgebieten gelten die in  
§ 38 festgelegten Verfahrensvorschriften für die Erlassung von Flächenwidmungsplänen sinngemäß mit 
der Maßgabe, dass die Erläuterungen nach § 13 Abs. 2 zweiter Satz auch die Gründe für die Festlegung 
und für die Freigabe von Grundflächen als Aufschließungsgebiete darzulegen und bei der Festlegung von 
Aufschließungsgebieten auch Angaben darüber zu enthalten haben, innerhalb welchen Zeitraumes diese 
Gründe voraussichtlich wegfallen werden. 

(2) Die Festlegung sowie die Freigabe von Aufschließungsgebieten mit einer zusammenhängenden 
Grundfläche im Ausmaß von mehr als 5.000 m2 bedarf zu ihrer Rechtswirksamkeit der Genehmigung der 
Landesregierung. § 38 Abs. 7 gilt sinngemäß. Die Landesregierung hat ohne unnötigen Aufschub, 
spätestens aber drei Monate nach Übermittlung der vollständigen Unterlagen den Bescheid zu erlassen. 
Wird ein Bescheid nicht innerhalb der Entscheidungsfrist erlassen, so gilt die Genehmigung als erteilt. 

§ 42  
Verfahren zur Festlegung von Orts- und Stadtkernen 

Für das Verfahren zur Festlegung von Orts- und Stadtkernen gelten § 38 und § 39 mit der Maßgabe, 
dass 
 1. die Genehmigung auch zu versagen ist, wenn die Voraussetzungen nach § 31 Abs. 1 oder Abs. 2 

nicht gegeben sind oder der Flächenwidmungsplan der Verordnung gemäß § 31 Abs. 4 nicht 
entspricht, und  

 2. von einer schriftlichen Verständigung der Grundeigentümer gemäß § 38 Abs. 3 abgesehen 
werden darf, wenn in einer in Kärnten erscheinenden regionalen, auflagestarken Tageszeitung ein 
Hinweis auf die Auflage zur öffentlichen Einsicht und auf die Bereitstellung des Entwurfes des 
Flächenwidmungsplanes auf der Homepage der Gemeinde im Internet aufgenommen wird. 

5. Abschnitt 
Wirkung des Flächenwidmungsplanes 

§ 43 
Wirkung des Flächenwidmungsplanes 

(1) In Landesgesetzen vorgesehene Bewilligungen für raumbeeinflussende Maßnahmen, die von den 
Gemeinden im eigenen Wirkungsbereich erteilt werden, sind nur zulässig, wenn sie dem 
Flächenwidmungsplan nicht widersprechen. 

(2) In den als Aufschließungsgebieten festgelegten Flächen des Baulandes dürfen keine 
landesgesetzlich vorgesehenen Bewilligungen zur Errichtung von baulichen Anlagen, ausgenommen 
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solche, die der Aufschließung dienen oder bauliche Anlagen im Sinne des § 28 Abs. 6 sind, erteilt 
werden. 

(3) Entgegen den Bestimmungen der Abs. 1 und 2 erlassene Bescheide sind mit Nichtigkeit bedroht.  
Die Aufhebung ist nur innerhalb von fünf Jahren ab deren Rechtskraft zulässig. Die Zeit eines Verfahrens 
vor dem Verfassungsgerichtshof oder vor dem Verwaltungsgerichtshof ist in diese Frist nicht 
einzurechnen. 

(4) Die Nichtigkeit von Baubewilligungsbescheiden auf Grundlage der K-BO 1996 richtet sich nach 
den Bestimmungen der K-BO 1996. 

§ 44 
Ausnahmen von der Wirkung des Flächenwidmungsplanes 

(1) Die Änderung von Gebäuden und sonstigen baulichen Anlagen ist auch entgegen dem 
Flächenwidmungsplan zulässig, wenn 
 1. es sich um Gebäude oder sonstige bauliche Anlagen handelt, 
 a) die sich auf Grundstücken befinden, die im Flächenwidmungsplan als Bauland festgelegt sind, 

wenn die Grenzen der Widmung mit den Grenzen der tatsächlich bebauten Grundfläche 
übereinstimmen oder nur geringfügig davon abweichen („Punktwidmungen“), oder 

 b) die im Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Flächenwidmungsplanes oder seiner Änderung 
aufgrund einer rechtskräftig erteilten baubehördlichen Bewilligung bestanden, der neu 
festgelegten Widmung aber nicht entsprechen, oder 

 c) für die das Vorliegen einer Baubewilligung nach § 54 K-BO 1996 vermutet wird oder für die 
eine Baubewilligung im Zeitpunkt der Errichtung nicht erforderlich war und 

 2. die im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Flächenwidmung bestehende Kubatur um höchstens 
20 % vergrößert wird. 

(2) Unter den Voraussetzungen des Abs. 1 ist auch die gänzliche oder teilweise Wiedererrichtung 
von Gebäuden und sonstigen baulichen Anlagen nach ihrer Zerstörung durch ein Elementarereignis 
zulässig, wenn ein erforderlicher Antrag auf Erteilung der Baubewilligung spätestens innerhalb von fünf 
Jahren nach Zerstörung des Gebäudes oder der sonstigen baulichen Anlage gestellt wird und das 
Baugrundstück die Bedingungen für eine Festlegung als Bauland im Sinn des § 15 Abs. 1 und 2 erfüllt. 
Letzteres ist auf Antrag des Bewilligungswerbers mit Bescheid festzustellen. 

(3) Vorhaben nach § 7 K-BO 1996 müssen dem Flächenwidmungsplan nicht entsprechen, wenn sie 
im Zusammenhang mit Gebäuden oder sonstigen baulichen Anlagen nach Abs. 1 oder 2 ausgeführt 
werden und für deren Nutzung erforderlich sind. 

(4) Die Errichtung oder die Änderung von baulichen Anlagen im Rahmen von Märkten, Kirchtagen, 
Ausstellungen, Messen und ähnlichen Veranstaltungen (zB Festzelte, Tribünen, Tanzböden, Kioske, 
Stände, Buden) dürfen für höchstens vier Wochen pro Jahr auch entgegen dem Flächenwidmungsplan 
ausgeführt werden. 

(5) Die Änderung der Verwendung von Gebäuden oder Gebäudeteilen in Freizeitwohnsitz im Sinn 
des § 5 K-GVG 2002 und von Freizeitwohnsitz in Hauptwohnsitz dürfen auch entgegen dem 
Flächenwidmungsplan ausgeführt werden, wenn bei bestehenden Gebäuden oder ihren Teilen, die 
Wohnzwecken dienen, dem Eigentümer oder einem Erben aufgrund persönlicher Lebensumstände, wie 
beispielsweise aufgrund beruflicher oder familiärer Veränderung, eine Verwendung zur Deckung eines 
ganzjährig gegebenen Wohnbedarfs nicht möglich oder nicht zumutbar ist; diese Gründe sind in der 
schriftlichen Mitteilung gemäß § 7 Abs. 4 K-BO 1996 darzulegen. Der erste Satz gilt nicht, wenn durch 
das Vorhaben die Verwendung des Gebäudes als Apartmenthaus bewirkt wird. 

(6) Entgegen dem Flächenwidmungsplan dürfen auch  
 1. die Errichtung und die Änderung von baulichen Anlagen im Nahbereich von bestehenden 

Grenzübergangsstellen zur Regelung, Lenkung und Überwachung des Eintrittes in das 
Bundesgebiet sowie die Änderung der Verwendung in eine solche Anlage, und 

 2. die Änderung der Verwendung von Gebäuden oder Gebäudeteilen in ein Gebäude oder einen 
Gebäudeteil zur Unterbringung von Personen im Sinne des § 2 K-GrvG  

ausgeführt werden. 

§ 45 
Einzelbewilligungen 

(1) Der Gemeinderat darf auf Antrag des Grundeigentümers die Wirkung des 
Flächenwidmungsplanes für bestimmte Grundflächen durch Bescheid ausschließen und ein genau 
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bezeichnetes Vorhaben raumordnungsmäßig bewilligen, wenn dieses dem örtlichen 
Entwicklungskonzept, wenn ein solches noch nicht erstellt wurde, den erkennbaren grundsätzlichen 
Planungsabsichten der Gemeinde nicht entgegensteht. Eine solche Einzelbewilligung darf nicht für 
Vorhaben gemäß § 32 und für Vorhaben, für die eine Sonderwidmung gemäß § 30 erforderlich ist, erteilt 
werden. Vor Erteilung der im behördlichen Ermessen gelegenen Einzelbewilligung sind die Anrainer 
gemäß § 23 Abs. 2 K-BO 1996 zu hören. Der Antrag auf Erteilung einer Einzelbewilligung ist vier 
Wochen lang ortsüblich kundzumachen. Die in § 38 Abs. 2 genannten Einrichtungen sind berechtigt, 
Anregungen vorzubringen. Anregungen und sonstige Vorbringen zum Antrag auf Erteilung einer 
Einzelbewilligung sind in die Beratungen zur bescheidmäßigen Erledigung einzubeziehen.  

(2) Die Bewilligung bedarf der Genehmigung der Landesregierung. Die Genehmigung ist zu 
versagen, wenn diese 
 1. die wirtschaftlichen, sozialen, ökologischen und kulturellen Erfordernisse der Gemeinde nicht 

beachtet oder auf die im örtlichen Entwicklungskonzept festgelegten Ziele der örtlichen 
Raumplanung nicht Bedacht nimmt, 

 2. auf die wirtschaftlichen, sozialen, ökologischen und kulturellen Erfordernisse der angrenzenden 
Gemeinden nicht Bedacht nimmt oder 

 3. raumbedeutsame Maßnahmen und Planungen des Bundes sowie Planungen anderer 
Planungsträger, deren Planungen im öffentlichen Interesse liegen, nicht berücksichtigt. 

(3) Eine erteilte Einzelbewilligung ist im elektronisch geführten Amtsblatt kundzumachen.  

(4) Eine erteilte Einzelbewilligung wird unwirksam, wenn nicht binnen sechs Monaten ab 
Rechtskraft ein erforderlicher Antrag auf Erteilung der Baubewilligung für das Vorhaben, für das die 
Einzelbewilligung erteilt wurde, gestellt wird oder die beantragte Baubewilligung aufgrund der 
Vorschriften der K-BO 1996 rechtskräftig nicht erteilt wurde. 

(5) Der Bürgermeister hat die erteilte Einzelbewilligung den Erläuterungen zum 
Flächenwidmungsplan in einer gesonderten Anlage anzuschließen, wenn für das betreffende Vorhaben 
eine Baubewilligung rechtskräftig erteilt worden ist. In den anzuschließenden Ausfertigungen sind 
personenbezogene Angaben zu anonymisieren, die Rückschlüsse auf die persönlichen Verhältnisse der 
Betroffenen ermöglichen. 

(6) Der Anlage ist ein Verzeichnis voranzustellen, das jedenfalls folgende Angaben zu enthalten hat: 
 1. die fortlaufende Nummer der angeschlossenen Einzelbewilligungen; 
 2. die Geschäftszahlen der angeschlossenen Einzelbewilligungen; 
 3. die Grundstücksnummern der betroffenen Grundflächen. 

6. Abschnitt 
Befristete Bausperre 

§ 46 
Befristete Bausperre 

(1) Der Gemeinderat hat durch Verordnung vor der Erlassung oder Änderung eines 
Bebauungsplanes für das gesamte Gemeindegebiet oder vor der Erlassung oder Änderung eines 
Teilbebauungsplanes für die davon betroffenen Teile desselben eine befristete Bausperre zu verfügen, 
wenn sonst die Durchführung der Bebauungsplanung wesentlich erschwert oder die beabsichtigte 
Wirkung eines Bebauungsplanes beeinträchtigt würde. In der Verordnung sind die angestrebten Ziele 
oder die beabsichtigten Änderungen eines Bebauungsplanes anzuführen. 

(2) Der Gemeinderat darf nach der Erstellung oder Änderung des örtlichen Entwicklungskonzeptes 
für einzelne Teile des Gemeindegebietes mit Verordnung eine befristete Bausperre verfügen, wenn dies 
unter Bedachtnahme auf die örtlichen Gegebenheiten in den davon betroffenen Teilen des 
Gemeindegebietes erforderlich ist, um die Umsetzung der im örtlichen Entwicklungskonzept enthaltenen 
Planungsabsichten der Gemeinde durch eine entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplanes 
sicherzustellen. 

(3) Der Gemeinderat hat Verordnungen, mit denen eine befristete Bausperre verfügt worden ist, mit 
dem Wirksamwerden des Bebauungs- oder Flächenwidmungsplanes, aus Anlass dessen sie erlassen 
worden sind, längstens aber nach Ablauf von zwei Jahren nach deren Erlassung, aufzuheben. Die 
Geltungsdauer solcher Verordnungen darf einmal um höchstens ein Jahr verlängert werden, wenn die 
Bebauungs- oder Flächenwidmungsplanungen aus Gründen, die nicht von der Gemeinde verschuldet 
worden sind, nicht rechtzeitig abgeschlossen werden konnten. 
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(4) Während der Geltung der befristeten Bausperre dürfen Baubewilligungen nach § 6 lit. a K-BO 
1996 nicht erteilt werden, wenn dadurch die Umsetzung konkreter Planungsabsichten der Gemeinde im 
Rahmen der Bebauungs- oder Flächenwidmungsplanung wesentlich erschwert oder ihre beabsichtigten 
Wirkungen wesentlich beeinträchtigt würden. 

7. Abschnitt 
Bebauungsplanung 

§ 47 
Genereller Bebauungsplan 

(1) Der Gemeinderat hat in Übereinstimmung mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung, 
den überörtlichen Entwicklungsprogrammen, dem örtlichen Entwicklungskonzept und dem 
Flächenwidmungsplan für die als Bauland gewidmeten Flächen durch Verordnung einen generellen 
Bebauungsplan zu beschließen.  

(2) Der generelle Bebauungsplan ist in Textform zu erlassen. Zum generellen Bebauungsplan sind 
Erläuterungen zu verfassen, aus denen insbesondere hervorgeht, inwieweit auf Abs. 4 Bedacht genommen 
wurde. 

(3) Vor Beschluss über den generellen Bebauungsplan hat die Gemeinde eine örtliche 
Bestandsaufnahme durchzuführen, in der die für das Gemeindegebiet bedeutsamen natürlichen, 
wirtschaftlichen, infrastrukturellen, sozialen, kulturellen und städtebaulichen Gegebenheiten und deren 
voraussehbare Veränderungen zu erheben und in den Erläuterungen zum generellen Bebauungsplan 
festzuhalten sind. Der Gemeinderat kann hierbei auf die im örtlichen Entwicklungskonzept getroffenen 
Festlegungen und Feststellungen sowie auf verfügbare Ergebnisse von städtebaulichen Wettbewerben 
zurückgreifen. 

(4) Im generellen Bebauungsplan sind  
 1. entsprechend den örtlichen Gegebenheiten (Abs. 3), 
 2. unter Berücksichtigung der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit, der geordneten 

Siedlungsentwicklung, der sparsamen Verwendung von Grund und Boden, der Erfordernisse des 
Orts- und Landschaftsbildes, der räumlichen Verdichtung der Bebauung und der Energieeffizienz  

die allgemeinen Bedingungen für die Bebauung des Baulandes festzulegen. Ein genereller Bebauungsplan 
für das Kurgebiet hat über Z 1 und 2 hinausgehend auch auf die Erfordernisse des Tourismus und auf die 
Erholungsfunktion des Kurgebietes Bedacht zu nehmen. 

(5) Wenn dies aufgrund der bestehenden natürlichen, wirtschaftlichen, infrastrukturellen, sozialen, 
kulturellen oder städtebaulichen Gegebenheiten innerhalb des Gemeindegebietes erforderlich ist, kann das 
Gemeindegebiet in unterschiedliche Bebauungszonen unterteilt werden. Für einzelne Bebauungszonen 
dürfen unterschiedliche Bebauungsbedingungen festgelegt werden. Eine planliche Darstellung der 
Bebauungszonen ist abweichend von Abs. 2 zulässig. 

(6) Der generelle Bebauungsplan hat eine Regelung zumindest folgender Bebauungsbedingungen zu 
beinhalten: 
 1. die Mindestgröße der Baugrundstücke; 
 2. die bauliche Ausnutzung der Grundstücke; 
 3. die Geschoßanzahl oder die Bauhöhe; 
 4. das Ausmaß der Verkehrsflächen. 

(7) Wenn dies aufgrund der bestehenden natürlichen, wirtschaftlichen, infrastrukturellen, sozialen, 
kulturellen oder städtebaulichen Gegebenheiten innerhalb des Gemeindegebietes erforderlich ist, dürfen 
im generellen Bebauungsplan auch Bebauungsbedingungen zur Erhaltung und Gestaltung der 
charakteristischen Baustruktur und des Orts- und Landschaftsbildes, wie Festlegungen über die 
Dachform, Dachdeckung, Farbgebung, Begrünung, das Höchstausmaß der Kubatur und 
Grünflächenanteile, getroffen werden. Als Baugrundstück gilt das gesamte zu bebauende Grundstück, 
wenn im Bebauungsplan nicht anderes festgelegt ist. 

(8) Beschränkungen hinsichtlich der Teilung von Grundstücken, ausgenommen die Festlegung der 
Mindestgröße der Baugrundstücke, dürfen im generellen Bebauungsplan nicht festgelegt werden. 

(9) Die bauliche Ausnutzung der Grundstücke ist durch die Geschoßflächenzahl oder die 
Baumassenzahl auszudrücken. Die Geschoßflächenzahl ist das Verhältnis der Bruttogeschoßflächen zur 
Fläche des Baugrundstückes. Die Baumassenzahl ist das Verhältnis der Baumasse zur Fläche des 
Baugrundstückes, wobei als Baumasse der oberirdisch umbaute Raum bis zu den äußeren Begrenzungen 
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des Baukörpers gilt. Die bauliche Ausnutzung der Baugrundstücke ist so festzulegen, dass für die 
Aufenthaltsräume in Gebäuden ein ausreichendes Maß an Licht, Luft und Sonne gewährleistet ist.   

(10) Die Bauhöhe kann als Höchsthöhe, oder, wenn es die örtlichen Gegebenheiten und die 
Interessen des Ortsbildschutzes erfordern, auch als Höchst- und Mindesthöhe festgelegt werden. Sie ist 
unter Bedachtnahme auf die jeweiligen örtlichen Gegebenheiten so festzulegen, dass die Erhaltung oder 
Gestaltung eines charakteristischen Ortsbildes gewährleistet wird. 

(11) Die Landesregierung darf durch Verordnung nähere Bestimmungen erlassen über: 
 1. die Form und den Maßstab der planlichen Darstellungen im generellen Bebauungsplan und die in 

diesen Darstellungen zu verwendenden Planzeichen;  
 2. soweit dies zur Konkretisierung der Abs. 3 bis 10 erforderlich ist, inhaltliche Vorgaben des 

generellen Bebauungsplanes.  

§ 48 
Teilbebauungsplan 

(1) Der Gemeinderat darf in Übereinstimmung mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung, 
den überörtlichen Entwicklungsprogrammen, dem örtlichen Entwicklungskonzept, dem 
Flächenwidmungsplan und dem generellen Bebauungsplan durch Verordnung für einzelne Grundflächen 
oder für zusammenhängende Teile des Baulandes einen Teilbebauungsplan beschließen, wenn dies zur 
Sicherstellung einer geordneten Bebauung erforderlich ist. Die Erlassung von Teilbebauungsplänen für 
im Grünland gesondert festgelegte Grundflächen, ausgenommen Grundflächen für Erholungszwecke 
ohne spezifische Erholungsnutzung, ist zulässig. 

(2) Ein Teilbebauungsplan ist zu erlassen: 
 1. wenn für einzelne Grundflächen oder für zusammenhängende Teile des Baulandes von den im 

generellen Bebauungsplan festgelegten Bebauungsbedingungen abgewichen werden soll; 
 2. für unbebaute Teile des Baulandes mit einer zusammenhängenden Gesamtfläche von mehr als 

10.000 m2 vor dem Beginn ihrer Bebauung; 
 3. für sonstige zusammenhängende Teile des Baulandes, in denen dies aufgrund der besonderen 

örtlichen Verhältnisse zur Erhaltung oder Gestaltung des Orts- oder Landschaftsbildes 
erforderlich ist; 

 4. wenn dies aufgrund der bestehenden natürlichen, wirtschaftlichen, infrastrukturellen, sozialen, 
kulturellen oder städtebaulichen Gegebenheiten innerhalb des Gemeindegebietes sowie der Art 
und des Umfangs der angestrebten Bebauung aus städtebaulicher Sicht erforderlich ist;  

 5. vor der gänzlichen oder teilweisen Freigabe eines Aufschließungsgebietes oder einer 
Aufschließungszone mit einer zusammenhängenden Fläche von mehr als 10.000 m2;  

 6. für Grundflächen, die im Flächenwidmungsplan als Vorbehaltsflächen für den förderbaren 
Wohnbau vorgesehen sind. 

(3) Der Teilbebauungsplan hat aus einem Textteil und planlichen Darstellungen zu bestehen. Im 
Textteil des Teilbebauungsplanes sind jedenfalls die gemäß Abs. 5 getroffenen Regelungen aufzunehmen. 
Zum Teilbebauungsplan sind Erläuterungen zu verfassen, aus denen insbesondere hervorgeht, inwieweit 
auf § 47 Abs. 4 Bedacht genommen wurde. 

(4) § 47 Abs. 3 und 4 gilt sinngemäß für den Teilbebauungsplan.  

(5) Wenn dies aufgrund der bestehenden natürlichen, wirtschaftlichen, infrastrukturellen, sozialen, 
kulturellen oder städtebaulichen Gegebenheiten innerhalb des Gemeindegebietes erforderlich ist, dürfen 
im Teilbebauungsplan auch Regelungen betreffend  
 1. die Bebauungsweise, 
 2. den Verlauf der Verkehrsflächen, 
 3. die Begrenzung der Baugrundstücke, 
 4. die Baulinien, 
 5. den Verlauf der Anlagen der Energieversorgung und der Fernmeldeeinrichtungen, 
 6. Flächen für den ruhenden Verkehr, 
 7. die Erhaltung und Schaffung von Grünanlagen und Vorgaben für die Geländegestaltung, 
 8. die Lage von Jugend- und Kinderspielplätzen und anderen Gemeinschaftseinrichtungen, 
 9. Vorgaben für die äußere Gestaltung baulicher Vorhaben (Firstrichtung, Dachform, Dachdeckung, 

Dachneigung, Farbgebung, Begrünung uä.), 
 10. die Höhe der Erdgeschoßfußbodenoberkante für Wohnungen, Geschäftsräume uä., 
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 11. die Art der Nutzung von baulichen Anlagen (Wohnungen, Handelsbetriebe, 
Dienstleistungsbetriebe uä.) und den Ausschluss bestimmter Nutzungen zur Erhaltung oder 
Schaffung vielfältiger innerörtlicher Strukturen oder zur Vermeidung von Umweltbelastungen,  

 12. Vorkehrungen zur Erhaltung und Gestaltung der charakteristischen Bebauungsstruktur und des 
Orts- und Landschaftsbildes, wie Festlegungen über die Dachform, Dachdeckung, Arkaden, 
Lauben, Balkone und Farbgebung, wenn entsprechende Festlegungen nicht bereits im generellen 
Bebauungsplan gemäß § 47 Abs. 7 erfolgt sind, sowie 

 13. Vorgaben für eine bestimmte zeitliche Abfolge der Bebauung (Baustufen)  
getroffen werden. 

(6) Als zulässige Bebauungsweisen im Sinne des Abs. 5 Z 1 kommen in Betracht: 
 1. die geschlossene Bauweise, wenn straßenseitig von Nachbargrundgrenze zu Nachbargrundgrenze 

fortlaufend gebaut werden muss, wenn die K-BO 1996 und die K-BV nicht Ausnahmen hiervon 
zulassen; 

 2. die offene Bauweise, wenn die Gebäude allseits freistehend mit einem bestimmten 
Mindestabstand von den seitlichen Grenzen und der hinteren Grenze des Bauplatzes errichtet 
werden müssen, wenn die K-BO 1996 und die K-BV nicht Ausnahmen hiervon zulassen; 

 3. die halboffene Bauweise, wenn auf zwei benachbarten Bauplätzen die Gebäude an der 
gemeinsamen seitlichen Grenze aneinander gebaut, nach allen anderen Seiten aber freistehend 
errichtet werden müssen; 

 4. sonstige Bauweisen, soweit sie im Teilbebauungsplan (Gestaltungsplan) hinreichend 
umschrieben sind. 

(7) Unter Baulinien im Sinne des Abs. 5 Z 4 sind Grenzlinien auf einem Baugrundstück, innerhalb 
derer Gebäude errichtet werden dürfen, zu verstehen. 

(8) In den Teilbebauungsplan sind die im generellen Bebauungsplan festgelegten 
Bebauungsbedingungen aufzunehmen. Wenn es die örtlichen Gegebenheiten und die Interessen einer 
geordneten Siedlungsentwicklung erfordern, dürfen im Teilbebauungsplan vom generellen 
Bebauungsplan abweichende Bebauungsbedingungen festgelegt werden. Beschränkungen hinsichtlich der 
Teilung von Grundstücken, ausgenommen die Festlegung der Mindestgröße, dürfen in einem 
Teilbebauungsplan nicht festgelegt werden. 

(9) Wenn es zur Schaffung eines einheitlichen Straßenbildes oder Platzraumes erforderlich ist, ist im 
Teilbebauungsplan festzulegen, dass mit den Gebäuden an eine bestimmte Baulinie herangerückt werden 
muss.  

(10) Werden Baulinien nicht zugleich mit Bebauungsbedingungen nach § 47 Abs. 6 Z 2 und 3 
festgelegt oder mit Festlegungen nach Abs. 9 verbunden, so gelangen die Vorschriften des 2. Abschnittes 
der Kärntner Bauvorschriften hinsichtlich der erforderlichen Abstände zur Anwendung. 

(11) Die Bebauungsbedingungen nach Abs. 5 Z 1 bis 4 sind in einem Teilbebauungsplan jedenfalls 
festzulegen, wobei die Bebauungsbedingungen nach Abs. 5 Z 2 und 3 jedenfalls planlich darzustellen 
sind. Wenn Bebauungsbedingungen nach Abs. 5 Z 6 getroffen werden, ist bei erhöhtem Bedarf an 
Stellplätzen vorzusehen, dass diese – ausgenommen Stellplätze in Garagen unter Gebäuden oder auf 
Gebäuden – höchstens zu einem Drittel neu errichtet werden. 

(12) Die Landesregierung darf durch Verordnung nähere Bestimmungen erlassen über: 
 1. die Form und den Maßstab der planlichen Darstellungen im Teilbebauungsplan und die in diesen 

Darstellungen zu verwendenden Planzeichen;  
 2. soweit dies zur Konkretisierung der Abs. 4 bis 11 erforderlich ist, inhaltliche Vorgaben des 

Teilbebauungsplanes. 

§ 49 
Gestaltungsplan 

(1) Der Gemeinderat darf in Übereinstimmung mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung, 
den überörtlichen Entwicklungsprogrammen, dem örtlichen Entwicklungskonzept, dem 
Flächenwidmungsplan und dem generellen Bebauungsplan durch Verordnung für einzelne Grundflächen 
oder für zusammenhängende Teile des Baulandes anstelle eines Teilbebauungsplanes einen 
Gestaltungsplan erlassen, wenn dies aufgrund der bestehenden natürlichen, wirtschaftlichen, 
infrastrukturellen, sozialen, kulturellen oder städtebaulichen Gegebenheiten innerhalb des 
Gemeindegebietes, insbesondere gewachsener städtebaulicher Strukturen, erforderlich ist. 

(2) Der Gestaltungsplan hat aus einem Textteil und planlichen Darstellungen zu bestehen.  
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(3) § 47 Abs. 3 gilt sinngemäß für den Gestaltungsplan. 

(4) In einem Gestaltungsplan sind, je nach den örtlichen Erfordernissen, jedenfalls folgende 
Bebauungsbedingungen festzulegen: 
 1. Vorgaben für die äußere Gestaltung baulicher Vorhaben (Firstrichtung, Dachform, Dachdeckung, 

Dachneigung, Farbgebung, Begrünung uä.); 
 2. die Art der Nutzung von baulichen Anlagen (Wohnungen, Handelsbetriebe, 

Dienstleistungsbetriebe uä.) und der Ausschluss bestimmter Nutzungen zur Erhaltung oder 
Schaffung vielfältiger innerörtlicher Strukturen; 

 3. über Z 1 hinausgehend, Vorkehrungen zur Erhaltung und Gestaltung charakteristischer Stadt- 
und Ortskerne; 

 4. die Geschoßanzahl oder die Bauhöhe. 

(5) Soweit dies aufgrund der örtlichen Gegebenheiten erforderlich ist, dürfen auch weitere in § 48 
Abs. 5 genannte Bebauungsbedingungen im Gestaltungsplan festgelegt werden. 

(6) In einem Gestaltungsplan dürfen, wenn dies aus einem der in § 48 Abs. 5 genannten Gründe 
erforderlich ist, vom generellen Bebauungsplan abweichende Bebauungsbedingungen festgelegt werden. 

(7) Die Bestimmungen des § 48 Abs. 9, 10 und 12 gelten für den Gestaltungsplan sinngemäß. 

§ 50 
Änderung eines Bebauungsplans 

(1) Der generelle Bebauungsplan darf nur aus wichtigen Gründen geändert werden. 

(2) Der generelle Bebauungsplan ist zu ändern, wenn  
 1. sich die für die örtliche Raumplanung maßgebenden Planungsgrundlagen, insbesondere die 

wirtschaftlichen, sozialen, ökologischen oder kulturellen Verhältnisse innerhalb der Gemeinde, 
wesentlich geändert haben,  

 2. eine Änderung aufgrund der Erstellung oder Änderung des örtlichen Entwicklungskonzeptes 
erforderlich ist, 

 3. eine Änderung aufgrund der Erstellung oder Änderung des Flächenwidmungsplanes erforderlich 
ist, 

 4. dies zur Vermeidung von Planungswidersprüchen zu rechtswirksamen raumbedeutsamen 
Planungen des Bundes, des Landes oder der Europäischen Union erforderlich ist oder 

 5. dies zur Vermeidung von Planungswidersprüchen zu sonstigen raumbedeutsamen Maßnahmen 
und Planungen des Landes, des Bundes, der angrenzenden Gemeinden und anderer 
Planungsträger, deren Planungen im öffentlichen Interesse liegen, insbesondere den 
Gefahrenzonenplänen nach dem Forstgesetz 1975 oder den Gefahrenzonenplanungen des WRG 
1959, erforderlich ist. 

(3) Ein Teilbebauungsplan und ein Gestaltungsplan sind zu ändern, wenn  
 1. dies aufgrund der Erlassung oder Änderung des generellen Bebauungsplanes erforderlich ist oder 
 2. ein Grund nach Abs. 2 vorliegt. 

(4) Ein Teilbebauungsplan und ein Gestaltungsplan dürfen geändert werden, wenn innerhalb von 
fünf Jahren nach ihrer Erlassung eine Bebauung im Sinne des Teilbebauungsplanes oder des 
Gestaltungsplanes nicht begonnen wurde. Der Beginn einer Bebauung im Sinne des Teilbebauungsplanes 
liegt vor, wenn für ein Bauvorhaben die erforderlichen Bewilligungen rechtskräftig erteilt worden sind 
und mit dessen Ausführung tatsächlich begonnen worden ist. Zu einem früheren Zeitpunkt darf der 
Teilbebauungsplan geändert werden, wenn öffentliche Interessen dies erfordern und durch die Änderung 
Interessen der Grundeigentümer oder sonstiger betroffener Dritter nicht unverhältnismäßig beeinträchtigt 
werden. 

§ 51 
Verfahren für den Beschluss über einen Bebauungsplan 

(1) Vor der Beschlussfassung ist der Entwurf des generellen Bebauungsplanes einschließlich der 
Erläuterungen durch acht Wochen während der Amtsstunden im Gemeindeamt (Magistrat) zur 
öffentlichen Einsicht aufzulegen und im Internet auf der Homepage der Gemeinde bereitzustellen. Die 
Auflage zur öffentlichen Einsicht und die Bereitstellung im Internet sind nach den für die Kundmachung 
von Verordnungen der Gemeinde geltenden Bestimmungen kundzumachen. Jede Person ist berechtigt, 
innerhalb der Auflagefrist eine Stellungnahme zum Entwurf des generellen Bebauungsplanes zu erstatten. 
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(2) Gleichzeitig mit der Auflage zur öffentlichen Einsicht ist der Entwurf des generellen 
Bebauungsplanes einschließlich der Erläuterungen der Landesregierung, den sonst berührten Landes- und 
Bundesdienststellen, den angrenzenden Gemeinden und den in Betracht kommenden gesetzlichen 
Interessenvertretungen unter Einräumung einer Frist von acht Wochen zur Stellungnahme zu übermitteln. 

(3) Der Bürgermeister hat die Grundeigentümer jener Grundflächen, die von dem generellen 
Bebauungsplan betroffen sind, gleichzeitig mit der Auflage zur öffentlichen Einsicht des Entwurfes davon 
schriftlich zu verständigen. Von einer schriftlichen Verständigung darf abgesehen werden, wenn in einer 
in Kärnten erscheinenden regionalen, auflagestarken Tageszeitung ein Hinweis auf die Auflage zur 
öffentlichen Einsicht und die Bereitstellung im Internet des Entwurfes des generellen Bebauungsplanes 
aufgenommen wird. 

(4) Die während der Auflagefrist beim Gemeindeamt (Magistrat) gegen den Entwurf schriftlich 
eingebrachten und begründeten Einwendungen sind vom Gemeinderat bei der Beratung über den 
Bebauungsplan in Erwägung zu ziehen. 

(5) Der Gemeinderat darf nur einen generellen Bebauungsplan beschließen, der gemäß Abs. 1 zur 
öffentlichen Einsicht aufgelegt und im Internet auf der Homepage der Gemeinde bereitgestellt wurde. 
Weicht ein beabsichtigter genereller Bebauungsplan nicht bloß unwesentlich davon ab, ist das Verfahren 
nach Abs. 1 bis 3 zu wiederholen. 

(6) Der generelle Bebauungsplan bedarf – ausgenommen generelle Bebauungspläne der Städte mit 
eigenem Statut – zu seiner Rechtswirksamkeit der Genehmigung der Landesregierung, wenn die 
Landesregierung in ihrer Stellungnahme gemäß Abs. 2 mitgeteilt hat, dass dem Entwurf des generellen 
Bebauungsplanes Versagungsgründe gemäß Abs. 7 entgegenstehen. Der Bürgermeister hat den vom 
Gemeinderat beschlossenen generellen Bebauungsplan einschließlich der Erläuterungen, der eingelangten 
Stellungnahmen und der Niederschrift über die Beschlussfassung des Gemeinderates der Landesregierung 
zu übermitteln. Werden die Erläuterungen, die eingelangten Stellungnahmen oder die Niederschrift über 
die Beschlussfassung des Gemeinderates nicht übermittelt, ist nach § 13 Abs. 3 AVG vorzugehen. 

(7) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn der generelle Bebauungsplan  
 1. dem Flächenwidmungsplan widerspricht, 
 2. dem örtlichen Entwicklungskonzept widerspricht, 
 3. einem überörtlichen Entwicklungsprogramm des Landes widerspricht, 
 4. in sonstiger Weise überörtliche Interessen, insbesondere im Hinblick auf den Landschaftsschutz, 

verletzt, oder  
 5. sonst gesetzwidrig ist. 

(8) Die Landesregierung hat ohne unnötigen Aufschub, spätestens aber fünf Monate nach Einlangen 
des generellen Bebauungsplanes einschließlich der Erläuterungen, der eingelangten Stellungnahmen und 
der Niederschrift über die Beschlussfassung des Gemeinderates den Bescheid zu erlassen. Wird ein 
Bescheid nicht innerhalb der Entscheidungsfrist erlassen, so gilt die Genehmigung des generellen 
Bebauungsplanes als erteilt. 

(9) Die Landesregierung hat die Gemeinde auf ihr Ersuchen in Angelegenheiten des generellen 
Bebauungsplanes unentgeltlich zu beraten. 

(10) Abs. 1 bis 9 gelten sinngemäß für: 
 1. das Verfahren für den Beschluss über den Teilbebauungsplan und den Gestaltungsplan; 
 2. das Verfahren bei der Änderung des generellen Bebauungsplanes, des Teilbebauungsplanes und 

des Gestaltungsplanes.  

8. Abschnitt 
Integrierte Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung 

§ 52 
Integrierter Flächenwidmungs- und Bebauungsplan 

(1) Wenn dies im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis 
gelegen ist sowie der Verwirklichung der im örtlichen Entwicklungskonzept festgelegten Ziele der 
örtlichen Raumplanung dient, darf der Gemeinderat mit Verordnung einen integrierten 
Flächenwidmungs- und Bebauungsplan beschließen. 

(2) Der Gemeinderat hat mit Verordnung für unbebaute Grundflächen mit einer 
zusammenhängenden Gesamtfläche von mehr als 10.000 m2 einen integrierten Flächenwidmungs- und 
Bebauungsplan zu beschließen. 
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(3) Im Rahmen der integrierten Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung sind in einem Verfahren 
sowohl die Flächenwidmungen der betroffenen Grundflächen als auch die Bebauungsbedingungen für 
jene Bauvorhaben festzulegen, die auf diesen Grundflächen ausgeführt werden sollen. Die 
Bebauungsbedingungen sind in Form eines Teilbebauungsplanes oder eines Gestaltungsplanes 
festzulegen. Die Flächenwidmungen dürfen nur im Einklang mit den Bestimmungen des 2. bis 
4. Abschnittes des dritten Hauptstückes dieses Gesetzes festgelegt werden, die Bebauungsbedingungen 
nur im Einklang mit den Bestimmungen des 7. Abschnittes des dritten Hauptstückes. 

(4) Für das Verfahren für den Beschluss eines integrierten Flächenwidmungs- und Bebauungsplans 
gelten die Verfahrensvorschriften für den Beschluss über den Flächenwidmungsplan sinngemäß. 

9. Abschnitt 
Vertragsraumordnung 

§ 53 
Privatwirtschaftliche Maßnahmen 

(1) Die Gemeinde ist berechtigt, privatwirtschaftliche Maßnahmen zur Erreichung der im örtlichen 
Entwicklungskonzept festgelegten Ziele der örtlichen Raumplanung zu setzen. 

(2) Zu den privatwirtschaftlichen Maßnahmen nach Abs. 1 zählen jedenfalls folgende 
Vereinbarungen mit Grundeigentümern: 
 1. über die Sicherstellung der Verfügbarkeit von Grundflächen zur Vorsorge für die Deckung des 

örtlichen Bedarfs an Baugrundstücken zu angemessenen Preisen; 
 2. zur Zurverfügungstellung von geeigneten Grundstücken für die Errichtung von nach dem III. 

Abschnitt des K-WBFG 2017 förderbaren Wohngebäuden;  
 3. zur Sicherstellung einer widmungs- oder bebauungsplangemäßen Verwendung von Baugrund-

stücken innerhalb angemessener Fristen; 
 4. über die Beteiligung der Grundeigentümer an den mit der Gemeinde durch die Festlegung von 

Grundflächen als Bauland erwachsenden Aufschließungskosten; 
 5. über die Beteiligung der Grundeigentümer an den durch die Änderung des Flächenwidmungs- 

oder Bebauungsplanes zu erwartenden Planungskosten; 
 6. über die Tragung von Kosten für Maßnahmen, mit welchen die Baulandeignung von 

Grundflächen hergestellt oder verbessert wird; 
 7. über die Sicherstellung der Nutzung und des Betriebes von Gebäuden samt dazugehörigen 

baulichen Anlagen, die dem Tourismus (gewerbliche Beherbergung im Sinne der GewO 1994 
oder Privatzimmervermietung) dienen, über einen bestimmten Zeitraum. 

Darüber hinaus sind Vereinbarungen zulässig, die der Vorbereitung und Umsetzung von im örtlichen 
Entwicklungskonzept konkret festgelegten Planungen und Maßnahmen dienen. 

(3) Beim Abschluss und bei der inhaltlichen Gestaltung von Vereinbarungen ist die 
Gleichbehandlung der in Betracht kommenden Vertragspartner der Gemeinde zu wahren. Eine 
unterschiedliche Behandlung von Vertragspartnern darf ihre Grundlage ausschließlich in 
unterschiedlichen tatsächlichen Verhältnissen, wie insbesondere der Größe oder der Lage der betroffenen 
Grundflächen, deren bisherigen oder künftigen Verwendung udgl., haben. 

(4) Bei der inhaltlichen Gestaltung von Vereinbarungen sind die verfassungsgesetzlich 
gewährleisteten Rechte der Vertragspartner der Gemeinde zu wahren und deren wirtschaftliche Interessen 
den Interessen der örtlichen Raumplanung gegenüberzustellen und gegeneinander abzuwägen. Bei der 
Festlegung der Leistungspflichten, zu deren Übernahme sich die Vertragspartner verpflichten, ist auf 
deren Verhältnismäßigkeit zu achten. 

(5) Die Vereinbarungen sind unter der aufschiebenden Bedingung abzuschließen, dass sie erst 
wirksam werden dürfen, wenn die in Aussicht genommene Flächenwidmung oder Bebauungsplanung 
hinsichtlich jener Grundflächen, auf die sich die Vereinbarung bezieht, rechtswirksam geworden ist. In 
den Vereinbarungen ist ausdrücklich festzuhalten, dass ihr Abschluss keinen Rechtsanspruch auf die 
Erlassung oder Änderung des Flächenwidmungs- oder Bebauungsplanes begründet. 

(6) In den Vereinbarungen ist die Erfüllung der Leistungspflichten, zu denen sich die 
Vertragspartner der Gemeinden verpflichten, durch geeignete Sicherungsmittel zu gewährleisten. Als 
Sicherungsmittel dürfen nur solche vorgesehen werden, die im Hinblick auf die mit der Vereinbarung 
verfolgten Interessen der örtlichen Raumplanung geeignet, erforderlich und verhältnismäßig sind. 
Insbesondere kommen als Sicherungsmittel die Vereinbarung einer Konventionalstrafe, die Bestellung 
einer Kaution oder Hypothek, die Einräumung eines Optionsrechtes und die Übernahme einer Bürgschaft 
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durch einen Dritten in Betracht. Bei der Auswahl und bei der inhaltlichen Gestaltung der Sicherungsmittel 
gilt Abs. 4 sinngemäß. 

(7) In Vereinbarungen vorgesehene Fristen, innerhalb derer die vereinbarungsgemäßen 
Leistungspflichten zu erfüllen sind, haben längstens fünf Jahre zu betragen. Auf Ersuchen des 
Vertragspartners dürfen die Fristen längstens bis zum Ablauf von zehn Jahren ab dem Zeitpunkt des 
Abschlusses der Vereinbarung verlängert werden. In Vereinbarungen vorgesehene Zeiträume im Sinne 
des Abs. 2 Z 7 müssen angemessen sein. 

(8) In den Vereinbarungen ist für den Fall der Weitergabe jener Grundflächen, auf die sich die 
Vereinbarungen beziehen, durch die Vertragspartner der Gemeinde an Dritte sicherzustellen, dass die von 
den Vertragspartnern übernommenen Leistungspflichten auf deren Rechtsnachfolger überbunden werden. 
Als Rechtsnachfolger gelten dabei insbesondere auch Dritte, die an den vereinbarungsgegenständlichen 
Grundflächen längerfristige Nutzungsrechte wie Bau- oder Bestandsrechte erwerben. 

(9) Die Inhalte der Vereinbarungen sind schriftlich festzuhalten. Sie haben jedenfalls zu beinhalten: 
 1. die Bezeichnung der Vertragspartner; 
 2. die Bezeichnung der Grundflächen, auf die sich die Vereinbarungen beziehen, ihr Flächenausmaß 

und ihre gegenwärtige Widmung oder Bebauungsplanung; 
 3. die in Aussicht genommene Widmung oder Bebauungsplanung der Grundflächen, auf die sich 

die Vereinbarungen beziehen; 
 4. die Festlegung der Leistungspflichten, zu deren Übernahme sich die Vertragspartner der 

Gemeinden verpflichten; 
 5. die Fristen, innerhalb derer die vereinbarungsgemäßen Leistungspflichten zu erfüllen sind; 
 6. die Mittel zur Sicherstellung der Erfüllung der vereinbarungsgemäßen Leistungspflichten; 
 7. die Regelung der Tragung der mit dem Abschluss der Vereinbarungen verbundenen Kosten; 
 8. die aufschiebende Bedingung für das Wirksamwerden der Vereinbarung (Abs. 5). 

(10) Die Landesregierung darf unter Bedachtnahme auf die Regelungen der Abs. 2 bis 9 mit 
Verordnung Richtlinien für die nähere inhaltliche Gestaltung der Vereinbarungen festlegen. 

(11) Die Gemeinde hat ein elektronisches Verzeichnis über alle Vereinbarungen, die sich auf 
Grundflächen beziehen, hinsichtlich derer der Gemeinderat eine Änderung des Flächenwidmungs- oder 
Bebauungsplanes beschlossen hat, zu führen und auf aktuellem Stand zu halten. Das Verzeichnis hat auch 
die Erfüllung der vereinbarungsgemäßen Leistungspflichten des Vertragspartners der Gemeinde zu 
dokumentieren. 

(12) Der Bürgermeister hat im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach § 38 Abs. 6, § 51 Abs. 6 
oder § 52 Abs. 4 Vereinbarungen, die sich auf Grundflächen beziehen, hinsichtlich derer der Gemeinderat 
eine Änderung des Flächenwidmungs- oder Bebauungsplanes oder des integrierten Flächenwidmungs- 
und Bebaunngsplans beschlossen hat, der Landesregierung zu übermitteln. In den Erläuterungen ist im 
Falle des Abschlusses von Vereinbarungen darzulegen, inwieweit durch diese den Zielen der örtlichen 
Raumplanung Rechnung getragen wird. Werden die Erläuterungen nicht übermittelt, ist nach § 13 Abs. 3 
AVG vorzugehen. 

(13) Der Bürgermeister hat jeweils eine schriftliche Ausfertigung von abgeschlossenen 
Vereinbarungen den Erläuterungen in einer gesonderten Anlage anzuschließen. In den schriftlichen 
Ausfertigungen sind personenbezogene Angaben zu anonymisieren, die Rückschlüsse auf die 
persönlichen Verhältnisse von Vertragspartnern der Gemeinden ermöglichen. In die Ausfertigungen der 
Vereinbarungen darf jedermann, der ein berechtigtes Interesse glaubhaft macht, Einsicht nehmen. 

§ 54 
Besondere Vertragsinhalte 

(1) In Vereinbarungen mit Grundeigentümern über die Sicherstellung der Verfügbarkeit von 
Grundflächen zur Vorsorge für die Deckung des örtlichen Bedarfs an Baugrundstücken zu angemessenen 
Preisen und zur Zurverfügungstellung von geeigneten Grundstücken für die Errichtung von nach dem 
III. Abschnitt des K-WBFG 2017 förderbaren Wohngebäuden darf vorgesehen werden, dass sich der 
Grundeigentümer zur Veräußerung an die Gemeinde oder an einen sonstigen Dritten zu einem 
angemessenen Preis verpflichtet.  

(2) In Vereinbarungen mit Grundeigentümern zur Sicherstellung einer widmungsgemäßen 
Verwendung von Baugrundstücken darf vorgesehen werden, dass sich der Grundeigentümer im Falle 
einer tatsächlichen Umwidmung in Bauland anstelle einer widmungsgemäßen Verbauung dazu 
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verpflichtet, Teile der Grundflächen für Zwecke des § 53 Abs. 2 Z 1 oder 2 an die Gemeinde oder an 
einen Dritten zu einem angemessenen Preis zu veräußern.  

(3) Vereinbarungen mit Grundeigentümern über deren Beteiligung an den der Gemeinde 
nachweislich entstehenden Planungskosten im Sinne des § 53 Abs. 2 Z 5 dürfen nur abgeschlossen 
werden, wenn 
 1. die Änderungen des Flächenwidmungsplanes oder des Bebauungsplanes hinsichtlich der 

betroffenen Grundflächen aufgrund von Anregungen der jeweiligen Grundeigentümer erfolgen, 
welche diese der Gemeinde schriftlich übermittelt haben,  

 2. die Änderungen des Flächenwidmungsplanes oder des Bebauungsplanes nicht bereits aus den in 
§ 34 Abs. 4 oder § 50 Abs. 2 und 3 genannten Gründen erforderlich ist und 

 3. die durch die Planänderung tatsächlich anfallenden Kosten nicht bereits durch etwaige Abgaben 
oder Gebühren gedeckt sind.  

Die Gemeinde darf in derartigen Vereinbarungen die Tragung der einzelnen Grundeigentümern konkret 
zurechenbaren Kosten, die der Gemeinde durch die Ausarbeitung der Pläne erwachsen sind, vorsehen. 

(4) In Vereinbarungen mit Grundeigentümern darf vorgesehen werden, dass anstelle der in der 
Vereinbarung festgelegten Mittel zur Sicherstellung der Erfüllung der vereinbarungsgemäßen 
Leistungspflichten auf Ersuchen des Vertragspartners der Gemeinde, die Leistungspflicht auch durch 
andere geeignete Sicherungsmittel, die über denselben Geldwert, wie die in der Vereinbarung 
festgelegten Sicherungsmittel verfügen, erfolgen darf (alternative Sicherungsmittel). Auf Ersuchen des 
Vertragspartners dürfen mit Zustimmung der Gemeinde auch für bereits abgeschlossene Vereinbarungen 
alternative Sicherungsmittel vereinbart werden. Bei der Auswahl und bei der inhaltlichen Gestaltung 
alternativer Sicherungsmittel gilt § 53 Abs. 3 bis 12 sinngemäß. 

4. Hauptstück 
Raumordnungsbeirat 

§ 55 
Raumordnungsbeirat 

(1) Beim Amt der Landesregierung ist zur Beratung der Landesregierung in den Angelegenheiten der 
Raumordnung ein Raumordnungsbeirat einzurichten. 

(2) Der Raumordnungsbeirat ist von der Landesregierung in Angelegenheiten der Raumordnung, 
insbesondere vor Beschluss einer Verordnung der Landesregierung aufgrund dieses Gesetzes, zu hören. 

(3) Die Mitgliedschaft zum Raumordnungsbeirat ist ein Ehrenamt. Die Landesregierung hat jedoch 
den Mitgliedern ein der Bedeutung ihres Amtes angemessenes Sitzungsgeld zu gewähren. 

§ 56 
Zusammensetzung des Raumordnungsbeirates 

(1) Der Raumordnungsbeirat besteht aus sechzehn Mitgliedern. 

(2) Die Mitglieder sind von der Landesregierung für die Dauer der Gesetzgebungsperiode des 
Landtages auf Vorschlag folgender Stellen zu bestellen: 
 1. neun Mitglieder auf Vorschlag der im Landtag vertretenen Parteien nach Maßgabe ihres 

Stärkeverhältnisses; 
 2. zwei Mitglieder auf Vorschlag des Kärntner Gemeindebundes; 
 3. je ein Mitglied auf Vorschlag der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Kärnten, der Kammer 

der gewerblichen Wirtschaft für Kärnten, der Kammer für Land- und Forstwirtschaft in Kärnten, 
der Landarbeiterkammer und des Österreichischen Städtebundes, Landesgruppe Kärnten. 

(3) Die Landesregierung hat die vorschlagsberechtigten Stellen einzuladen, innerhalb einer 
angemessen festzusetzenden Frist, welche nicht kürzer als ein Monat sein darf, von ihrem 
Vorschlagsrecht Gebrauch zu machen. Langt innerhalb dieser Frist kein entsprechender Vorschlag bei der 
Landesregierung ein, hat die Landesregierung die Bestellung ohne weitere Bedachtnahme auf das 
Vorschlagsrecht vorzunehmen. Die im Landtag vertretenen Parteien sind im Wege ihres jeweiligen Klubs 
oder ihrer jeweiligen Interessengemeinschaft von Abgeordneten einzuladen, Vorschläge gemäß Abs. 2  
Z 1 zu erstatten, wenn alle Mitglieder des Landtages, die auf Vorschlag derselben Partei gewählt wurden, 
diesem Klub oder dieser Interessengemeinschaft angehören; ansonsten ist eine im Landtag vertretene 
Partei im Wege ihres zustellungsbevollmächtigten Vertreters zur Erstattung eines Vorschlags einzuladen. 

(4) Für jedes Mitglied ist in gleicher Weise ein Ersatzmitglied zu bestellen, welches das Mitglied bei 
dessen Verhinderung zu vertreten hat. 
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(5) Scheidet ein Mitglied (Ersatzmitglied) vor Ablauf der Funktionsperiode aus seinem Amt aus, hat 
die Landesregierung unverzüglich unter sinngemäßer Anwendung der Abs. 2 bis 4 für die restliche Dauer 
der Funktionsperiode ein neues Mitglied (Ersatzmitglied) zu bestellen. 

(6) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) bleiben nach Ablauf der Gesetzgebungsperiode des Landtages 
bis zur Bestellung neuer Mitglieder (Ersatzmitglieder) in ihrem Amt. 

§ 57 
Sitzungen des Raumordnungsbeirates 

(1) Die Landesregierung hat den Raumordnungsbeirat zu seiner konstituierenden Sitzung 
einzuberufen. Den Vorsitz in der konstituierenden Sitzung hat bis zur Wahl des Vorsitzenden das an 
Jahren älteste Mitglied zu führen. 

(2) Der Raumordnungsbeirat hat in seiner konstituierenden Sitzung aus seiner Mitte bei Anwesenheit 
von mindestens zwei Dritteln seiner Mitglieder mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen einen 
Vorsitzenden und einen Stellvertreter zu wählen. Im Fall der Verhinderung tritt an die Stelle des 
Vorsitzenden mit gleichen Rechten und Pflichten der Stellvertreter, ist auch dieser verhindert, so tritt an 
dessen Stelle das an Jahren älteste Mitglied. 

(3) Die Mitglieder haben ihr Amt gewissenhaft und unparteiisch auszuüben; für sie gelten die 
Bestimmungen des Art. 20 Abs. 3 B-VG über die Amtsverschwiegenheit und des § 7 AVG über die 
Befangenheit von Verwaltungsorganen sinngemäß. 

(4) Der Raumordnungsbeirat ist vom Vorsitzenden nach Bedarf schriftlich unter Bekanntgabe der 
Tagesordnung zu den Sitzungen einzuberufen. Der Raumordnungsbeirat ist vom Vorsitzenden binnen 
zwei Wochen einzuberufen, wenn dies mindestens ein Drittel seiner Mitglieder oder das mit den 
Angelegenheiten der Raumordnung betraute Mitglied der Landesregierung schriftlich unter Bekanntgabe 
der Tagesordnung verlangt. 

(5) Der Raumordnungsbeirat ist beschlussfähig, wenn der Vorsitzende und mindestens zwei Drittel 
seiner sonstigen Mitglieder anwesend sind. Für einen Beschluss des Raumordnungsbeirates ist die 
einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich. Beschlüsse, mit denen die Tagesordnung 
geändert wird, dürfen nur mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen gefasst 
werden. Der Vorsitzende stimmt mit und gibt bei Stimmengleichheit mit seiner Stimme den Ausschlag. 
Stimmenthaltungen und Erklärungen, weder zuzustimmen noch abzulehnen, gelten als Ablehnung. 

(6) Das mit den Angelegenheiten der Raumordnung betraute Mitglied der Landesregierung und die 
Leiter der mit den rechtlichen und den fachlichen Angelegenheiten der Raumordnung betrauten 
Abteilungen des Amtes der Landesregierung oder jeweils ein von ihnen bestellter Vertreter haben das 
Recht, an den Sitzungen des Raumordnungsbeirates mit beratender Stimme teilzunehmen. Sie sind auf ihr 
Verlangen zu einzelnen Tagesordnungspunkten zu hören. 

(7) Der Raumordnungsbeirat darf für die Dauer seiner Funktionsperiode oder im Einzelfall 
beschließen, seinen Sitzungen Bedienstete des Amtes der Landesregierung und sonstige Sachverständige 
und Auskunftspersonen mit beratender Stimme beizuziehen. Der Raumordnungsbeirat darf von amtlichen 
und nichtamtlichen Sachverständigen im Einzelfall Gutachten einholen. Den beigezogenen 
Sachverständigen (Auskunftspersonen) – ausgenommen Bediensteten des Amtes der Landesregierung – 
ist für ihre Mühewaltung der entsprechende Ersatz zu gewähren. 

(8) Der Raumordnungsbeirat darf aus seiner Mitte zur Vorbereitung seiner Beschlüsse Ausschüsse 
bilden. 

(9) Über die Sitzungen des Raumordnungsbeirates ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom 
Vorsitzenden und vom Schriftführer zu unterzeichnen ist. Die Niederschrift hat jedenfalls zu enthalten: 
 1. Tag und Ort der Sitzung; 
 2. die Namen der an der Sitzung teilnehmenden Personen; 
 3. die Gegenstände der Beratung und Beschlussfassung; 
 4. das ziffernmäßige Abstimmungsergebnis; 
 5. den Wortlaut der gefassten Beschlüsse. 

(10) Die Kanzleigeschäfte des Raumordnungsbeirates sind von der nach der Geschäftseinteilung des 
Amtes der Landesregierung mit den rechtlichen Angelegenheiten der Raumordnung betrauten Abteilung 
des Amtes der Landesregierung zu führen. 

(11) Die Landesregierung hat nach Anhörung des Raumordnungsbeirates in Durchführung der  
Abs. 1 bis Abs. 10 mit Verordnung eine Geschäftsordnung des Beirates zu erlassen. 
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5. Hauptstück 
Schlussbestimmungen 

§ 58 
Automationsunterstützte Vollziehung 

(1) Überörtliche Entwicklungsprogramme, örtliche Entwicklungskonzepte, Flächenwidmungspläne, 
Teilbebauungspläne, Gestaltungspläne und die integrierte Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung sind 
in elektronischer Form zu erstellen.  

(2) Bei der elektronischen Erstellung ist sicherzustellen, dass 
 1. dokumentierte, freigegebene, geeignete und gültige Programme verwendet werden, 
 2. die Richtigkeit und Vollständigkeit der Datenerfassung, Dateneingabe, Datenspeicherung und 

Datenausgabe durch Kontrollen gewährleistet sind, 
 3. in den Verfahrensablauf nicht unbefugt eingegriffen werden kann, 
 4. Vorkehrungen gegen einen Verlust oder eine unkontrollierte Veränderung der gespeicherten 

Daten getroffen sind, 
 5. die Aufgaben- und Verantwortungsbereiche der an der Vollziehung Beteiligten festgelegt und 

gegeneinander abgegrenzt sind, 
 6. bei Ausfall eines automatisierten Verfahrens Vorkehrungen zur Fortführung der Vollziehung im 

unbedingt notwendigen Ausmaß getroffen werden und 
 7. nur in visuell nicht lesbarer Form aufgezeichnete Daten so sichergestellt sind, dass diese Daten 

innerhalb einer angemessenen Frist in Form einer richtigen und vollständigen Wiedergabe visuell 
lesbar gemacht werden können. 

(3) Der Raumordnungskataster ist in elektronischer Form einzurichten und zu führen. Der 
Raumordnungskataster ist im Internet zur Abfrage bereit zu halten. 

(4) Bei elektronischer Fertigung ist sicherzustellen, dass an die Stelle einer Unterschrift ein 
Verfahren zum Nachweis der Identität im Sinne von § 2 Z 1 E-GovG des Fertigenden und der 
Authentizität im Sinne von § 2 Z 5 E-GovG tritt. 

(5) Übermittlungen zwischen den Gemeinden und der Landesregierung haben in elektronischer Form 
zu erfolgen. 

(6) Die Landesregierung darf durch Verordnung die elektronische Form der Erstellung gemäß Abs. 1 
und 2, der Führung des Raumordnungskatasters gemäß Abs. 3 sowie der Übermittlungen gemäß Abs. 5 
näher bestimmen. 

§ 59 
Eigener Wirkungsbereich 

(1) Die der Gemeinde nach diesem Gesetz übertragenen Aufgaben sind solche des eigenen 
Wirkungsbereiches. 

(2) Der örtlich zuständigen Bezirkshauptmannschaft obliegt die Aufhebung der nach diesem Gesetz 
mit Nichtigkeit bedrohten Bescheide aus dem eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde. 

§ 60 
Verweisungen 

(1) Soweit in diesem Gesetz auf andere Landesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils 
geltenden Fassung anzuwenden. 

(2) Eine Verweisung in diesem Gesetz auf eines der nachstehend angeführten Bundesgesetze ist als 
Verweisung auf die nachstehend angeführte Fassung zu verstehen: 
 1. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 – AVG, BGBl. Nr. 51/1991, zuletzt in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 58/2018; 
 2. Bundes-Umgebungslärmschutzgesetz – Bundes-LärmG, BGBl. I Nr. 60/2005; 
 3. E-Government-Gesetz – E-GovG, BGBl. I Nr. 10/2004, zuletzt in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 169/2020; 
 4. Forstgesetz 1975, BGBl. I Nr. 440/1975, zuletzt in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 

56/2016; 
 5. Gewerbeordnung 1994 – GewO 1994, BGBl. I Nr. 194/1994, zuletzt in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 65/2020; 
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 6. Wasserrechtsgesetz 1959 – WRG 1959, BGBl. Nr. 215/1959, zuletzt in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 73/2018. 

Artikel V 

(LGBl Nr 59/2021) 
Inkrafttretens-, Außerkrafttretens- und Übergangsbestimmungen 

(1) Dieses Gesetz tritt, wenn in Abs. 2 nicht anderes bestimmt wird, mit 1. Jänner 2022 in Kraft und 
das Kärntner Raumordnungsgesetz – K-ROG, LGBl. Nr. 76/1969, zuletzt in der Fassung des 
Landesgesetzes LGBl. Nr. 10/2018, sowie das Kärntner Gemeindeplanungsgesetz 1995 – K-GplG 1995, 
LGBl. Nr. 23/1995, zuletzt in der Fassung des Landesgesetzes LGBl. Nr. 71/2018, außer Kraft. 

(2) Art. IV Z 7 und 8 tritt an dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

(3) Verordnungen aufgrund dieses Gesetzes dürfen bereits ab dem der Kundmachung dieses 
Gesetzes folgenden Tag erlassen werden. Sie dürfen jedoch frühestens gleichzeitig mit dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes in Kraft gesetzt werden. 

(4) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits durch Auflage zur allgemeinen Einsicht 
gemäß § 2 Abs. 4, § 13 Abs. 1 iVm. § 26 Abs. 1 sowie § 31b  Abs. 1 K-GplG 1995 eingeleitete Verfahren 
zur Erlassung oder Änderung von örtlichen Entwicklungskonzepten, Flächenwidmungsplänen,  
Bebauungsplänen oder integrierten Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen sind, wenn in Abs. 5 nicht 
anderes bestimmt wird, entsprechend dem jeweiligen Verfahrensstand nach der durch dieses Gesetz 
geänderten Rechtslage weiterzuführen. 

(5) Die Genehmigung von Flächenwidmungsplänen, Bebauungsplänen oder integrierten 
Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen, die vom Gemeinderat bereits vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes beschlossen worden sind, hat nach der im Zeitpunkt dieser Beschlussfassung geltenden 
Rechtslage zu erfolgen. Auf im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits anhängige 
Genehmigungsverfahren entsprechend den Bestimmungen des K-GplG 1995 finden die Bestimmungen 
dieses Gesetzes keine Anwendung. 

(6) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehende überörtliche Entwicklungsprogramme 
im Sinne des § 3 K-ROG, Verordnungen über die Geschäftsordnung des Raumordnungsbeirates, 
Planzeichenverordnungen, Orts- und Stadtkernverordnungen, Richtlinien-Verordnungen, örtliche 
Entwicklungskonzepte, Flächenwidmungspläne, Bebauungspläne und integrierte Flächenwidmungs- und 
Bebauungspläne gelten als überörtliche Entwicklungsprogramme, Verordnungen über die 
Geschäftsordnung des Raumordnungsbeirates, Planzeichenverordnungen, Orts- und 
Stadtkernverordnungen, Richtlinien-Verordnungen, örtliche Entwicklungskonzepte, 
Flächenwidmungspläne, Bebauungspläne und integrierte Flächenwidmungs- und Bebauungspläne im 
Sinne des K-ROG 2021. 

(7) Die Landesregierung hat die bestehenden überörtlichen Entwicklungsprogramme im Sinne des  
§ 3 K-ROG, Verordnungen über die Geschäftsordnung des Raumordnungsbeirates, 
Planzeichenverordnungen, Orts- und Stadtkernverordnung, Richtlinien-Verordnungen, wenn sie den 
Bestimmungen dieses Gesetzes nicht entsprechen, spätestens binnen drei Jahren ab Inkrafttreten dieses 
Gesetzes an die Bestimmungen des K-ROG 2021 anzupassen. Die Landesregierung hat bestehende 
überörtliche Entwicklungsprogramme im Sinne des § 10 K-GplG 1995 aufzuheben. 

(8) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten Sonderwidmungen für Einkaufszentren gemäß § 8 
Abs. 7 K-GplG 1995 und Sonderwidmungen für Veranstaltungszentren gemäß § 8 Abs. 10 K-GplG 1995 
außer Kraft. Sonderwidmungen für Einkaufszentren gemäß § 8 Abs. 7 K-GplG 1995 und 
Sonderwidmungen für Veranstaltungszentren gemäß § 8 Abs. 10 K-GplG 1995, die binnen fünf Jahren 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wirksam geworden sind, treten fünf Jahre nach ihrer jeweiligen 
Wirksamkeit außer Kraft. 

(9) Die Gemeinden haben die bestehenden örtlichen Entwicklungskonzepte, Flächenwidmungspläne, 
Bebauungspläne und integrierten Flächenwidmungs- und Bebauungspläne, wenn sie den Bestimmungen 
dieses Gesetzes nicht entsprechen, spätestens binnen fünf Jahren ab Inkrafttreten dieses Gesetzes an die 
Bestimmungen des K-ROG 2021 anzupassen. Dies gilt auch für Flächenwidmungspläne, Bebauungspläne 
und integrierte Flächenwidmungs- und Bebauungspläne im Sinne des Abs. 5. 

(10) Wird das örtliche Entwicklungskonzept nicht innerhalb der in Abs. 9 genannten Frist angepasst, 
darf keine Änderung des Flächenwidmungsplanes mehr aufsichtsbehördlich genehmigt und keine 
Änderung des Flächenwidmungsplanes im vereinfachten Verfahren durchgeführt werden. 
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(11) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes rechtmäßig errichtete oder bewilligte 
Einkaufszentren im Sinne des § 8 Abs. 8 und 9 K-GplG 1995, die nicht in einem festgelegten Orts- und 
Stadtkern gelegen sind, gelten als rechtmäßig errichtete und bewilligte Einkaufszentren im Sinne des K-
ROG 2021. Die Änderung sowie die gänzliche oder teilweise Wiedererrichtung von Gebäuden und 
sonstigen baulichen Anlagen für diese Einkaufszentren sind zulässig, wenn hiedurch keine Änderung der 
bewilligten Kategorie dieser Einkaufszentren (EKZ I, EKZ II, EKZ II des Kraftfahrzeug- und 
Maschinenhandels, des Baustoffhandels, des Möbelhandels, des Brennstoffhandels sowie EKZ des 
Großhandels) eintritt und die baubehördlich genehmigten Verkaufsfläche nur bis zu 10 Prozent, jedoch 
höchstens um 600 m2, vergrößert wird. In den Städten Klagenfurt am Wörthersee und Villach ist unter 
diesen Voraussetzungen auch eine Vergrößerung der baubehördlich genehmigten Verkaufsfläche 
höchstens um 3.000 m2 zulässig, wenn durch privatwirtschaftliche Vereinbarung mit der Gemeinde 
sichergestellt ist, dass zumindest im Ausmaß der beabsichtigten Verkaufsfläche rechtmäßig bewilligte 
und errichtete Verkaufsflächen von Einkaufzentren der gleichen Kategorie (EKZ I, EKZ II, EKZ II des 
Kraftfahrzeug- und Maschinenhandels, des Baustoffhandels, des Möbelhandels, des Brennstoffhandels 
sowie EKZ des Großhandels) außerhalb des Stadtkerns 
 1. abgebrochen werden oder  
 2. eine dauerhafte Auflassung mit einer alternativen widmungsgemäßen Nachnutzung erfolgt. 

(12) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes rechtmäßig errichtete oder bewilligte bauliche 
Anlagen für land- und forstwirtschaftliche Betriebe gelten als rechtmäßig errichtete und bewilligte 
bauliche Anlagen für land- und forstwirtschaftliche Betriebe im Sinne des K-ROG 2021. Im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes rechtmäßig errichtete oder bewilligte Betriebswohngebäude sowie 
Geschäfts- und Verwaltungsgebäude im Gewerbegebiet gelten als rechtmäßig errichtete und bewilligte 
Gebäude im Gewerbegebiet im Sinne des K-ROG 2021. Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
rechtmäßig errichtete oder bewilligte betriebsnotwendige Wohngebäude für das Aufsichts- und 
Wartungspersonal sowie Geschäftsgebäude im Industriegebiet gelten als rechtmäßig errichtete und 
bewilligte Gebäude im Industriegebiet im Sinne des K-ROG 2021.  

(13) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehende privatwirtschaftliche 
Vereinbarungen sind in das elektronische Verzeichnis gemäß § 53 Abs. 11 K-ROG 2021 aufzunehmen, 
wenn unabhängig von Leistungspflichtenerfüllungsfristen die vereinbarungsgemäßen Leistungspflichten 
nicht oder nicht zur Gänze erfüllt worden sind. 

(14) In Art. IV Abs. 11 des Landesgesetzes LGBl. Nr. 80/2012 entfällt die Wortfolge „über die 
Baulinie oder“. Wird an ein am 1. Oktober 2012 bereits bestehendes Gebäude ein Vollwärmeschutz oder 
eine Außendämmung angebracht, so dürfen diese höchstens 20 cm über die Baulinie ragen. Diese 
Anbringungen eines Vollwärmeschutzes oder einer Außendämmung dürfen auch entgegen dem 
Flächenwidmungsplan ausgeführt werden. 

(15) Die Landesregierung hat die Zielerreichung des K-ROG 2021 fünf Jahre nach seinem 
Inkrafttreten zu evaluieren. 

(16) Mit diesem Gesetz werden umgesetzt: 
 1. Richtlinie 2002/49/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Juni 2002 über die 

Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm, ABl. Nr. L 189 vom 18. Juli 2002, S 12; 
 2. Richtlinie 2010/31/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 2010 über die 

Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (Neufassung), ABl. Nr. L 153 vom 18. 6. 2010, S 13; 
 3. Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 zur 

Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur Änderung und 
anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates, ABl. Nr. L 197 vom 24.7.2012, S 
1; 

 4. Richtlinie 2013/59/Euratom des Rates vom 5. Dezember 2013 zur Festlegung grundlegender 
Sicherheitsnormen für den Schutz vor den Gefahren einer Exposition gegenüber ionisierender 
Strahlung und zur Aufhebung der Richtlinien 89/618/Euratom, 90/641/Euratom, 96/29/Euratom, 
97/43/Euratom und 2003/122/Euratom, ABl. Nr. L 13 vom 17.1.2014, S 1; 

 5. Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlamentes und Rates vom 11. Dezember 2018 zur 
Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen, ABl. Nr. L 328 vom 21.12.2018, 
S 82. 



  1 von 3 

www.ris.bka.gv.at 

LANDESGESETZBLATT 
FÜR KÄRNTEN 

Jahrgang 2022 Ausgegeben am 13. Dezember 2022 www.ris.bka.gv.at 

103. Verordnung: Kärntner Flächenwidmungspläneverordnung  

103. Verordnung der Landesregierung vom 6. Dezember 2022, Zl. 03-Ro-ALL-398/1-2022, 
mit der die Form der Flächenwidmungspläne, die Übermittlung der Daten der 
Flächenwidmungspläne und die Aufnahme der Daten in den Raumordnungskataster 
geregelt werden (Kärntner Flächenwidmungspläneverordnung – K-FlwplV) 

Gemäß § 4 Abs.1, § 13 Abs. 3 und § 58 Abs. 6 des Kärntner Raumordnungsgesetzes 2021 – K-ROG 
2021, LGBl. Nr. 59/2021, wird verordnet: 

§ 1 
Grundsätze der Erstellung 

(1) Die Erstellung des Flächenwidmungsplanes hat in elektronischer Form zu erfolgen. Als 
Dateiformate sind das PDF Format (Portable Document Format) und für die Übermittlung der mittels 
automationsunterstützter Datenverarbeitung erstellten Datensätze an die Landesregierung (§ 5) das 
Dateiformat Shape zu verwenden. 

(2) Plangrundlage für die planliche Darstellung der im Flächenwidmungsplan festzulegenden und 
ersichtlich zu machenden Flächen bildet die zum Zeitpunkt des Beginns der Erstellung im Kärntner 
Geographischen Informationssystem – KAGIS verfügbare digitale Katastermappe des Bundesamtes für 
Eich- und Vermessungswesen. 

§ 2 
Grundsätze der planlichen Darstellung 

(1) Die planliche Darstellung des Flächenwidmungsplanes hat digital im PDF Format zu erfolgen. 
Als Seitenformat ist DIN A3 zu wählen. Die Ausfertigung des Flächenwidmungsplanes setzt sich aus den 
für die Darstellung eines Gemeindegebietes erforderlichen Einzelblättern im Blattschnitt 1:2.000 des 
Bundesamtes für Eich- und Vermessungswesens zusammen. Als Darstellungsmaßstab ist der Maßstab 
1:4.000 zu wählen. Für die Darstellung von Flächen mit ausgeprägter Differenzierung dürfen auch die 
erforderlichen Einzelblätter des Blattschnittes 1:1.000 des Bundesamtes für Eich- und Vermessungswesen 
verwendet werden. Als Darstellungsmaßstab ist hier der Maßstab 1:2.000 zu wählen.  

(2) Zur Darstellung der Flächenwidmungen sowie der Ersichtlichmachungen im 
Flächenwidmungsplan gemäß § 14 K-ROG 2021 sind die in der Anlage enthaltenen Planzeichen zu 
verwenden. Wird mit den in der Anlage enthaltenen Planzeichen nicht das Auslangen gefunden, dürfen 
ergänzende Planzeichen entsprechend der gültigen Schnittstellenvorgabe (§ 6 Abs. 2) verwendet werden.  

(3) Die planliche Darstellung hat folgenden Anforderungen zu entsprechen: 
 1. die Pläne müssen einen Maßstabsleiste sowie einen Nordpfeil enthalten; 
 2. Linien, Symbole und Texte sind, wenn in der Anlage nicht anders angegeben, tiefschwarz, 

Flächen färbig auszuführen; 
 3. Symbole und Texte sind innerhalb einer Fläche zu situieren. Ist dies aus Gründen der Lesbarkeit 

nicht möglich, müssen sie in der Planausfertigung auf sonstige Weise eindeutig zugeordnet 
werden; 

 4. Eintragungen sind derart durchzuführen, dass die Lesbarkeit und Eindeutigkeit der 
Grundstücksgrenzen und Grundstücksnummern, sonstiger Abgrenzungen sowie aller textlichen 
und symbolischen Inhalte gewährleistet sind. 
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§ 3 
Form der planlichen Darstellung 

(1) Die planliche Darstellung des Flächenwidmungsplanes hat aus dem Deckblatt, dem 
Übersichtsblatt, dem Legendenblatt, den Einzelblättern und gegebenenfalls gesonderten Verzeichnissen in 
einheitlichem Format zu bestehen. 

(2) Das Deckblatt hat die Bezeichnung der Gemeinde und das Datum des Beschlusses des 
Gemeinderates zu enthalten. Darüber hinaus dürfen zusätzliche Vermerke und Abbildungen enthalten 
sein. 

(3) Das Übersichtsblatt hat für das gesamte Gemeindegebiet in geeignetem Maßstab die 
Gemeindegrenze und die Grenzen der Katastralgemeinden darzustellen und darüber hinaus mindestens zu 
beinhalten: 
 1. die Blattschnittgrenzen der Einzelblätter; 
 2. die Bezeichnung der Einzelblätter und die Nummerierung nach der Unterteilung des Blattschnitts 

1:2.000 bzw. 1:1.000 des Bundesamtes für Eich- und Vermessungswesens (§ 2 Abs. 1); 
 3. die Namen der Katastralgemeinden. 

(4) Das Legendenblatt hat die Legende der in der planlichen Darstellung verwendeten Planzeichen 
sowie den verwendeten Maßstab (§ 2 Abs. 1) zu beinhalten. Zu den Ersichtlichmachungen (§ 14 K-ROG 
2021) sind die Datenquelle und der Stand der zugrundeliegenden Daten anzugeben. 

(5) Die Einzelblätter haben neben den der Legende entsprechenden Planzeichen die jeweilige 
Bezeichnung laut Übersichtsblatt (Abs. 3 Z 2), das Datum des verwendeten DKM-Standes und 
Ortschafts-, Vulgarnamen sowie althergebrachte Flur- und Feldbezeichnungen zu beinhalten. Die 
Gemeindegrenze sowie die Grenzen der Katastralgemeinden sind ersichtlich zu machen.  

(6) Einzelbewilligungen gemäß § 45 Abs. 5 K-ROG 2021, die gemäß § 14 Abs. 1 Z 3 K-ROG 2021 
im Flächenwidmungsplan unter Verwendung des Planzeichens der Anlage und Beifügung einer 
fortlaufenden Nummer ersichtlich zu machen sind, sind in einem gesonderten Verzeichnis, das die 
fortlaufende Nummer und die Geschäftszahlen der Einzelbewilligungen sowie die Grundstücksnummern 
der betroffenen Grundflächen zu enthalten hat, anzuführen. Dies gilt sinngemäß für Einzelbewilligungen, 
die gemäß § 14 Abs. 5 der Kärntner Bauordnung 1996 erteilt worden sind. 

(7) Soweit erforderlich, sind in einem jeweils gesonderten Verzeichnis unter Beifügung einer 
fortlaufenden Nummerierung nähere Angaben zu unterschiedlichen Widmungen auf mehreren Ebenen 
desselben Planungsgebietes (§ 13 Abs. 1 K-ROG 2021), zu zeitlichen Befristungen von Bauland-
Widmungen (§ 15 Abs. 7 und § 35 K-ROG 2021) sowie zu Ersichtlichmachungen von Flächen, für die 
ein integrierter Flächenwidmungs- und Bebauungsplan erlassen wurde (§ 14 Abs. 1 Z 4 K-ROG 2021), 
anzuführen. 

§ 4 
Änderung des Flächenwidmungsplanes 

Für die planliche Darstellung von Änderungen des Flächenwidmungsplanes dürfen abweichend von 
den §§ 2 und 3 genordete Auszüge der Katastermappe im Maßstab 1:5.000 oder größer verwendet 
werden, in denen die von der Änderung betroffene Fläche so zu kennzeichnen ist, dass die Erkennbarkeit 
der Grundstücksgrenzen sowie die Lesbarkeit nicht beeinträchtigt werden. Die Flächenwidmung 
einschließlich der Ersichtlichmachungen der angrenzenden Grundflächen sind mitdarzustellen. Zusätzlich 
sind auf diesen Auszügen der Katastermappe an geeigneter Stelle 
 1. die Bezeichnung der Gemeinde, der Katastralgemeinde und der von der Änderung betroffenen 

Grundstücke, 
 2. die Änderungsnummer (z.B. Vorprüfungsnummer), 
 3. die Angabe des Maßstabes der Darstellung, 
 4. die Angabe der bisherigen und der vom Gemeinderat in der Folge beschlossenen 

Flächenwidmung, 
 5. die Angabe des Ausmaßes der von der Änderung betroffenen Fläche, 
 6. ein Vermerk über die Auflage zur allgemeinen Einsicht während vier Wochen,  
 7. das Datum des Beschlusses des Gemeinderates und 
 8. das Datum des verwendeten DKM-Standes 
anzubringen. Darüber hinaus dürfen zusätzliche Vermerke und Abbildungen enthalten sein. 
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§ 5 
Übermittlung an die Landesregierung 

Der Landesregierung ist ein vollständiger Datensatz der mittels automationsunterstützter 
Datenverarbeitung erstellten planlichen Darstellung im Dateiformat Shape zu übermitteln. Dieser 
Datensatz ist laut den Definitionen der jeweils aktuell gültigen Schnittstellenvorgabe für digitale 
Flächenwidmungspläne des Amtes der Kärntner Landesregierung aufzubereiten. Bei Änderungen des 
Flächenwidmungsplanes sind die betreffenden Polygone im Dateiformat Shape an die Landesregierung zu 
übermitteln. Beim Amt der Kärntner Landesregierung hat diesbezüglich eine technische Prüfung und 
Abnahme zu erfolgen. Ein Referenzexemplar ist im PDF Format zur Verfügung zu stellen. 

§ 6 
Bereitstellung der Daten im Raumordnungskataster 

(1) Der Flächenwidmungsplan einschließlich dessen Änderungen sind nach deren Inkrafttreten in 
einer separat von der Landesregierung zu führenden PDF Ausfertigung darzustellen.  

(2) Die Flächenwidmungspläne der Gemeinden sowie die Definition der jeweils aktuell gültigen 
Schnittstellenvorgabe für digitale Flächenwidmungspläne (§ 5) werden für die Dauer deren Geltung auf 
der Internetseite des Landes Kärnten (www.ktn.gv.at) zur allgemeinen Einsichtnahme bereitgehalten. 

§ 7 
Schlussbestimmungen 

(1) Diese Verordnung tritt an dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung der Landesregierung vom 11. Juli 1995, 
mit der die Form der Flächwidmungspläne geregelt wird (Planzeichenverordnung für 
Flächenwidmungspläne), LGBl. Nr. 62/1995, in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 30/1998, außer 
Kraft, soweit in Abs. 3 nicht anderes bestimmt wird. 

(3) Für Flächenwidmungspläne und Änderungen von Flächenwidmungsplänen, die vor dem 
Inkrafttreten dieser Verordnung durch den Gemeinderat beschlossen worden sind, ist die Verordnung der 
Landesregierung vom 11. Juli 1995, mit der die Form der Flächenwidmungspläne geregelt wird 
(Planzeichenverordnung für Flächenwidmungspläne), LGBl. Nr. 62/1995, in der Fassung der Verordnung 
LGBl. Nr. 30/1998, anzuwenden. 
 

Für die Kärntner Landesregierung: 
Der Landeshauptmann: 

Mag. Dr. K a i s e r 
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